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Vorwort 

 
Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 

in diesem Jahr fanden erstmalig zwei EMF-Konferenzen für Familienunternehmen statt – 
daher halten Sie mit dieser Ausgabe nun schon den fünften Band der Schriftenreihe des 
Instituts für Entrepreneurship, Mittelstand und Familienunternehmen (EMF-Institut) in der 
Hand.  

Als wir im Oktober 2008 das Institut für Entrepreneurship, Mittelstand und 
Familienunternehmen der HWR Berlin gründeten, war es mir ein Anliegen, in und mit diesem 
Institut Wissenschaft und Praxis stärker zu vernetzen. Neben Forschungsprojekten, 
Veranstaltungen und weiteren Angeboten vor allem auch für unsere Studierenden – hat sich 
das EMF-Institut inzwischen in der Hochschule aber auch darüber hinaus einen guten Ruf 
erarbeitet. Interessierte Studierende, die erste Forschungserfahrungen am Institut sammeln 
möchten, hochqualifizierter wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und viele 
Ideen für Abschlussarbeiten und Impulse für die Praxis sind die Ergebnisse, die mich 
besonders freuen. Denn für mich ist das Institut in erster Linie eine Plattform für den Dialog 
und konstruktiven Austausch. 

Das EMF-Institut ist ein interdisziplinäres Forschungsinstitut, das die Forschungsaktivitäten 
der HWR Berlin in den Themenbereichen Familienunternehmen, Mittelstand, 
Entrepreneurship und Unternehmensnachfolge bündelt und intensiviert. Die EMF-
Schriftenreihe veröffentlicht in unregelmäßigen Abständen Forschungsergebnisse und 
interessante Beiträge aus den Veranstaltungen des EMF-Instituts, um die Erkenntnisse des 
Instituts einer breiten Öffentlichkeit vorzustellen. Daher haben wir in diesem Band neben den 
Konferenzbeiträgen auch einen weiteren Forschungsbericht des Instituts aufgenommen.  

Die Schrift enthält keine rein wissenschaftlichen Abhandlungen, sondern einen bunten Mix 
aus neuen, praxisrelevanten wissenschaftlichen Fragestellungen (wie die nach dem 
Lebenssinn von Unternehmerfamilien) und Erfahrungsberichten und Meinungen von 
Familienunternehmern (z.B. über eine Stiftung und deren sinnstiftendes Tun). Im Fokus aller 
Beiträge stand die Frage, was zum Vermögen eines Familienunternehmens gehört und was 
Unternehmerfamilien mit ihrem Vermögen machen. Gemeinsam mit Experten und allen 
Teilnehmern haben wir auch darüber diskutiert, wie Familienunternehmen mit ihrem 
Vermögen umgehen und wie sie es sichern und mehren können – und warum man so wenig 
darüber erfährt. Denn während im Zusammenhang mit großen Unternehmen häufig über 
deren Vermögen und das soziale Engagement gesprochen wird, sind Familienunternehmen 
im Stillen genauso aktiv.  

Ist das Wissenschaft? Ist es Praxis? Ich meine: Nur der gelebte Dialog holt die Wissenschaft 
immer wieder aus dem Elfenbeinturm, gibt ihr Anregungen für neue Themen und Aspekte 
und andererseits der Praxis Impulse für neue Wege und Lösungen. Dafür stehen das EMF-
Institut, die Veranstaltungen des Instituts und hoffentlich auch diese Schriftenreihe.   

 
Ihre Prof. Dr. Birgit Felden 
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Begrüßungsworte von Herrn Peter Straub, Leiter der Direktion Firmenkunden der 

Landesbank Berlin 

 

 

Meine Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Prof. Felden, 
 
ich begrüße Sie ganz herzlich im Namen der Landesbank Berlin und der Berliner Sparkasse. 
Mein Name ist Peter Straub. Ich leite die Direktion Firmenkunden Zentrum in unserem Haus.  
 
Ich freue mich, dass wir diese Veranstaltung nun bereits zum vierten Mal durchführen. Das 
ist schon eine kleine Tradition. Und sie untermauert unsere seit 4 Jahren bestehende, 
erfolgreiche Kooperation mit der Hochschule für Wirtschaft und Recht, insbesondere dem 
Studiengang Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge. Gemeinsam 
unterstützen wir junge, innovative Existenzgründer sowie Unternehmer auf der Suche nach 
einer Nachfolge bei der Verwirklichung ihrer Ideen. Hier arbeitet unser KompetenzCenter 
Gründungen und Unternehmensnachfolge unter der Leitung von Dr. Christian Segal sehr 
eng mit der HWR Berlin und Frau Prof. Felden zusammen.  
 
Für das Campus Wannsee machen wir nun aus unserem Veranstaltungszentrum einen 
Campus. Bevor wir mit unseren Vorlesungen starten, möchte ich Ihnen noch einen kurzen 
Überblick über die Geschichte dieses einzigartigen Grundstückes geben. Ich hätte Sie heute 
auch so begrüßen können: „Herzlich Willkommen auf Schloss Wannsee“. Denn so wurde 
das Areal früher genannt. Tatsächlich aber war es kein richtiges Schloss, wie Sie es sich 
jetzt vielleicht vorstellen. Vielmehr war das Ensemble zwischen Feuerwerksbau und 
Wasserwerk damals eines der größten Ausflugslokale entlang der Havel. Erbaut wurde es 
1896. Mehr als 2000 Gäste konnten hier in den Gebäuden und im Garten bewirtet werden. 
Der Gaststättenbetrieb wurde erst 1984 vollständig eingestellt.  
 
Die Landesbank Berlin erwarb das unter Denkmalschutz stehende Objekt 1984. Nach 
umfangreicher Restaurierung und Sanierung dient es heute unserem Unternehmen als 
Veranstaltungs- und Schulungszentrum.  
 
Unser Campus Wannsee beginnt in unserem Veranstaltungshaus. Unser Vorlesungsplan 
trägt die Überschrift: Was Familien vermögen. Erfahren Sie an Ihren beiden Campus-Tagen 
was zum Vermögen eines Familienunternehmens gehört, wie es gesichert und vermehrt 
wird.  
 
Herzlich begrüße ich Herrn Dr. Rupert Graf Strachwitz. Er ist ein anerkannter Experte zum 
Thema Stiftungen und wird uns heute Abend Lebenssinn und Erbe näherbringen. 
 
Außerdem heiße ich Herrn Dr. Lars Handrich herzlich willkommen. Er ist der Geschäftsführer 
der DIW econ GmbH. Die Landesbank Berlin befragt in Kooperation mit der DIW econ 
einmal jährlich mittelständische Unternehmen – so auch Familienunternehmen- in der 
Region über die aktuelle wirtschaftliche Lage und die zukünftigen Entwicklungen. Heute 
Abend haben Sie die Gelegenheit, als erste die wichtigsten Ergebnisse aus der Umfrage im 
September dieses Jahres zu erfahren.  
 
Freuen Sie sich auf ein umfangreiches und spannendes Vorlesungsprogramm. Ich wünsche 
Ihnen hierbei viel Freude, neue Einblicke und Denkanstösse sowie zahlreiche neue 
Kontakte.  
 
Ihr Peter Straub 
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2 Lebenssinn und Erbe: Der philanthropische Impuls 
 

Von Dr. Rupert Graf von Strachwitz, Direktor des Maecenata Instituts 
an der Humboldt-Universität zu Berlin, freiberuflicher Publizist, Moderator, Berater, 
www.strachwitz.org 

 

2.1 Leben – Lernen – Weitergeben  

 
Wir durchleben eine ausgedehnte Prüfungsphase, in der es darum geht zu ergrün-
den, ob alte Werte so richtig, wichtig, fundamental sind, wie unsere Vorväter dies 
geglaubt haben. Wir fragen uns: „Was ist wirklich wichtig in unserem Leben?“ und 
finden nur schwer eine Antwort. Wir nehmen immer weniger als „Gottgegeben“ hin, 
sondern begreifen unser ganzes Leben als aufregenden Lernprozess. Lebenslanges 
Lernen ist nicht zuletzt deshalb ein Schlagwort unserer Bildungspolitik geworden. 
Aus diesem Lernen erwachsen neue Fragen: Wie sollen wir leben? Was wird aus 
uns, was aus der Welt, wenn wir nicht mehr Teil davon sind? Was müssen wir ler-
nen, um uns diesen Fragen überhaupt nähern zu können? Was müssen wir, sollen 
wir weitergeben? Was nicht?  
 
Der Dreiklang von Lernen – Leben – Weitergeben ist von hoher Aktualität. Zum Ler-
nen, Leben und Weitergeben gehört, dass wir darüber nachdenken, wo wir herkom-
men. „Was du ererbt von deinen Vätern hast, erwirb es, um es zu  besitzen“, sagt 
Goethe. Und Richard v. Weizsäcker formulierte knapp: „Ohne Herkunft keine Zu-
kunft!“ Vielen Menschen fällt es heute schwer, sich so zu sehen. Bedingt durch so-
ziale Umwälzungen, neue Bildungschancen und in jüngster Zeit die kommunikative 
Revolution, die uns mit unseren Zeitgenossen in fernen Weltgegenden enger zu 
verbinden scheint als mit unseren Vorfahren und Nachkommen, wollen wir vielleicht 
das Ererbte gar nicht besitzen, wollen an ihre Herkunft nicht erinnert werden, wollen 
uns davon bewusst freimachen und denken zunächst auch nicht darüber nach, dass 
wir etwas weiterzugeben haben. Und doch schulden wir unseren Nachkommen et-
was, zumindest eine Welt, in der sie leben können.   
 
Durch den Lernprozess des Lebens wird deutlich, wie schwierig das ist. Das Ererbte 
anzunehmen, zu lernen, damit umzugehen, ist möglicherweise weiterführend als es 
zu verdrängen. Und wer Kinder oder gar Enkel hat, verspürt den Drang, ihnen etwas 
weiterzureichen, sich ihnen aber auch zu erklären. Die horizontale Verflechtung des 
Menschen mit seinen Zeitgenossen ist eben doch nicht die ganze Wahrheit; jeder 
Mensch ist auch vertikal, das heißt in der Zeitachse, verankert. Sie verbindet ihn mit 
den Ahnen ebenso wie mit den Nachkommen.  
 
Dennoch beginnen viele Menschen erst in ihrer dritten Lebensphase, stärker an ihre 
Vertikalbindung zu denken. An das Weitergeben zu denken, soweit es über das 
eigene Leben hinausreichen soll, behalten sich viele für „ihre alten Tage“ vor. Dies 
gilt in erster Linie für das materielle Vermögen und unabhängig davon, ob das Ver-
mögen groß oder klein und wie es strukturiert ist. Für wenige ist das früh genug, weil 
ihr Vermögen und ihre persönliche Situation alles im Grunde schon vorgeben. Für 
die meisten ergeben sich hingegen schwerwiegende Dilemmata, wenn sie erst am 
Lebensende beginnen, darüber nachzudenken, was von dem erlernten und erlebten 
sie eigentlich weitergeben wollen. Dies gilt schon gar im Hinblick auf immaterielle 
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Werte, denn diese lassen sich, allen Abschiedsbriefen zum Trotz, nicht durch Te-
stament übertragen, sondern müssen gemeinsam und meist über lange Zeit erfah-
ren und gelebt werden. Daher gehört der Gedanke des Weitergebens im Grunde 
von Anfang an zum Lernen und Leben dazu. Aber vielleicht ist es nie zu spät, damit 
anzufangen. Von Martin Luther stammt der Ausspruch: „Und wenn ich wüsste, dass 
morgen die Welt untergeht, würde ich heute noch ein Apfelbäumchen pflanzen.“ 

 

2.2 Die neue Zeit 

 
Diese Zuversicht fällt unserer Generation angesichts der Zeitbomben, die wir immer 
lauter ticken hören, besonders schwer. Wir können nicht darüber hinwegsehen, dass 
wir unsere natürlichen Ressourcen zu stark ausbeuten und damit den kommenden 
Generationen zu wenig davon hinterlassen. Wir haben keine Ahnung, welche Fol-
gen der Klimawandel für uns und unsere Kinder haben wird. Wir wissen, dass sich 
die Alterspyramide im letzten Jahrhundert fast vollkommen auf den Kopf gestellt hat. 
Die Erde wird heute von mehr als doppelt so vielen Menschen bevölkert wie noch 
vor einer Generation. Aber wir wissen nicht, ob sich diese Entwicklung linear fortset-
zen wird und schon gar nicht, wo die Grenze der Erträglichkeit liegt und wann und ob 
diese, möglicherweise schon in diesem Jahrhundert erreicht wird. 
 
Über all dies nachzudenken, könnte uns zur Verzweiflung treiben. Aber damit nicht 
genug: Auch das Grundgefüge der Gemeinschaft, in der wir leben, ist aus den Fu-
gen geraten. Wir ahnen, dass das zwischen dem 16. und 19. Jahrhundert 
entwickelte Modell eines Staates mit nationaler Regierung und Verwaltung, 
repräsentativer Demokratie und unabhängiger Gerichtsbarkeit immer weniger in der 
Lage ist, seine Aufgaben zu erfüllen. Nicht nur exotische, von uns oft als 
unterentwickelt bezeichnete Staaten, sondern auch unser eigener ist längst an die 
Grenze seines Leistungsvermögens gelangt. Wir beobachten einen rapiden 
Kompetenzverfall und müssen, wenn wir den Tatsachen ehrlich ins Auge blicken, 
von einem Staatsversagen sprechen. 
 
Aber auch der Markt versagt. Die letzten Wirtschaftskrisen, insbesondere die von 
2008, haben uns dies überdeutlich vor Augen geführt. Zwar stellt er uns hierzulande 
noch geradezu im Überfluss Güter und Dienstleistungen zur Verfügung, doch wissen 
wir nicht, wie lange das noch gut geht. Staatliche Hilfen in Größenordnungen, die wir 
uns gar nicht vorstellen können, sind gewiss kein langfristiges Heilmittel. 
 
Wir sind Zeugen einer zunehmenden Entstaatlichung von Politik. Was Politiker gern 
als Staatsverdrossenheit beklagen, ist in Wirklichkeit eine Verdrossenheit mit den 
konventionellen staatlichen Akteuren, die mit steigendem Interesse an Politik in 
neuer Form und mit alternativen Akteuren einhergeht. Das Legitimitätsmonopol der 
repräsentativen Demokratie ist allenfalls ein nicht mehr einlösbarer Anspruch; die 
Wirklichkeit spiegelt er nicht wider. In den letzten 20 Jahren hat der Staat massiv 
Macht verloren – an den Markt, aber zunehmend auch an eine dritte Arena, die sich 
immer stärker in das Bewusstsein der Menschen und in das Gefüge der politischen 
Ordnung hinein schiebt, die Zivilgesellschaft. Noch ist es so, dass Zivilgesellschaft 
von unserem politischen System gepriesen wird, wenn sie in fernen Ländern unlieb-
same Regime zu beseitigen hilft, im eigenen Land aber gern marginalisiert und in-
strumentalisiert wird. Dennoch: zu unserer Lebenswirklichkeit gehört, dass wir in drei 
Arenen kollektiven Handelns agieren, jeder von uns – gleichzeitig, nach- und mit-
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einander. DOT.GOV, DOT.COM und DOT.ORG sind gleichermaßen legitimiert, über 
öffentliche Angelegenheiten zu debattieren und Entwicklungsprozesse voranzutrei-
ben. 
 
Kurzum: Wir leben in einer neuen Zeit, haben neue, nie gekannte Herausforderun-
gen zu meistern und wollen auch anders leben! Da liegt die Frage nahe, was wir 
dafür lernen sollen, wie wir heute leben, was wir weitergeben sollen. Sollen wir resi-
gnieren? Keine „Apfelbäumchen pflanzen?“ Oder sollen wir uns der neuen Zeit stel-
len, den neuen Wein in neue Schläuche gießen? Traditionelle Muster taugen dazu 
wenig, das Vertrauen in sie ist geschwunden. Wie also strukturieren wir unser Le-
ben, Lernen und Weitergeben? 
 
Die Zeit der lebensumspannenden Karrieren ist vorbei. In einer Hierarchie über 
Jahrzehnte aufzusteigen oder sein Leben lang ein Unternehmen zu führen, ja über-
haupt über Jahrzehnte hinweg dasselbe zu tun – all das sind Auslaufmodelle. Es gibt 
Unternehmer, die als Mittdreißiger ihr Unternehmen verkaufen. Natürlich ist für sie 
das Leben nicht abgeschlossen. Es gibt Menschen, denen erst spät im Leben ein 
Durchbruch gelingt. Natürlich ist alles frühere nicht verloren. Frauen erobern die 
Männerwelt. Die Zeit der männlichen Dominanz über ökonomische Gestaltungspro-
zesse und Lebensentwürfe ist vorbei. Und doch ‚ticken‘ Frauen anders, suchen an-
deren Rat und finden nicht selten andere Lösungen. Auch ein anderes Prinzip, das 
bald 1000 Jahre gegolten hat, gilt heute im Grunde nicht mehr. Der älteste Sohn als 
vorbestimmter Erbe gehört der Vergangenheit an. Eignung, Verantwortungsbewusst-
sein und nicht zuletzt der freie Wille wiegen heute als Auswahlkriterium schwerer als 
ein Erstgeburtsrecht. 
 
Wir denken und handeln immer weniger in nationalen oder milieuspezifischen Ka-
tegorien. Die allgemeine Globalisierung, die globale Kommunikation, die Verknap-
pung der Ressourcen, die demographischen Veränderungen, die Neuorientierung 
der persönlichen Lebensführung (z.B. in unterschiedlichen Partnerschaften)  und 
viele andere, unsere Gesellschaft ebenso wie das je besondere Leben bestimmen-
de Faktoren Dinge lassen Zukunftspläne heute um ein vielfaches komplexer er-
scheinen als noch vor einer Generation. 
 
Kann ich – und will ich – das, was mich bewegt, „umtreibt“, eigentlich weitergeben? 
Wird sich jemand noch an das erinnern, was ich geschaffen und gesagt, geschrie-
ben und aufgebaut habe, wenn ich nicht mehr da bin, um das ständig voranzutrei-
ben? Wird sich überhaupt jemand an mich erinnern? Es ist eigentlich zu spät, denn 
die Weichen hätten viel früher gestellt werden müssen. Was kann jetzt noch sinnvoll 
geordnet werden? 
 
Wer erbt, übernimmt nicht nur Vermögenswerte, sondern auch eine mitunter große 
Verantwortung – beispielsweise für die Mitarbeiter eines Unternehmens, den Erhalt 
eines über viele Generationen tradierten Familienerbes, für eine(n) Witwe(r) oder 
Geschwister. Gibt es jemanden, der dem gewachsen ist? Gibt es eine andere Lö-
sung? An Beratern ist kein Mangel. Aber sind sie auch geeignet? Bekomme ich  
wirklich guten Rat? Muss ich nicht befürchten, dass eigene Überlegungen, Kunden-
bindung, Mandatsverlängerung, Testamentsvollstreckung, Einfluss auf die Vorschlä-
ge der Ratgeber haben? Was mache ich ohne natürliche Erben? Eine Partne-
rin/einen Partner, Kinder, Verwandte? Sollen diese erben? Vielleicht nur einen Teil? 
Oder sollen künstliche Erben geschaffen werden? Hat mein Leben überhaupt einen 
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Sinn, wenn ich nichts weitergeben kann, wenn es niemanden gibt, der weiter trägt, 
was mich bewegt hat? 
 
Solche Fragen sind immer aufgekommen, wenn es galt, die letzten Dinge zu regeln. 
Oft genug haben sie oder der Mangel an Antworten dazu geführt, den Kopf in den 
Sand zu stecken und gar nichts zu unternehmen – so lange, bis es zu spät ist oder 
man sich zu nichts wichtigem mehr aufraffen kann, schon gar nicht zu großen Ent-
scheidungen. „Nach mir die Sintflut“ ist ein ebenso oft gehörter wie später verfluchter 
Spruch. Eine besondere Sorge ist all das sicher dann, wenn ein Familienunterneh-
men, gleich ob ererbt oder selbst geschaffen und gleich, ob Forstbesitz oder High-
Tec-Produzent, auf dem Spiel steht. Eigentümergeführte Unternehmen sind das 
Rückgrat unserer Wirtschaft. Ihr Überleben hängt wesentlich von geordneten Fami-
lienverhältnissen und geeigneten Führungspersönlichkeiten ab. Sind diese in der 
Familie vorhanden? Oder steht der Übergang zum familienfremden Management 
an? Wie steht es um den Frieden unter den Erben? Wie um deren Konsens, was 
Einfluss, Unternehmensstrategie und Ausschüttungspolitik betrifft? Niemand sieht 
oder ahnt gern, dass sein Werk zerrinnen könnte, das vielleicht das ganze Schaffen 
und Schuften letztlich umsonst war. Und jeder weiß, dass der Übergang einer Unter-
nehmung auf eine neue Generation eine Krise darstellt, die strategisch gemeistert 
sein will. 
 
Es ist also kein Zufall, dass in den letzten Jahren neue Berater und Wissenschaftler 
in großer Zahl auf den Plan getreten sind, die sich mit dieser Problematik befassen. 
Seminare sind gut besucht, Bücher werden gern gekauft, auch individuelles Coa-
ching für Erblasser und Erben wird nicht selten in Anspruch genommen. Kein Zwei-
fel: Vielen Menschen kann dadurch wirksam geholfen werden. Und doch scheinen 
einige wichtige Aspekte außer Betracht zu bleiben. 
 
Es ist also heute nicht einfach, den Sinn, den man seinem Leben gibt, tatsächlich 
weiterzugeben. Gar nicht wenige Menschen haben sich vor diesem Hintergrund in 
eine Parallelwelt zurückgezogen; sie blenden aus, was wirklich in dieser Welt ge-
schieht. Und doch gilt, was Dante gesagt hat: „Der eine wartet, dass die Zeit sich 
wandelt; der andere packt sie kräftig an und handelt!“ Wer beansprucht, zu einer wie 
auch immer definierten Elite zu gehören, darf in diesem Sinn nicht abwarten, son-
dern muss handeln, sich in den Wandel einbringen. Nur die Kombination von 
Lernen, Leben und Weitergeben ermöglicht eine umfassende Strukturierung der 
Herausforderungen, denen wir uns stellen müssen. Dies gilt besonders für alte und 
neue Eliten. 
 
 

2.3 Vertikale Bindungen  

 
Scheinbar ist die Gesellschaft des 21. Jahrhunderts ganz und gar auf die Jetzt-Zeit 
fixiert, sie gilt als geschichtsvergessen. Die traditionelle Abfolge der Generationen 
tritt in dieser Form nicht mehr ein. Zugleich wird Nachhaltigkeit zu einem zentralen 
Begriff für neue Ordnungskonzepte. Die Demokratisierung der Gesellschaft ist weit 
fortgeschritten und in ihrem Kern auch unumstritten. Doch unter dem Druck, nach-
haltiger denken zu müssen, scheint sich entweder der Widerstand gegen das verti-
kale beruhigt oder, was wahrscheinlicher ist, eine Gegenbewegung gebildet zu ha-
ben. Gegenbewegungen sind nicht notwendigerweise zerstörerisch. Sie bilden viel-
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fach eine antagonistische Kooperation, d.h. eine durch die Kontroverse beförderte 
Weiterentwicklung oder Problemlösung. Zu viel Horizontalität scheint dem Wesen 
des Menschen letztlich nicht zu entsprechen. Aleida Assmann, die sich mit Veröf-
fentlichungen zur Erinnerungskultur profiliert hat, schreibt: „Der Zusammenhang von 
Erinnerung und Identität hat seit den 80er Jahren dieses [des 20.] Jahrhunderts eine 
neue Aktualität gewonnen. Sie hat zu tun mit der Auflösung und Wiederaufrichtung 
politischer und kultureller Grenzen überall auf der Welt.“1 
 
Vertikale Verankerung muss nicht ererbt sein. In jeder Kette dieser Art gab oder gibt 
es ein erstes Glied, das diesen Schritt bewusst getan hat. Der Moses-Mythos der 
jüdischen Religion ist beispielsweise ein Urmythos des Stiftens einer solchen Verti-
kalkette. Jeder Stifter, gleich ob er in der Römischen Republik eine  Memorial-Stele 
oder in den USA des 20. Jahrhunderts eine Kapitalstiftung begründete, setzte eine 
solche Tradition in Gang. Wir können annehmen, dass sie ihn zutiefst befriedigte. 
Auch heute ist es durchaus möglich, sich neu in dieser Weise zu verankern. Die 
Emanzipation des Bürgertums und der Juden im 18. und 19. Jahrhundert hat dazu 
geführt, dass früher als typisch aristokratisch angesehene, ja sogar Aristokraten vor-
behaltene Verhaltensweisen nachgeahmt und weiterentwickelt wurden. Und schon 
lange vorher gab es in den typischen Bürgerstädten Patrizierfamilien, die sich gera-
de in diesem Punkt nicht von adeligen Familien unterschieden. Gerade in den loka-
len Gesellschaften, in denen es keine so festgefügte Hierarchie gab, d.h. in den 
Städten – man denke an das berühmte, seit dem Mittelalter kursierende Wort 
„Stadtluft macht frei“ – , finden sich besonders reiche Beispiele dafür, wie sich das 
äußern konnte: prächtige Grabmäler in den Kirchen etwa, oder Stiftungen zugun-
sten der Armen und Waisen. Sie dienten der „immerwährenden“ Erinnerung an den 
Stifter und dessen Rang und Persönlichkeit. Auch heute wird ein Mitglied der Fami-
lie Fugger mit Stolz durch die Fuggerei spazieren, die sein Vorfahr vor 500 Jahren 
für eine menschenwürdige Unterbringung bedürftiger Augsburger Bürger gestiftet 
hat. Dass sich mit solchem Tun in vielen Fällen auch ein Gefühl verband, Eigeninitia-
tive und unternehmerische Gestaltung sollten von einer zunehmenden Staatsmacht 
nicht verdrängt werden, lässt sich an vielen Beispielen zeigen. „Wir müssen einste-
hen, wenn der Staat überfordert ist“ sagte der jüdische Unternehmer und Mäzen 
James Simon, der die Büste der Nofretete und zahllose andere Kunstwerke in die 
Berliner Museen brachte, aber auch überreichlich an soziale Einrichtungen spende-
te. 
 
Ich will gewiss nicht einer Wiedereinführung vormoderner Strukturen das Wort 
reden. Aber der Gedanke einer Einordnung in die Geschichtlichkeit der Welt in 
Verbindung mit einem Elitebewusstsein hat zu Konstrukten geführt, die sich über 
relativ lange Zeit als tragfähig erwiesen haben. Dies gilt zunächst einmal unabhängig 
davon, ob persönliche und Familieninteressen oder darüber hinausgreifende 
Anliegen die entscheidungsleitende Motivation darstellen. Ich denke, das Vererben 
ist nicht nur ein Akt des Ordnens, der, sofern man dies überhaupt vorhersagen will, 
vor dem Ableben aus einem gewissen Ordnungssinn heraus fällig ist, wie das häufig 
bei älteren Menschen zu beobachtende Vernichten von Briefen und Akten. Das 
Nachdenken über die Kontinuität über das eigene Leben hinaus als Teil der 
Lebensgestaltung an sich hat eine lange Tradition. Diese wird im Übrigen auch 
schon seit Jahrhunderten von zahlreichen Familienunternehmen und ihren 
Unternehmerfamilien gepflegt und entwickelt. Eigentümergeführte Unternehmen sind 

                                                
1 Aleida Assmann, Erinnerungsräume – Formen und Wandlungen des kulturellen Gedächtnisses. 
München 2009 (4), S. 62. 
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im Übrigen nicht etwas exotisches, sondern die große Mehrheit aller Unternehmen in 
Deutschland. 
 
Ein erfülltes, sinnhaftes Leben schließt, so können wir vermuten, schon weit dies-
seits religiöser Überzeugungen die Einordnung in die Vertikalachse unserer Exi-
stenz als anthropologische Grundkonstante zwingend mit ein. Dies gilt daher auch 
für den Menschen des 21. Jahrhunderts in seiner starken, existentiell bedeutsamen, 
globalen horizontalen Verankerung, die ihm spätestens die kommunikative Revolu-
tion der ersten Dekade gewissermaßen frei Haus geliefert hat.   
 
Wir brauchen im Übrigen nicht zu befürchten, schlechte Demokraten zu sein oder als 
solche angesehen zu werden, wenn wir vertikale Verankerungen pflegen. Unsere 
Gesellschaft beruht eben nicht nur auf dem Prinzip der Demokratie, sondern auch 
auf dem des Rechtsstaates (englisch besser the rule of law, zu übersetzen als Herr-
schaft des Rechts), der für Kontinuität und Verlässlichkeit sorgt (übrigens ferner auf 
dem Prinzip der Menschen- und Bürgerrechte und dem der kulturellen Traditionen). 
Jeder Bauherr begründet mit seinem Bau etwas in der Vertikalachse. Es wird vor-
aussichtlich über den Tod des Bauherrn hinaus Bestand haben. Jedem Gärtner und 
Forstmann geht es ähnlich.  
 
 

2.4 Horizontale Bindungen  

 
War es mir im vorausgehenden Abschnitt wichtig, Argumente für die sinnstiftende vertikale 

Verankerung zusammenzutragen, so soll es im Folgenden sehr wohl um die horizontale 

Verankerung gehen. Dies ist deswegen notwendig, weil die Bezugnahme des Menschen auf 

ein ‚Du‘ zu den grundlegenden Parametern menschlichen Daseins gehört. Gemeint ist 

zunächst das ‚Du‘ in dieser Welt. Und auf dieses ‚Du‘ will ich mich in den weiteren 

Ausführungen konzentrieren. Überraschenderweise gilt es auch hier, in die Geschichte 

zurückzublicken. „Es hat sich für unsere Gattung im Laufe der Evolution als extrem 

wirkungsvoll erwiesen, ein Modell des „Ich“ zu entwickeln. Ein solches Selbstbild erlaubt uns, 

Zukunftspläne zu entwickeln, eigene Interessen zu verfolgen, das Verhalten anderer in 

Bezug auf uns selbst zu beurteilen und somit das eigene Überleben sicherzustellen. Doch 

zugleich führt diese Erfindung des Ich, diese Frucht vom Baum der Erkenntnis, zur 

Vereinzelung. Wir empfinden uns als getrennt von anderen Existenzen, erleben uns als in 

die Welt geworfene Objekte, die eine Zeitlang ihre egoistischen Interessen verfolgen und 

irgendwann zu Staub zerfallen ... Wird dieses ‚Ich‘ dagegen nicht als eigenständige, 

abgetrennte Instanz begriffen, sondern als eine Schöpfung, die in Abhängigkeit  von anderen 

Menschen und letztlich vom ganzen Kosmos existiert, weitet sich der Blick auf einmal.“2  

 

Es gab Zeiten, als Vertikales und Horizontales dadurch außerordentlich eng miteinander 

verknüpft waren, dass sich beide auf biologisch verwandte Menschen bezogen. Die meiste 

Zeit in der nun etwa 150.000 Jahre währenden Geschichte des homo sapiens gab es so 

wenige Exemplare dieser Spezies, dass diese sich untereinander kaum kannten, kaum 

miteinander Berührung hatten, aufeinander auch nicht angewiesen waren. Insofern gab es 

keinen Bedarf an Überlegungen, die über den Familienbereich hinausreichten. Die 

Schicksalsgemeinschaft bildete sich in den Familien fort: Großeltern, Eltern, Geschwister, 

                                                
2  
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Kinder, Neffen und Nichten, Enkelkinder. In diesem Feld war man aufeinander angewiesen, 

kommunizierte man, entwickelte man emotionale Beziehungen, half sich aus Neigung und 

Vernunft. Mit der Entwicklung der Menschheit änderte sich dies, und spätestens in den 

frühen Hochkulturen des Zweistromlandes und Ägyptens bildeten sich Gemeinschaften 

heraus, die weit über die Familienzusammenhänge hinausreichten. Sie enthielten 

hierarchische Strukturen und Ordnungskonzepte, die religiös untermauert waren; die 

Gesellschaften nahmen nicht nur an Größe, sondern auch an Komplexität zu. 

Erstaunlicherweise verknüpften sich damit noch keine zwischenmenschlichen Beziehungen 

personaler Art, die über die Familien hinausreichten, bis es um das 5. Jahrhundert v. Chr. 

ziemlich gleichzeitig in allen Kulturen der Welt, über die wir überhaupt etwas wissen, zu einer 

großen philosophischen Neuorientierung kam. Der deutsche Philosoph Karl Jaspers nannte 

die Ära dieser geistigen Wende die „Achsenzeit“3, Achse deswegen, weil er die Kulturen des 

Mittelmeerraums, des Vorderen Orients und des Fernen Ostens auf einer intellektuellen 

Achse einordnete4. Die englische Religionswissenschaftlerin Katherine Armstrong widmete 

dieser Zeit eine große und sehr interessante Monographie unter dem Titel ‚The Great 

Transformation. The World in the Time of Buddha, Socrates, Confucius, and Jeremiah ’5. Der 

Titel drückt aus, worum es geht. Hier entsteht das Konzept der Nächstenliebe. Bei Konfuzius 

drückt sich das in dem Wort und Schriftzeichen ‚rén‘ aus, zusammengesetzt aus zwei 

einfachen Zeichen: ‚Mensch‘ und ‚Zwei‘6. Im Alten Testament liest sich das so: „Wenn dein 

Feind hungrig ist, dann gib ihm zu essen, und wenn er Durst hat, gib ihm zu trinken. Damit 

bringst du ihn dazu, sich zu ändern und Gott wird dich dafür belohnen.“7  

 

Warum diese geistige Wende sich gerade in dieser Epoche vollzog, braucht hier nur am 

Rande zu interessieren. Es mag genügen, auf den technologischen Fortschritt, eine 

zunehmende Arbeitsteilung und damit Interdependenz der Menschen, die Überwindung der 

reinen Subsistenzwirtschaft und die Herausbildung einer intellektuellen Elite zu verweisen8. 

Es liegt nahe, sich bei der Sichtweise auf die Theorie des Gabentauschs zu berufen, die 

insbesondere Marcel Mauss entwickelt hat und die zum klassischen Referenzpunkt für 

anthropologische und soziologische Überlegungen zu diesem Thema geworden ist9. „Geben, 

Nehmen und Erwidern sind die kollektiven Basisaktivitäten, durch die sich … Gesellschaften 

reproduzieren.“10  

 

Für unseren Zusammenhang geht es bei dieser Betrachtung aber im Kern um den 

Perspektivenwechsel in der Sicht auf den Mitmenschen. Es mag angesichts des dichten 

Netzes von Beziehungen, die wir pflegen, banal klingen; und doch ist es hilfreich, sich darauf 

zu besinnen, dass die Betrachtung des anderen Menschen – jedes Menschen – als für 

unsere Existenz überlebensnotwendig einen intellektuellen Akt von überaus großer 

Bedeutung darstellt. Dass wir es allein und auch mit unseren biologischen Verwandten nicht 

                                                
3 Ulrich Schnabel, Die Vermessung des Glaubens. München 2008, S. 495 f.  
4 Karl Jaspers, Vom Ursprung und Ziel der Geschichte. Zürich 1949. 
5 S. hierzu: Stefan Klein, Der Sinn des Gebens. Warum Selbstlosigkeit in der Evolution siegt und wir 
mit Egoismus nicht weiterkommen. Frankfurt am Main 2010, S. 241 f. 
6 Klein, a.a.O., S. 236. 
7 Spr. 25, 21. 
8 Klein, a.a.O., S. 241. 
9 Marcel Mauss, Die Gabe [1925]. Frankfurt am Main 1968; s. hierzu u.a. Frank Adloff, Die Institutionalisierung 

und Sakralisierung des Gebens: ein kultursziologischer Blick auf das Stiften und Spenden; in: ders./Eckhard 

Priller/Rupert Graf Strachwitz (Hrsg.), Prosoziales Verhalten, Spenden in interdisziplinärer Perspektive. 
Stuttgart 2010, S. 225 ff. 
10 Adloff, a.a.O., S. 226. 
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nur aus allerlei praktischen Gründen nicht schaffen, unser Leben zu gestalten, sondern dass 

dies prinzipiell unmöglich erscheint, ist eine Erkenntnis, hinter die wir nicht zurückfallen 

dürfen.  

 

Schon seit Jahrhunderten beschäftigt die Philosophen und Theologen das Problem, dass 

Nächstenliebe nicht notwendigerweise frei von Eigenliebe, also im strengen Sinn nicht 

wirklich altruistisch sei. Auch ich spreche hier nicht von Altruismus, sondern lediglich von 

einer vernunftgeprägten Einsicht in eine über die Familie hinausgehende Abhängigkeit jedes 

Menschen von den Mitmenschen und den ebenso vernünftigen Konsequenzen, die daraus 

zu ziehen sind. Heute scheint dies gelegentlich als Argument auf, wenn die Lauterkeit eines 

Philanthropen in Frage gestellt werden soll, gewiss nicht immer ohne Grund. Deshalb sei an 

dieser Stelle betont, dass hier ausdrücklich nicht von Gutmenschentum die Rede ist; die 

Beziehung aufzubauen und zu pflegen, ist im Kern kein ethisches Postulat, auch wenn es, 

etwa im Neuen Testament, in der Formulierung „Liebe deinen Nächsten…“11so klingen 

mag. Die Beziehung zum ‚Du‘ ist vielmehr eine fundamentale Gelingensbedingung 

menschlichen Lebens. Nicht umsonst heißt das Gebot vollständig: „…wie dich selbst!“ Es 

geht um das permanente lebensnotwendige Spannungsverhältnis unter Menschen. Dass 

diese(r) ‚Du‘ nicht nur eine(r), etwa der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin ist, sondern 

vielerlei Gestalt annehmen kann, ist die Erkenntnis der Achsenzeit. Martin Buber hat dies auf 

die prägnante Formel gebracht: „Liebe deinen Nächsten, denn er ist wie du.“ 

 

 

2.5 Der homo oeconomicus 

 
Seit Adam Smith, einem der Protagonisten der schottischen Aufklärung im 18. Jahrhundert, 

glauben wir zu wissen, dass wenn wir unser Handeln nur alle von unseren eigenen 

Interessen leiten lassen, letztlich in der Summe allen Handelns dem Gemeinwohl gedient ist. 

Ist also ökonomisches Denken und Nächstenliebe so einfach zu verbinden? Es ist hier nicht 

zu erörtern, ob Smith eigentlich richtig verstanden wurde. Ganz sicher wurde er in dieser 

Interpretation zum Vater der modernen Nationalökonomie. Smith kann damit auch als der 

Erfinder der Akteure in diesem System gelten. Es entstand der homo oeconomicus, der 

Mensch also, der sich in seinen Entscheidungen allein von seinem, in der Regel 

wirtschaftlichen Vorteil leiten läßt. Dem citoyen, dem der Gemeinschaft zugewandten Bürger 

trat idealtypisch der bourgeouis gegenüber. Dass es diesen in vollständigen Ausprägung 

kaum gegeben hat, braucht hier nicht weiter ausgeführt zu werden. Es sei nur darauf 

hingewiesen, dass gesellschaftliches Ansehen, Beliebtheit, Eitelkeit und andere Ziele gerade 

auch denen nicht fremd sind, die vorgeben, allein ihren eigenen wirtschaftlichen Zielen zu 

dienen. Aber auch echter Altruismus ist, wie ich aus Erfahrung weiß, immer wieder einmal 

bei Menschen anzutreffen, denen man das nicht ansehen oder zutrauen würde, und die das 

mit Rücksicht auf ihr gewöhnliches Umfeld schon vor sich selbst, geschweige denn vor 

einem Fremden, kaum zugeben würden.      

 

In unserer, der europäischen Gesellschaft, ebenso natürlich der nordamerikanischen und 

einigen anderen hat das Prinzip von Adam Smith für vorher nie gekannten allgemeinen 

Wohlstand gesorgt. Die Bevölkerungsexplosion des 19. Jahrhunderts hätte ohne diese 

Wirtschaftsgrundsätze wohl tatsächlich zu der von Karl Marx (wie sich erwies, zu Unrecht) 

                                                
11 Mt. 22,39. 
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prognostizierten Verelendung geführt, wenngleich man darüber streiten kann, ob sie nicht 

auch eine Folge der industriellen Arbeitsteilung war. In der Ausgestaltung als soziale 

Marktwirtschaft war diese auch nach 1945 offenkundig erfolgreich, so sehr, dass manche 

Menschen nach 1990 glaubten, mit dem Ende des Kalten Krieges und der Überwindung des 

Kommunismus breche eine Art von goldenem, vom Kapitalismus getragenen Zeitalter an. 

Wie wir wissen, war dies ein großer Irrtum, doch stand von 1990 bis 2008 marktgerechtes 

Verhalten hoch im Kurs. Es war die Zeit, in der die Business Schools in Scharen junge 

Manager ausspuckten, die perfekt mit betriebswirtschaftlichen Kennzahlen umgehen 

konnten, denen aber ein Gefühl für das rechte Maß weitgehend abging und die oft das nicht 

waren, was man mit gesundem Menschenverstand einen „ehrbaren Kaufmann“ nennen 

würde. Die Ergebnisse der Arbeit der Treuhandanstalt, die die Überführung der ostdeutschen 

Staatswirtschaft in die Marktwirtschaft bewerkstelligen sollte, sind dafür ein gutes Beispiel. 

Aber auch die großen Fusionen und Unternehmensverkäufe zeigen, dass der nur auf den 

(meist kurzfristigen) Vorteil bedachte Manager diesen zwar oft erzielen, im Übrigen aber 

beträchtlichen Flurschaden anrichten konnte.   

 

Es war auch die Zeit der Überführung von Infrastrukturdiensten (Post, Bahn usw.) aus 

Staatsbetrieben in Wirtschaftsunternehmen. Es war die Zeit, in der erstmals Behörden ein 

Minimum an Wirtschaftlichkeit in ihre Abläufe brachten, was gewiß überfällig war. Aber sind 

nicht dadurch auch unheilige Allianzen zwischen hoheitlichem Dünkel und Gewinnstreben 

entstanden? Schien es nicht für manchen besonders leicht, gute Quartalszahlen vorzulegen 

und sich eine Gewinnbeteiligung zu sichern, wenn er sich dafür überkommener Monopole 

und Verhaltensmuster des Staates bedienen konnte? Ich habe mich immer dagegen 

verwahrt, als ‚Kunde‘ einer Behörde apostrophiert zu werden. Nach meinem 

Demokratieverständnis gehört das Gemeinwesen seinen Bürgerinnen und Bürgern; 

dementsprechend bin ich also dort kein Kunde, sondern in erster Linie einer der Eigentümer.  

 

Dieses Missverständnis weist in der Tat auf das viel tiefer gehende Problem hin, dass die 

marktgerichtete Privatisierung weiter Teile früher staatsimmanenter Funktionen und 

Strukturen (von der Verkehrsinfrastruktur bis zu den privaten Sicherheitsdiensten) den Effekt 

einer Verschränkung der Handlungslogiken von Staat und Markt gehabt hat. Einerseits ist 

der homo oeconomicus in Bereiche eingedrungen, in denen es gerade nicht um rationale 

Entscheidungen im eigenen, sondern um akzeptable Entscheidungen im allgemeinen 

Interesse geht. ‚Stuttgart 21‘ ist dafür ein „wunderbares“ Beispiel. Andererseits haben sich 

viele große Unternehmen von den Staatsbetrieben eine Behördenmentalität abgeschaut, die 

sich vielleicht für eine kurzfristige Gewinnmaximierung, aber weder für die Optimierung der 

Unternehmensgewinne, noch gar für die der angebotenen Güter und Dienstleistungen positiv 

auswirken kann. Die Verschränkung zwischen Staat und Markt äußert sich beispielsweise 

auch in der  Externalisierung von Kosten und Risiken, die einem Unternehmen umso leichter 

gemacht wird, je größer es ist. Die Gemeinschaft der Bürgerinnen und Bürger ist immer 

häufiger aufgefordert, zur Stabilisierung oder gar Optimierung der Ertragslage von 

Unternehmen beizutragen.   

 

Ein noch größeres Problem stellt freilich der Niedergang des „ehrbaren Kaufmanns“ dar. 

Gewiss, in vielen eigentümergeführten Unternehmen lebt er fort. An Unternehmern, die 

rational und gewinnorientiert handeln und dennoch weder ihre Verantwortung gegenüber 

dem Gemeinwesen, ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, der Umwelt usw. noch ihre 

ethischen Grundsätze aus dem Blick verlieren, ist auch heute kein Mangel. Aber es ist nicht 

zu bestreiten, dass innerhalb der Wirtschaftseliten die Zahl der Egoisten, die um des eigenen 
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Vorteils willen sehr nah an die Grenzen des allgemein Zuträglichen gehen oder diese auch 

überschreiten, in der ersten Dekade des neuen Jahrtausends zugenommen hat. Dies sind 

die Trittbrettfahrer und Schmarotzer der Marktwirtschaft12. Die Fixierung auf den homo 

oeconomicus hat ihnen die Tür geöffnet. Wie oft habe ich beispielsweise erlebt, dass 

Maßnahmen eines Unternehmens, die angeblich dem allgemeinen Wohl dienen sollten, von 

einem zynischen Augenzwinkern der Insider begleitet waren, das dem Eingeweihten 

kenntlich machen sollte, der Vorteil läge letztlich doch beim angeblichen Wohltäter!  

 

Wohlgemerkt, der homo oeconomicus ist – als Bild für den rational, entscheidungsorientiert 

denkenden Menschen – nicht in sich verwerflich. Er ist auch „kein Auslaufmodell“13. Aber er 

kann nicht Maßstab menschlichen Handelns an sich sein – weder empirisch noch normativ. 

Ihm tritt, um in der Terminologie zu bleiben, der homo politicus, der homo ludens14, der homo 

reciprocans, das heißt, der machtbewusste, spielerische, experimentierende, der auf 

Kommunikation bedachte Mensch gleichberechtigt zur Seite. Vom letzteren wird im 

Folgenden ausführlicher die Rede sein.  

 

Das Überhandnehmen von Werbung und Öffentlichkeitsarbeit, in der Wirtschaft ebenso wie 

im Staat, ist beredter Ausdruck davon, dass das gerade bei denen, die ihn propagieren, die 

Schwächen des homo oeconomicus sehr präsent sind. Werbung richtet sich gerade nicht an 

rationale Entscheidungsvorbereitung, sondern an irrationale Sphären des Denkens. Und weil 

fast jeder dies rational durchschaut – in den USA gibt es den schönen Spruch „You can’t 

cheat the consumer“ – verschwindet das Vertrauen in die Aussagen der Werbung, ganz 

ausdrücklich auch in das der politischen.   

 

Vertrauensverlust und damit einhergehend Verlust der Akzeptanz sind letztlich mächtige 

Kräfte, die über sozialen Druck selbst Revolutionen auslösen, zumindest aber 

Veränderungen erzwingen können. Im englischen wird die grundsätzlichen Akzeptanz als 

licence to operate, übersetzbar als ‚Allgemeine Betriebserlaubnis‘ bezeichnet. Diese droht, 

abhanden zu kommen. Rechtzeitige Neujustierung, Umsteuerung erscheint also dringend 

erforderlich.      

 

Das heißt einerseits, der homo oeconomicus ist nicht mehr zeitgemäß. „Was man uns heute 

als unvermeidliche Folgen ökonomischer Grundwahrheiten und der Globalisierung auftischt, 

sind genau besehen die phlegmatischen Äußerungen abergläubischer Männer, die auf die 

Erfüllung des „Großen Schicksals“ warten. Eine Haltung, die jeder vernünftige Mensch ohne 

weiteres ablehnen wird. Aber diese Ablehnung heißt auch: Übernahme von Verantwortung. 

Unsere Eliten haben natürlich wenig Lust auf einen Wandel, der von ihrer Machtstruktur so 

etwas wie Verantwortung verlangt. Nur eine nachdrückliche Einmischung und Teilnahme der 

Bürger bringt ihn zustande.“15 Die Interdependenzen und Abhängigkeiten sind so 

exponentiell gestiegen, dass heute ganz andere Qualitäten im Vordergrund stehen, zum 

Beispiel die, mit Hilfe sozialer Kompetenz Vertrauen zu erwerben und zu bewahren, oder die, 

Zukunftsszenarien entwerfen zu können, die auch für die Erben, die Kinder und Kindeskinder 

also, ein menschenwürdiges Leben einigermaßen wahrscheinlich erscheinen lassen. Das 

erstaunliche ist, dass andererseits der egoistische homo oeconomicus in einer Krisenzeit wie 

                                                
12 S. hierzu Klein a.a.O., S. 265f. 
13 Birgit Felden, Plädoyer für den homo oeconomicus; in: Betriebswirtschaftliche Blätter, Nr. 01/2011, S. 121. 
14 S. hierzu Johann Huizinga, Homo Ludens – vom Ursprung der Kultur im Spiel. Reinbach 1987. 
15 John R. Saul, Der Markt frißt seine Kinder – Wider die Ökonomisierung der Gesellschaft [1995]. 

Frankfurt/New York 1997, S. 17. 
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unserer nach allen anthropologischen Erfahrungen auch keine Überlebenschance hat. Wer 

allein und gegen alle ums Überleben kämpft, hat so lange eine gute Chance zu gewinnen, 

wie es keine nennenswerten Krisen gibt und jeder sich frei entfalten kann. In der Krise 

hingegen überleben diejenigen, die mit kooperativem Verhalten vertraut sind und im 

Einzelfall zurückstecken können. Seltsamerweise kann man dies mathematisch berechnen. 

George Price hat dies getan.16 Wir sprechen also hier nicht von ethischen Postulaten, 

sondern von Ergebnissen empirischer Forschung. Der homo reciprocans, also der Mensch, 

der sich bewusst in das Beziehungsgeflecht von Rücksicht, Respekt und Vertrauen, aber 

auch eines Gebens und Nehmens einordnet, hat die größeren Überlebenschancen – und 

wahrt erstaunlich erweise in besonderem Maße seine Individualität, seine persönliche 

Unverwechselbarkeit. Er bleibt Herr oder Herrin des eigenen Lebens. Dem Leben einen Sinn 

zu geben, heißt unter diesen Umständen ohne Zweifel, sich für diesen vernünftigen Weg zu 

entscheiden. Er ermöglicht zugleich mit deutlich größerer Wahrscheinlichkeit das Überleben 

der Gesellschaft insgesamt und damit auch die Vererbbarkeit im Einzelnen.  

 
 

2.6 Soziales Kapital 

 
Angesichts der globalen Herausforderungen haben, wie ich versuchte zu zeigen, die 

„Trittbrettfahrer und Schmarotzer“17 eine geringere Überlebenschance als kooperative 

Menschen. Dennoch können Trittbrettfahrer einen so gewaltigen Schaden anrichten, dass 

dies letztlich zu einer umfassenden Katastrophe führt. Gerade in Deutschland rufen wir in 

dieser Situation traditionell nach dem Staat. Noch mehr Regeln, noch mehr Investitionen in 

Sicherheit, noch mehr Kosten der Durchsetzung, noch mehr Kontrollen: das ist die Spirale, 

die dadurch entsteht, und auf der wir schon ein ganz gutes Stück hinauf- oder sollten wir 

sagen hinuntergedreht worden sind. Es sieht nicht danach aus, als ob dieses System 

besonders erfolgreich wäre. Die einzige Folge, die wir relativ klar erkennen können, ist, dass 

unsere Freiheit zunehmend bedroht ist. Wir scheinen auf eine rechtsstaatlich verbrämte 

Zwangsherrschaft zuzusteuern. Den Trittbrettfahrern durch hoheitliches Handeln das 

Handwerk zu legen, erscheint dennoch illusorisch; der geschickte Entrepreneur ist immer 

ahead of the curve – uneinholbar immer eine Nasenlänge voraus.  

 

Vor diesem Hintergrund stellt sich neu die Frage: Ist alles des Kaisers? Stehen alle 

Gemeinschaftsverpflichtungen der Bürger dem Staat zur Definition, Gestaltung, 

Durchführung und Regelung zu? Ist der Staat der Herr über unser Leben? Muss alles und 

jedes über den Umverteilungsmechanismus der Steuererhebung finanziert werden? Ist es 

vernünftig und zielführend, die traditionelle Unterscheidung zwischen ‚Öffentlich‘ und ‚Privat‘ 

beizubehalten, alles, was nicht Wirtschaft oder unmittelbarer Familienbereich ist, als 

öffentlich zu klassifizieren und dem Staat zu überantworten? Zunehmend kommen wir dazu, 

diese Fragen mit einem klaren ‚Nein‘ zu beantworten. Als Begründung fallen uns sofort die 

immensen Kosten staatlichen Handelns und die oft defizitäre Aufgabenerfüllung ein. Diese 

Gründe sind in der Tat weithin stichhaltig. Es gibt aber noch einen anderen 

Begründungsansatz. 

 

                                                
16 George Price, Selection and Covariance; in: Nature 227, 1970, S. 520 f. S. hierzu Klein a.a.O., S. 188 ff. u. 
290 (Anm. 2). 
17 Klein, a.a.O., S. 265 u. passim. 
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Ausgehend von der Frage, warum in einigen Teilen Italiens die öffentliche Verwaltung und 

auch die Wirtschaft besser funktionieren als in anderen, führte der amerikanische Soziologe 

Robert Putnam in den 1980er Jahren umfangreiche Feldforschung durch. Das Ergebnis war 

für viele Staatstheoretiker überraschend. Kennern der menschlichen Natur hingegen 

erschien es sofort plausibel: Informelle Netzwerke sind die entscheidende 

Gelingensbedingung für erfolgreich arbeitende Ordnungsstrukturen. Wo diese vorhanden 

sind, funktioniert die öffentliche Verwaltung messbar besser als dort, wo diese fehlen. 

Gleiches gilt auch für die Wirtschaft. Auch diese ist angewiesen auf informelle Beziehungen 

unter den Teilnehmern an den Kreisläufen. Es ist also gerade nicht so, wie die 

Staatstheoretiker des 18. Jahrhunderts vermuteten: Eine starke Zivilgesellschaft ist nicht 

eine gefährliche Konkurrenz zum Staat, sondern eine entscheidende Voraussetzung für 

dessen Erfolg. Putnam baute seine in Italien gewonnenen empirischen Erkenntnisse zu einer 

Theorie des sozialen Kapitals aus.18 Ohne auf ihn ausdrücklich Bezug zu nehmen, knüpfte er 

damit an eine These an, die der deutsche Rechtsphilosoph Ernst-Wolfgang Böckenförde 

schon 1976 vertreten hatte.19 Der (säkulare) Staat, so argumentierte er, lebt von 

Voraussetzungen, die er selbst nicht schaffen kann. Böckenförde hatte, indem er auf den 

säkularen Staat verwies, dabei insbesondere die religiösen Voraussetzungen im Blick, die er 

im Kontext des Gottesbezugs im Grundgesetz herausstellen wollte; der Gedanke bleibt 

derselbe, wenn wir ihn auf andere soziale Voraussetzungen beziehen. Neben finanziellem 

und Humankapital ist soziales Kapital, definiert als ein Geflecht von informellen Strukturen, 

Grundlage des Reichtums einer Gesellschaft und damit auch Voraussetzung für das 

Gelingen staatlicher und marktwirtschaftlicher Strukturen und Prozesse.                 

 

Nun ist dies zunächst eine Betrachtungsweise, die von der Gesellschaft auf den einzelnen 

Bürger blickt und somit nicht unstrittig ist. Das 20. Jahrhundert hat uns drastisch vor Augen 

geführt, dass eine solche Blickrichtung menschenrechtsgefährdend wirken kann. So haben 

es weder Böckenförde, der gewiss die katholische Naturrechtslehre zum Ausgangspunkt 

seiner Überlegungen nahm, noch Putnam, der auf einer Tocquevilleschen Tradition 

aufbaute, gemeint. Gerade bei Putnam ist daher die Freiwilligkeit der Zusammenschlüsse 

oder Netzwerke ausschlaggebend. Im Interesse aller liegt es, wenn sich starke Netzwerke 

bilden. Aber ist damit auch gesagt, dass es im Interesse des Einzelnen liegt, sich zu 

vernetzen? Nur dann sind nämlich für ein freiwilliges Engagement in solchen Netzwerken die 

Voraussetzungen gegeben. Dieses Interesse kann in der Gewinnung persönlicher Vorteile 

oder Abwehr persönlicher Gefährdungen liegen, kann aber auch durch den Willen bedingt 

sein, zu schenken. Auf diesen Schenkungswillen oder philanthropischen Impuls wird im 

folgenden Abschnitt näher einzugehen sein. An dieser Stelle mag es genügen, an das oben 

beschriebene Spannungsverhältnis zum Du zu erinnern, um damit deutlich zu machen, dass 

es tatsächlich in jedermanns Interesse liegt, mit anderen Menschen einen ständigen Kontakt 

zu pflegen, gemeinsame Anliegen zu besprechen, gemeinsame Vorlieben zu  verfolgen usw.  

Heinrich von Kleist gab einem Aufsatz den Titel: „Über die allmähliche Verfertigung der 

Gedanken beim Reden“.20 Darin kommt wesentliches zum Ausdruck: Nur indem man sich 

einem anderen mitteilt, kommen, so Kleist, gedankliche Prozesse voran. Auch „deshalb 

propagieren die Religionen einen radikalen Perspektivwechsel. Sie erinnern uns daran, dass 

das Problem der Vereinzelung mit unserer beschränkten Sichtweise zu tun hat und dass es 

                                                
18 Robert Putnam, Making Democracy Work – Civic Traditions in Modern Italy. Princeton 1994. 
19 Ernst-Wolfgang Böckenförde, Die Bedeutung der Unterscheidung zwischen Staat und Gesellschaft im 

demokratischen Sozialstaat der Gegenwart; in: ders. (Hrsg.), Staat, Gesellschaft, Freiheit. Frankfurt/Main 1976. 
20 Heinrich von Kleist, Über die allmähliche Verfertigung der Gedanken beim Reden; bspw. in: Werke in einem 

Band. München 1966, S. 810-814. 
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die unbedingte Identifikation mit unserem Selbstmodell, dieses ständige Kreisen um das 

eigene Ego ist, das Leid erzeugt. Denn wer die eigene Person als den Nabel der Welt 

betrachtet, ist permanent damit beschäftigt, die Interessen, Wünsche und Begierden dieser 

Person zu befriedigen, was den wenigsten auf Dauer gelingt. … Wird dieses ‚Ich‘ dagegen 

nicht als eigenständige, abgetrennte Instanz begriffen, sondern als eine Schöpfung, die in 

Abhängigkeit von anderen Menschen und letztlich vom ganzen Kosmos existiert, weitet sich 

der Blick auf einmal; und wir können uns im besten Falle, als Teil eines großen Ganzen 

begreifen, das den Tod dieses ‚Ich‘ überdauert.“21 

 

Diese Sicht wird empirisch breit gestützt. Etwa 23 Millionen Bürgerinnen und Bürger 

engagieren sich beispielsweise in Deutschland in bürgerschaftlichen Anliegen jedweder Art; 

80% hiervon tun dies in freiwilligen Zusammenschlüssen, vor allem in Vereinen. In der Tat ist 

die relative Stabilität unserer Gesellschaft in hohem Maße dieser Vereinskultur geschuldet. 

Hier wird Demokratie eingeübt, hier partizipieren Menschen an für sie relevanten 

Entscheidungsstrukturen und beziehen daraus ein  tiefes Gefühl der Befriedigung. Hier 

wirken Inklusions- und Integrationsmechanismen, hier wird – allen bekannten Streitereien 

zum Trotz – eine Zivilität des Umgangs eingeübt und gepflegt. Der Aufbau von sozialem 

Kapital ist insofern durchaus die Folge davon, dass Menschen aus freiem Entschluss 

intensiv miteinander kommunizieren. Solche Entschlüsse bedürfen gelegentlich der 

Ermutigung durch andere, und staatliche Regulierung kann abschreckend wirken. Doch 

haben beispielsweise die Vorgänge im Vorfeld der Ereignisse von 1989/90 in Mittel- und 

Osteuropa gezeigt, dass sich auch unter schwierigsten Bedingungen Menschen freiwillig zu 

gemeinsamem Handeln zusammenschließen und selbst Gefahr für Leib und Leben in Kauf 

nehmen, wenn ihnen das Ziel ihrer Aktivität wichtig genug erscheint. Der arabische Frühling 

zeigt uns, dass dies auch heute, auch unter anderen Bedingungen und in anderen Kulturen 

aktuell ist. Die kommunikative Revolution der ersten Dekade des neuen Jahrtausends 

unterstützt solches Handeln und trägt dadurch zur Schaffung von sozialem Kapital bei.   

 

Dennoch bleibt die Frage, ob dies alles etwas mit dem Lebenssinn zu tun hat. Geht es hier 

um Einsicht in gesellschaftliche Notwendigkeiten? Oder hat der einzelne Mensch etwas 

davon, wenn er sich engagiert? In einem Extremfall, wie es der arabische Frühling ohne 

Zweifel ist, kann vielleicht jeder seinen persönlichen Nutzen aus dem gemeinsamen Handeln 

ableiten. Aber wie steht es um den alltäglichen Dienst, den vielleicht auch jemand anderes 

tun könnte, den zu tun  vielleicht Aufgabe des Staates ist.  

 

Ein anderer Aspekt verdient es, an dieser Stelle erwähnt zu werden: „Vertrauen scheint sich 

am besten in kleinräumigen, überschaubaren Ordnungen zu entfalten, im Privaten, im 

Zwischenmenschlichen: also in einer Sphäre, wo es möglich ist, Menschen kennenzulernen, 

ihr Verhalten zu beobachten, Erfahrungen mit ihnen zu sammeln und stabile Beziehungen 

aufzubauen.“22 Dieses Vertrauen ist in politischen und wirtschaftlichen Zusammenhängen 

weithin abhanden gekommen – kein Wunder, möchte man im Anschluss an Hans Maier 

sagen, denn diese sind längst zu groß, zu amorph, zu unübersehbar geworden, um die 

Bedingungen für die Genese von Vertrauen zu erfüllen. Nur 38% der deutschen Bürger 

glauben, dass die Regierung im wesentlichen das Richtige tut23, weniger als ein Drittel hat 

                                                
21 Schnabel, a.a.O., S. 496. 
22 Hans Maier, Vertrauen als politische Kategorie. Augsburger Universitätsreden 12. Augsburg: Universität 
1988, S. 35. 
23 Edelman Trust Barometer 2010: Annual Global Opinion Leaders Survey. www.edelman.com/trust, S. 8. 

http://www.edelman.com/trust
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ein grundsätzliches Vertrauen in unser politisch-administratives System24, nur 17% der 

Deutschen hatten 2010 Vertrauen in die Banken25. Dieser Vertrauensschwund wirkt sich 

verheerend auf die Kohäsion unserer Gesellschaft aus. Wenn es nicht gelingt, eine neue 

Vertrauensordnung zu schaffen, droht ein Zusammenbruch, der jeden vernünftigen Umgang 

miteinander und mit den „Zeitbomben“ verschiedenster Art (Übernutzung der natürlichen 

Ressourcen, Energieversorgung, globale Bevölkerungsexplosion, demographischer Wandel 

usw.), die wir dringend entschärfen müssen, ad absurdum führt.26 Wir „befinden … uns im 

‚turbulenten Teenageralter‘, einem Jahrzehnt (oder mehr) der Orientierungslosigkeit und 

Unordnung.“27 Wir benötigen soziales Kapital in nie gekanntem Maße.         

 
 

2.7 Lebenssinn und Erbe als Elitenproblem 

 
„Die kommende Renaissance [nach dem für die Gegenwart konstatierten neuen Mittelalter] 

wird eine Epoche der universellen Befreiung durch exponentiell wachsende und freiwillige 

Verbindungen sein. Wir stehen am Anfang einer neuen Ära, in der jedes Individuum und 

jedes Kollektiv, in der Lage sein wird, seine eigenen Ziele zu verfolgen. Die Revolution in der 

Informationstechnologie befähigt Menschen zu eigenmächtigem Handeln, und dies wird uns 

in eine Welt wechselseitiger Beziehungen zwischen zahllosen Gemeinschaften 

unterschiedlicher Größe führen.“28  

 

Die deutsche Öffentlichkeit hat eine Scheu vor dem Elitebegriff, die durch mediale 

Diskussionen am Leben gehalten wird. Gewiss ist unsere Gesellschaft ganz reichlich mit 

Menschen bestückt, die zu Unrecht glauben, einer Elite zuzugehören. Die Mitgliedschaft in 

einem Golf-Club, die (oft recht sklavische) Befolgung von Moden des äußeren Habitus und 

andere Äußerlichkeiten führen eben gerade nicht zu der erstrebten Zugehörigkeit. Und doch 

ist uns bewusst, dass in jeder Gesellschaft Teile davon den Anspruch erheben und gar nicht 

so selten auch einlösen, in welcher Weise auch immer zu Führungsaufgaben berufen zu 

sein. Erst vor wenigen Tagen war ich Zeuge einer Präsentation der Max-Planck-

Gesellschaft, bei der allen Ernstes für die Wissenschaft – und nur für diese – dieser 

Anspruch erhoben wurde. Weder löst sie diesen meines Erachtens ein, noch wäre unsere 

Gesellschaft zutreffend beschrieben, wenn man der Wissenschaft diesen Rang zumessen 

würde. Zu lose sind die Verbindungen zu den politischen, wirtschaftlichen und intellektuellen 

Eliten, die wir durchaus bestimmen können. Und zu wenig ist in der Wissenschaft die 

Verantwortlichkeit für das Gemeinwesen spürbar, die wir, so wir sie denn positiv sehen, den 

Eliten attestieren. Verantwortung, subjektiv empfunden und objektiv nachvollziehbar, scheint 

eine Meßlatte zu sein, an der man Eliten relativ gut messen kann. Dass sie dem politischen 

und öffentlichen Diskurs weitgehend abhanden gekommen ist, dass sie selbst – mittels 

linguistischer Verfahren (durch Neuübersetzung) – aus Bibeltexten heraus dividiert worden 

ist29, kann durchaus als Krise der Eliten gedeutet werden.  

                                                
24 Horst W. Opaschewski, Wir!, Warum Ichlinge keine Zukunft mehr haben. Hamburg 2010. 
25 Edelman a.a.O., S. 8. 
26 S. hierzu: Rupert Graf Strachwitz, Vertrauen in gesellschaftliche(n) Arenen; in: Annette Kehnel (Hrsg.), 
Kredit und Vertrauen. Frankfurt a.M. 2010, S. 37-49. 
27 Parag Khanna, Wie man die Welt regiert. Berlin 2011, S. 286. 
28 Khanna, a.a.O., S. 291. 
29 Nikolaus Lobkowicz, Überlegungen zur „Verantwortung vor Gott“; in: Michael Langer/Anselm Bilgri (Hrsg.), 
Weite des Herzens – Weite des Lebens, Beiträge zum Christsein in moderner Gesellschaft. Regensburg 1989, 

Bd. II, S. 241. 
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Auf die Thematik des Lebenssinns bezogen, ist mit dem Anspruch, einer Elite zuzugehören 

unabhängig von der Frage, ob dieser Anspruch auch nur teilweise eingelöst oder akzeptiert 

wird, in jedem Fall ein anderer Lebensentwurf verbunden. Wer einer Elite zugehören will, 

muss sein Leben danach ausrichten, muss, und sei es im ganz kleinen, eine singuläre 

Position einzunehmen versuchen, durchaus in Demut und Bescheidenheit, durchaus mit 

vollem Respekt für andere Lebensentwürfe, aber doch stets mit einer Überzeugung, dass 

der eigene geeignet ist, den selbst gesetzten Anspruch einzulösen. Dazu gehört auch, sich 

nicht in jeder Hinsicht verkollektivieren zu lassen, das heißt, wo immer möglich, seinen 

Standpunkt selbst zu vertreten. Anders ist der Elitenanspruch gar nicht zu artikulieren. 

Ebenso hat dieser gewiss Auswirkungen auf die Gestaltung des Lernens und des 

Weitergebens. Das Lernen hat einen Fokus, das Weitergeben ein Ziel: die vorgeblich oder 

tatsächlich errungene Elitenposition mitgeben zu können. Ob das in Zeiten wie diesen 

prinzipiell gelingen kann, ist eine ganz andere Frage, die hier nicht zu erörtern ist. 

Entscheidend ist der Wille. 

 

Wer sich in dieser Weise selbst versteht, für den sind Du-Beziehungen von anderer Art; sie 

werden mit mehr Bedacht entwickelt und gepflegt. Auch der öffentliche Auftritt ist anders 

konstruiert. Er verleiht dem individuellen Anspruch Attribute, die diesen untermauern sollen. 

Insofern erscheint das vorher ausgeführte unter diesem Vorzeichen in anderem Licht. Vor 

allem setzt sich in der Lebensgestaltung ohne Zweifel mit diesem Anspruch eine Scheu vor 

kollektivem Handeln durch. Das Genossenschaftsprinzip, das jeder Vereinigung eigen ist, 

gerade der diese auszeichnende Partizipationsgedanke, ist dem Elitenangehörigen fremd. Er 

bedarf eines eigenen, höchst individuellen Handlungsinstruments. Als Individuum und eben 

nicht als Kollektiv will dieser sich in die Gemeinschaft einbringen. Es scheint, als ob unter 

dem Vorzeichen, dass freiwillig zustande gekommene Organismen an sich zur Begegnung 

mit den Herausforderungen unserer Zeit geeigneter sind als Strukturen, in die man 

hineingeboren ist und denen man nicht entkommen kann, die Option der Stiftung im Kontext 

der Elite attraktiver erscheint als die assoziative Instrumente.  Die Stiftung aus 

philanthropischem Impuls kann – wohlgemerkt kann, muss nicht – eine Brücke zwischen 

dem elitären Individualitätsanspruch und der Notwendigkeit gemeinschaftsorientierten, vom 

freiwilligen Geschenk getragenen Handelns schlagen    

 

Das Stiftungswesen bewegt sich in einem Spannungsfeld zwischen den Paradigmen des 

homo oeconomicus, des Individualismus, des staatlichen Monopolanspruchs und des 

moralischen Imperativs. Karl Popper hat in seinem Hauptwerk ‚Die offene Gesellschaft und 

ihre Feinde‘ an der Stelle, an der er sich mit Platons politischem Programm 

auseinandersetzt, das Problem des Individualismus und Kollektivismus behandelt. Einen 

Gegensatz zwischen Individualismus und Egoismus zu konstruieren, weist er ausdrücklich 

zurück.30 Vielmehr bilden für ihn Kollektivismus und Individualismus einerseits, Egoismus 

und Altruismus andererseits Gegensatzpaare. „Ein Gegner des Kollektivismus, also ein 

Individualist, [kann] zur gleichen Zeit ein Altruist sein.“31  

 

Zwei Dinge sind an dieser Aussage bemerkenswert. Zum einen ist es die Herausstellung des 

Individualisten als eines wichtigen und legitimen Akteurs in der Gesellschaft. Popper erteilt 

damit der Vorstellung, alles müsse, um mit Legitimität ausgestattet zu sein, von 

                                                
30 Karl Popper, Die offene Gesellschaft und ihre Feinde [1945]. Tübingen 1992, S. 120 ff. 
31 a.a.O., S. 121. 
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Repräsentanten verabschiedet worden sein, unmissverständlich eine Absage. Die 

Verantwortung und das Recht, etwas einzubringen, hat vielmehr jeder Bürger für sich allein 

und aus sich allein heraus. Zum anderen ist das in Deutschland so beliebte Gegensatzpaar 

von Altruismus und Eigennutz damit dekonstruiert. Vielmehr wird anerkannt, dass eigene 

und altruistische Ziele untrennbar miteinander verquickt sind.  

 

2.8 Der philanthropische Impuls 

 
Jack Ma, der Gründer von alibaba.com, der chinesischen Version von E-Bay, hat mit 

Millionen die chinesische Variante der Grameen Bank finanziert, die Mikrokredite vergibt. Er 

sagt: „Wenn man ein Vermögen von mehreren Millionen oder gar Milliarden besitzt, dann 

gehört einem dieses Geld nicht mehr. Es ist eine Ressource, die der Gesellschaft gehört.“32 

Ähnliche Aussagen finden wir in Variationen bei zahlreichen anderen Zeitgenossen in allen 

Kulturen. Vom Zurückgeben an die Gesellschaft ist oft die Rede, auch von der höheren 

Verantwortung der Vermögenden. Dem wird von Kritikern oft entgegengehalten, das seien 

letztlich Werbesprüche; so etwas sage man, um sich  beliebt zu machen, oder, schlimmer 

noch, um die Mitwelt über die wahren Absichten bewusst zu täuschen. Letztlich gehe es 

jedem um den eigenen Vorteil, alles andere sei im Grunde gelogen. 

 

Nun ist gewiß nicht zu bestreiten, dass nicht jeder angebliche Philanthrop aus ganz und gar 

altruistischen Motiven handelt. 25 Jahre Erfahrung mit Persönlichkeiten, die ihre 

Philanthropie in die Form einer dauerhaften Stiftung gießen wollten, haben mir bestätigt, was 

ein kluger Benediktiner-Abt mir einmal in einer sehr konkreten Situation eindringlich 

nahegebracht hat: „Man kann in die Seele eines anderen Menschen nicht hineinsehen.“ Dies 

gilt allerdings in jeder Richtung. Es gibt eben durchaus Menschen, die vor Gemeinnützigkeit 

nur so „triefen“, von denen man aber nach einer Weile ahnt – gelegentlich auch sehr 

handfest erfährt – dass eben nicht die Allgemeinheit – der Nächste – im Zentrum der 

Überlegungen steht, sondern das eigene Ich. Aber es gibt eben auch die, die zu einem oft 

sehr schwer bestimmbaren Teil, einen Impuls verspüren, die Liebe zum Nächsten zu leben, 

ihr konkrete Gestalt zu verleihen. In dieser Zwischenzone – oder sollte man sagen, 

Kernzone, in der die Liebe zum Nächsten und zu sich selbst die in dem Wort ‚wie‘ 

ausgedrückte unauflösliche Verbindung eingehen – vollzieht sich Philanthropie. So gesehen, 

ist es also nicht nur übertrieben puristisch, sondern auch vom Ansatz her falsch, den reinen 

Altruismus zum positiven Wert an sich zu erheben und jedes Abweichen von dieser Norm mit 

dem Makel der Täuschung zu belegen. 

 

An dieser Stelle mag es hilfreich sein, die Bedeutung des Wortes Philanthropie in Erinnerung 

zu rufen. An seinen griechischen Wortwurzeln philos (der Freund) und anthropos (der 

Mensch) ist Philanthropie als griechischer Ausdruck erkennbar. Seine heutige Bedeutung 

erlangte der Begriff allerdings erst im 18. Jahrhundert, also interessanter Weise gerade der 

Zeit, in der die Vertikalachse radikal in Frage gestellt wurde. 1774 wurde beispielsweise in 

Dessau das Dessauer Philanthropische Institut, kurz Philanthropin, gegründet, eine moderne 

Erziehungsanstalt nach den Grundsätzen damaliger Reformpädagogik. Wenn also heute, 

zumal im amerikanischen Gebrauch, philanthropist (der Philanthrop) mit dem 

Stiftungsgründer oder Großspender gleichgesetzt wird, so ist dies eine Verkürzung, die 

weder historisch noch etymologisch begründet werden kann. In seiner vollen Bedeutung sagt 

                                                
32 Zit. Nach: Khanna, a.a.O., S. 232. 
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Philanthropie vielmehr etwas aus über ein – mag sein, säkulares – Verständnis des ganzen 

Lebens, sowohl in seiner zeitlichen Abfolge, als auch in seiner Fülle. Philanthropie im 

modernen Sinn ist eine der Gelingensbedingungen eines sinnerfüllten Lebens. Sie gehört zur 

Selbstverwirklichung, ist also eigentlich kein Opfer, sondern die ins Säkulare gewendete 

Selbstbezüglichkeit der Ich-Du-Beziehung. Wenn es in der – heute gültigen – Verfassung 

eines der ältesten Orden der christlichen Kirche, des meist kurz Malteser-Orden genannten 

Ritterlichen Ordens vom Spital des Hl. Johannes des Täufers zu Jerusalem, heißt, der Orden 

diene „der Heiligung seiner Mitglieder“, so widerspricht dies diametral dem gängigen 

Verständnis von Altruismus, entspricht aber dem Doppelziel der Philanthropie. Diese 

Heiligung widerspricht eben  nicht, sondern wird geradezu bedingt durch den Hauptzweck 

des Ordens, den Kranken und Schwachen  beizustehen.   

 

Dieses Argument wird von drei Impulsen gestützt, die in Kombination den philanthropischen 

Impuls dann befördern, wenn dieser tatsächlich zu dauerhafter Institutionalisierung führt – 

zur Stiftung. Diese Impulse sind keine Erfindung unserer Tage, sondern begleiten das 

Stiftungswesen seit den frühen Hochkulturen, in ihren Blütezeiten im Hellenismus, im 

nachkonstantinischen Christentum, im Islam, im europäischen Mittelalter, in der bürgerlichen 

Emanzipation des 19. Jahrhunderts und heute. Es wäre völlig falsch, sich dieser Impulse 

gewissermaßen zu schämen. Im Gegenteil: Man darf ruhig zu solchen Primärempfindungen 

und –zielen stehen. 

 

Der erste Impuls ist der Schenkungsimpuls. Es gibt ihn tatsächlich; dass er mit einer 

gewissen Reziprozitätserwartung verknüpft ist, steht dem nicht entgegen. Denn diese 

unterscheidet sich grundlegend von der des Tausches, wie er im Markt als Prinzip gilt. Im 

Markt tausche ich, was ich habe, gegen eine konkret erwartete Gegenleistung, die im 

Wesentlichen auch sogleich erfolgt. Auch mein Verhältnis zum Staat kann ich als 

Tauschgeschäft sehen. Hier tausche ich idealtypisch meine Steuern gegen einen 

vereinbarten Leistungskatalog: Sicherheit, öffentliche Güter, Dienstleistungen. Anders beim 

Geschenk: Ich mag zwar hoffen, dass ich eine Gegengabe bekomme; ob sich diese 

Hoffnung aber erfüllt, bleibt prinzipiell ungewiss. Insbesondere ist es wahrscheinlich, dass 

nicht der Beschenkte mir eine Gegengabe anbietet, sondern dass dieser in einem 

komplexen Gebilde von Sozialbeziehungen entwickelt und mir dereinst von einem Fremden 

angeboten wird. Wem das unrealistisch erscheint, dem sei angedeutet, dass die 

Primatenforscher diesen Impuls schon dort feststellen, einige Biologen behaupten dies auch 

von den Vögeln. Allerdings ist ein wichtiger Schritt dort  nicht vollzogen: die seit der 

Achsenzeit in der menschlichen Gesellschaft entwickelte Sozialbeziehung zu fremden 

Menschen. Aristoteles spricht daher in seiner Nikomachischen Ethik vom Schenken als 

einem Grundmotiv menschlicher Gemeinschaft.33 Der französische Anthropologe Francois 

Perroux hat, bemerkenswerter Weise 1959, also in einer Zeit, als das Bild des homo 

oeconomicus im Aufblühen war, dieses Konzept dadurch zurückgewiesen, dass er 

menschlichem Handeln drei Attribute zugemessen und jedem Attribut eine Handlungssphäre 

zugeordnet hat: Zwang, Tausch und Geschenk als Charakterisierungen von Staat, Markt und 

einem dritten Bereich, der heute allgemein als Zivilgesellschaft bezeichnet wird.    

 

Dieses Geschenk muss keineswegs materieller Natur sein. Das wichtigste Geschenk, das 

wir unseren Mitmenschen machen, ist nicht materieller Natur: es ist Empathie, das 

                                                
33 Aristoteles, Nikomachische Ethik IV, 1-5. S. hierzu Mohammed Rassem, Die Stiftung als Modell [1956]; in: 

ders., Stiftung und Leistung. Mittenwald 1979, S. 184. 
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Mitempfinden an den Gefühlen, dem Leid, der Freude eines anderen Menschen. Geschenkt 

wird auch Zeit, Zeit im bürgerschaftlichen Engagement, aber auch im einfachen Zuhören, da 

sein, Hand halten. Geschenkt wird Reputation, Anteil an dem, was der Schenker ist. „Der 

echte Schatz des Sterblichen ist sein unbefleckter Ruf“, läßt Shakespeare in seinem Drama 

Richard II. den angeklagten Herzog Mowbray sagen. Geschenkt werden Ideen, Kreativität; 

und vielleicht erst an letzter Stelle werden Vermögenswerte, bedeutende und gänzlich 

unbedeutende. Das Geschenk einer Einladung, eines Besuchs, eines Gesprächs, ist oft eine 

komplexe Mischung aus solchen Grundelementen – und doch oft das wichtigste Geschenk, 

das jemand erfahren kann, der einsam ist, der kommunizieren möchte, der Freude am 

Zusammensein mit anderen Menschen hat. 

 

Der zweite Impuls ist der Memorialimpuls. Wenngleich wir hier nicht auf biologische 

Forschung zurückgreifen können, so ist doch, was den Menschen betrifft, der Wunsch, in 

Erinnerung zu bleiben, ein kulturelles Phänomen, das unser seit den frühesten Zeugnissen 

begleitet. Die ägyptischen Pyramiden sind ein grandioses Beispiel dafür, wie sehr eine 

Erinnerungskultur eine ganze religiöse Kosmologie beherrscht und Menschen zu schier 

übermenschlichen Anstrengungen angefeuert hat. Das Territorium des Römischen Reichs, 

von Nordengland über Westdeutschland und Italien bis nach Libyen und Syrien, ist gut 

bestückt mit Memorialstelen und anderen Denkmälern, die, wer immer sich das leisten 

konnte, aufstellen ließ, damit man sich später an ihn erinnere. Bis heute zehren die 

christlichen Kirchen in Europa von den Stiftungen für das Seelenheil, auch 

Seelgerätsstiftungen genannt, die dazu gemacht wurden, damit man sich bis zum Jüngsten 

Tage an den Verstorbenen erinnere und für sein ewiges Heil bete. Für Aristoteles ist die 

Beziehung zu den Toten ein zweites Grundmotiv menschlicher Gemeinschaft34. Ob dieser 

Impuls inzwischen von der Moderne hinweggefegt worden ist, wird im Folgenden noch zu 

erörtern sein. 

 

Der dritte Impuls ist ebenso wie der zweite kulturell bedingt. Den eigenen Willen 

durchzusetzen, ist befriedigend, ist Ausdruck von Macht, bekanntermaßen einem der 

ursächlichsten Antriebe des Menschen. Die Ausübung dieser Macht muss nicht anderen 

Menschen schaden. Nicht vor der Macht an sich müssen wir Angst haben, sondern vor 

deren Missbrauch. Im kreativen Handeln muss der Machtimpuls überdies nicht sehr stark 

ausgebildet sein, die Durchsetzung des Willens hat hier mehr mit Anerkennung zu tun. Jeder 

Künstler weiß um die Befriedigung, die die Annahme seiner Kunst verleiht. Jeder Bauherr – 

und jeder Architekt – zieht aus dem Wissen, dass sein Bauwerk ihn voraussichtlich 

überdauern wird, ein Glücksgefühl. In Luthers Satz mit dem Apfelbäumchen kommt es auch 

zum Ausdruck. An einer Stelle im Leben etwas zu schaffen, was nachhaltig sein wird, gehört 

ohne Zweifel zu den Impulsen, die unser Leben begleiten. 

 

2.9 Philanthropisches Handeln35 

 
Was geschieht nun also, wenn diese Impulse mit anderen Gedanken zusammenkommen, 

von denen schon die Rede war? Es kann sein, dass daraus ein Stiftungsimpuls erwächst. 

Gemeint ist hier, was das Ergebnis betrifft, nicht notwendigerweise die Stiftung im modernen 

juristischen Sinn. Stiften ist ein viel weiterer Begriff. Karl Marx ist mit seinem berühmten Wort 

                                                
34 Aristoteles, a.a.O.. S. Rassem, a.a.O. 
35 So der Titel der Habilitationsschrift von Frank Adloff. Frankfurt a.M. 2010. 
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„Die Philosophen haben die Welt nur interpretiert; es kömmt [sic] aber darauf an, sie zu 

verändern!“ insoweit ein geradezu phänotypischer Stifter. Hier offenbart sich ein geradezu 

unglaubliches Paradox: Der Mann, der wie kein anderer der Kollektivierung das Wort geredet 

hat, erscheint selber als individueller Ideengeber und gerade nicht im Sinne Kleists als 

Mitwirkender an einem kollektiven Denkprozess.  

 

 

Viele Staaten sind gestiftet worden – durch den Willen eines Einzelnen, etwas zu schaffen, 

was auf lange Zeit Bestand haben sollte, was den eigenen Willen repräsentiert und was, 

subjektiv empfunden, beschenkt wird mit einer Idee. Er war der Stifter des modernen 

Preußen, heißt es von König Friedrich II., dem Großen, schon bald nach seinem Tod. 

Gestiftet werden vor allem Ideen. Nicht umsonst wird die christliche Kirche als die Stiftung 

Jesu Christi bezeichnet; vom Islam könnte man in Bezug of Mohammed ähnliches sagen. In 

den meisten europäischen Sprachen ist Stiftung und Gründung dasselbe Wort: Foundation, 

fondation, fondazione sind Begriffe, die im Hausbau ebenso Verwendung finden wie in der 

Stiftungslehre. „Eine unverrückbare Beziehung zu einem Leitbild ist eine Stiftung. Sie erst 

ergibt ‚Sitte und Brauch‘ statt dieses und jenes Verhaltens, und damit erst die Möglichkeit 

einer Wissenschaft von dem ‚Gebilde‘ dieses Brauchtums. Ohne das Vorhandensein bzw. 

Erkennen gestifteter Beziehungen kann man nicht von Geschichte sprechen.“36 

 

Das in jüngster Zeit geradezu überbordende Stiftungswesen kann insoweit auch als 

Gegenbewegung gegen die tatsächliche oder jedenfalls vermutete („gefühlte“) Flüchtigkeit 

des Seins gedeutet werden. Wer stiftet, so lässt sich folgern, erkennt für sich die Vertikalität 

des Daseins an, stellt sich bewusst in die Geschichte. Dieses Argument ist freilich ein 

zweischneidiges. Denn angesichts des horizontalen Lebensgefühls der Mehrheit der 

Zeitgenossen schreckt die Historizität des Stiftens, so sehr sie für manche anziehend wirken 

mag, andere zugleich ab. Wer den philanthropischen Impuls umsetzen will, vor einer zu sehr 

ausgestalteten Memoria aber zurückzuckt, dem kann eine Überlegung helfen, die sich in den 

letzten Jahren verbreitet hat. Das Stiften wird in diesem Sinn aufgefasst als individualisiertes 

Umverteilungssystem, das über Sozialdruck und  Grundbedürfnisse (Schenken, Memoria) 

funktioniert. Übernimmt die hoheitliche Gewalt die Umverteilung, schwindet die Motivation für 

ein selbstermächtigtes Komplementärsystem. Erst wenn die Schwächen der Umverteilung 

erkennbar werden, kommt es zu einer Gegenbewegung, die aber dann nicht komplementär, 

sondern subversiv agiert. Das Stiften ist ein Agieren gegen den gleichmacherischen 

Verwaltungsstaat. Jeder Stifter ist ein kleiner König. Je demokratischer eine Gesellschaft, 

desto höher die Attraktivität. 

 
 

2.10 Fazit und Ausblick 

 
In unserer, durch kommunikative Revolution, politische Instabilität und wirtschaftliche 

Erschütterungen gezeichneten historischen Situation scheint es schwieriger denn je zu sein, 

Lebensentwürfe zu formulieren. Geradezu unmöglich scheint es, diese mit dem Gedanken 

des Weitergebens an die kommenden Generationen zu verknüpfen. Zu unsicher erscheint 

alles Zukünftige. Zu  verlockend ist es vielleicht auch, die Gegenwart auszukosten und die 

Zukunft zu verdrängen. Und doch beweist uns eine Gegenbewegung, die Nachhaltigkeit 

                                                
36 Rassem a.a.O., S. 193. 
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einfordert, dass das Denken in Generationen nicht gänzlich aus der geistigen Formatierung 

verschwunden ist. Allerdings entfaltet dieses Denken zur Zeit eher als Produkt einer 

Subkultur seine Wirkung, als dass die Eliten erkannt hätten, dass gerade sie an 

Nachhaltigkeit und lebensübergreifender Planung Interesse haben sollten. Während 

einerseits Kinder von der realen Welt abgeschottet werden, um sie vor der realen Welt „in 

Schutz zu nehmen“ und sie auf eine angeblich elitäre Zukunft vorzubereiten, wird 

andererseits die reale Welt und besonders deren Zukunft auch aus den Überlegungen 

mancher Angehöriger der Eliten ausgeblendet.  

 

Auch innerhalb der Eliten kann jedoch von einer Gegenbewegung gesprochen werden, die 

an Stärke zunimmt. So wird etwa bei vielen jüngeren, erfolgreichen Vertretern 

wirtschaftlicher Eliten Lebenssinn und Erbe, Lernen, Leben und Weitergeben viel früher und 

intensiver verknüpft als dies noch vor einer Generation der Fall war. Das Beispiel 

vergleichsweise junger Stifter37, die durch Philanthropie schon in der ersten Lebenshälfte 

ihrem Leben einen neuen Sinn geben wollen, die zunehmende Zahl von Kindern der Eliten, 

die unter Verzicht auf hohe Einkommen in der Zivilgesellschaft ihre berufliche Zukunft sehen, 

die Social Entrepreneurs und Social Investors, sie und andere tragen dazu bei, dass 

Gelingensbedingungen für ein erfülltes Leben zu nehmend von der Sinnfrage abhängen und 

dass Mehrgenerationenplanungen wieder an Attraktivität gewinnen. Es ist nicht undenkbar, 

dass manches, was im 20. Jahrhundert als Fortschritt gepriesen wurde, im 21. als Irrweg 

erkannt wird.  

 

„Alle großartigen globalen Pläne verkennen die Tatsache, dass Repräsentation – 

demokratische oder anderweitige – nicht genügt, um unser tief sitzendes Bedürfnis zu 

befriedigen, unsere Angelegenheiten in eigener Verantwortung zu regeln. … Die kommende 

Renaissance wird eine Epoche der universellen Befreiung durch exponentiell wachsende 

und freiwillige Verbindungen sein. Wir stehen am Anfang einer neuen Ära, in der jedes 

Individuum und jedes Kollektiv in der Lage sein wird, seine eigenen Ziele zu verfolgen. … 

Unordnung beziehungsweise Komplexität  ist das, was dauerhaft unseren Alltag bestimmt. In 

der Zukunft wird es keine exklusiven, sondern multiple Souveränitäten geben.“38 In dieser 

Welt kommen auf wirkliche Eliten große Aufgaben zu. Lernen, Leben und Weitergeben wird 

darin zum Gradmesser eines erfüllten Lebens.       

 

                                                
37 Vgl. Neue Philanthropie; in: Private Wealth, Nr. 3/11, S. 98 ff. 
38 Khanna, a.a.O., S. 289 ff. 
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3 Stiftungen als gesellschaftsrechtliches Element der 
Unternehmensnachfolge 
 
Von Dr. Ulf Björner, Spezialist für Nachlass- und Stiftungsmanagement bei der Landesbank 
Berlin AG 

 

3.1 Einführung 

 
Die Unternehmensnachfolge ist gegenwärtig ein zentrales Problem in Deutschland: 
Aktuellen Umfragen zufolge suchen derzeit ca. 700.000 deutsche Unternehmen nach einem 
neuen Inhaber. Nach Einschätzung des DIHK steht ein Viertel der Firmen vor dem Aus, weil 
sich kein geeigneter Nachfolger für das Unternehmen findet.39 Dabei stehen für die Frage 
der Unternehmensnachfolge verschiedene Lösungen zur Auswahl: Neben dem Verkauf des 
Unternehmens an Mitglieder der Geschäftsleitung oder einen Konkurrenten kommt z. B. 
auch die Fusion des Unternehmens mit Wettbewerbern in Betracht. Sollte sich jedoch keine 
dieser Möglichkeiten praktisch umsetzen lassen, ist es auch möglich, das Unternehmen in 
eine Stiftung zu überführen. 
 
 

3.2 Allgemeines zu Stiftungen 

 
Der Begriff „Stiftung“ ist nur unvollständig gesetzlich geregelt. Als gängige Definition 
bezeichnet man mit einer Stiftung eine eigenständige Einrichtung, die einen vom Stifter 
vorgegebenen Zweck mittels eines bestimmten Vermögens dauerhaft fördert.40 
 
Die rechtsfähige Stiftung ähnelt gesellschaftsrechtlich einer Kapitalgesellschaft, hat aber im 
Gegensatz zur Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) oder Aktiengesellschaft (AG) 
keine Eigentümer. Stattdessen ist das ihr zugewandte Vermögen ihre alleinige 
Existenzgrundlage. Da die Stiftung keine Eigentümer hat, welche die Arbeit der 
Geschäftsleitung überprüfen, sondern gewissermaßen „sich selbst“ gehört, übernimmt in 
diesem Falle die Kontrolle der handelnden Organe der Staat.  
 
Das deutsche Stiftungsrecht ist nur in den Grundzügen auf der Ebene der 
Bundesgesetzgebung einheitlich geregelt. Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) kennt in den 
§§ 80 - 88 BGB einige Rahmenvorschriften, welche insbesondere die Verfassung bzw. 
Satzung der Stiftung und deren Gründungsverfahren beschreiben: 
 
Hiernach sind u. a. gemäß § 81 BGB für die Gründung einer rechtsfähigen Stiftung fünf 
Elemente erforderlich: der Name und der Sitz der Stiftung, der Stiftungszweck, das zu 
dotierende Stiftungsvermögen sowie eine Regelung über die Bildung des Vorstands. Im 
Übrigen verweisen die Vorschriften zur Stiftung im BGB auf die entsprechend 
anzuwendenden Vorschriften für das Vereinsrecht (§ 86 BGB). Im Jahre 2010 wurden 
deutschlandweit 824 rechtsfähige Stiftungen gegründet.41 
 
Die Detailvorschriften für Stiftungen des Privatrechts42 sind in den jeweiligen 
Stiftungsgesetzen und Ausführungsvorschriften der 16 Bundesländer geregelt und durchaus 

                                                
39

 Tong-Jin Smith, Wenn der Chef in den Familienvorstand wechselt, in: Tagesspiegel v. 8.11.2011, S. 23. 
40

 Vgl. BayObLG NJW 1973, 249. 
41

 Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. (Hrsg.), Verzeichnis Deutscher Stiftungen, 7. Aufl. 2011, S. 19. 
42

 Neben Stiftungen des Privatrechts existieren in Deutschland die Stiftungen des öffentlichen Rechts, welche 
durch ein spezielles Bundes- bzw. Landesgesetz gegründet werden. Prominente Beispiele hierfür sind die 
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unterschiedlich: So wird in Berlin von der für Stiftungen zuständigen Senatsverwaltung für 
Justiz empfohlen, für die Gründung einer rechtsfähigen Stiftung in Berlin ein 
Grundstockkapital in Höhe von mindestens 75.000 Euro zur Verfügung zu stellen.43 Das in 
Brandenburg für Stiftungen zuständige Landesministerium des Innern geht dagegen davon 
aus, dass bereits 25.000 Euro als Mindestvermögensausstattung für die Anerkennung einer 
rechtsfähigen Stiftung ausreichen.44 
 
Neben der rechtsfähigen Stiftung des bürgerlichen Rechts gibt es auch die sog. 
nichtrechtsfähige bzw. unselbstständige Stiftung. Hierbei handelt es sich regelmäßig um 
eine Treuhandstiftung, die keine eigene Rechtsfähigkeit besitzt. Stattdessen nimmt ein 
Treuhänder die Verwaltung des Stiftungsvermögens wahr und handelt nach außen für das 
ihm anvertraute Treuhandvermögen. Treuhänder kann wiederum eine natürliche oder 
juristische Person sein, solange sie ihrerseits rechtsfähig ist. Die Besonderheit hierbei ist, 
dass die Treuhandstiftung zwar zivilrechtlich nicht selbstständig und damit nicht rechtsfähig 
ist, gleichwohl aber aus steuerlicher Sicht eine eigenständige Körperschaft darstellt. 
Darüber hinaus unterliegt die unselbstständige Stiftung keinerlei direkter staatlicher Aufsicht; 
weder das BGB noch die jeweiligen Landesstiftungsgesetze gelten für die unselbstständige 
Stiftung. Somit ist die Gründung einer unselbstständigen Stiftung auch mit einem 
Grundstockkapital von unter 25.000 Euro möglich. Die Gründung kann zu Lebzeiten 
entweder als Schenkung unter einer Auflage oder aufgrund einer (sog. Treuhand-)Abrede 
zwischen Stifter und Treuhänder erfolgen. 
 
Eine weitere Besonderheit bei Stiftungen aus handels- bzw. gesellschaftsrechtlicher Sicht ist 
der Umstand, dass der Begriff „Stiftung“ rechtlich nicht geschützt ist. Es gibt daher viele 
juristische Personen, welche den Begriff „Stiftung“ in ihrer Firma, d. h. in ihrem 
Unternehmensnamen führen, jedoch tatsächlich gar keine Stiftung im engeren Sinne sind, 
sondern z. B. eine GmbH. Bekannte Beispiele hierfür sind etwa die Robert Bosch Stiftung 
GmbH oder die Deutsche Kinder- und Jugendstiftung gGmbH. 
 
 

3.3 Unternehmensstiftungen 

 
Die Motive für die Gründung einer Unternehmensstiftung können vielfältiger Natur sein: Im 
Vordergrund steht oft der Wunsch des Unternehmers, das von ihm aufgebaute 
Unternehmen zu erhalten und zu bewahren. Darüber hinaus kann der Unternehmer 
befürchten, dass sein Unternehmen gegebenenfalls von einem Konkurrenten im Rahmen 
einer feindlichen Übernahme aufgekauft und zerschlagen wird. Auch die Sicherung der 
Arbeitsplätze und die Schicksale der damit verbundenen Mitarbeiter und deren Familien 
liegen bei Familienunternehmen dem Inhaber in einer Vielzahl von Fällen am Herzen.  
 
Da die Gründung einer Stiftung oftmals aus dem Fehlen eines geeigneten Nachfolgers 
innerhalb der Familie resultiert, geht es dem Unternehmer auch um die Sicherung und 
Erhaltung seiner eigenen persönlichen Lebensleistung. Und sofern sich der Unternehmer 
bereits zu Lebzeiten durch gesellschaftliches Engagement ausgezeichnet hat, bietet ihm 
eine Unternehmensstiftung den geeigneten rechtlichen Rahmen, die Sicherung des 
Unternehmens mit philanthropischen Aktivitäten zu verbinden. 
 
Die Rechtsform der Stiftung gibt dem Unternehmer einerseits die Möglichkeit, zumindest 
seinen Namen und seinen Willen dauerhaft zu sichern. Andererseits wird hier bereits das 
Grundproblem der Institutionalisierung eines Unternehmens durch eine Stiftungslösung 
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deutlich: Es besteht ein Spannungsverhältnis zwischen der nunmehr gewissermaßen auf 
Ewigkeit ausgerichteten Stiftung und der dauernden Veränderung des Unternehmens 
wegen veränderter wirtschaftlicher, politischer oder sonstiger Verhältnisse.45 
 
 

3.4 Rechtliche Gestaltungsmodelle 

 
Grundsätzlich werden zwei Arten von Unternehmensstiftungen unterschieden: die 
Unternehmensträgerstiftung und die Beteiligungsträgerstiftung. Die 
Unternehmensträgerstiftung betreibt selbst ein Unternehmen, während die 
Beteiligungsträgerstiftung Beteiligungen an Unternehmensgesellschaften hält. Eine 
(Beteiligungsträger-)Stiftung kann sich an einer Kapitalgesellschaft (z.B. GmbH, AG) oder 
an einer Personengesellschaft (z. B. OHG, KG) beteiligen. Beteiligt sich eine Stiftung an 
einer Kommanditgesellschaft (KG), so kann die Stiftung entweder als Kommanditistin oder 
als Komplementärin fungieren.46 Ist die Stiftung Komplementärin, wird diese Rechtsform als 
„Stiftung & Co. KG“ bezeichnet. 
 
Die Unternehmensträgerstiftung ist eine heutzutage nur noch selten anzutreffende 
Ausgestaltungsform der Unternehmensstiftung. Das wohl bekannteste Beispiel hierfür war 
bis 2004 die seit 1891 existierende Carl-Zeiss-Stiftung,47 welche Alleininhaberin der Firmen 
Carl Zeiss und Jenaer Glaswerk Schott & Gen war. Bis zu einer Stiftungsreform im Jahre 
2004 waren die beiden Stiftungsunternehmen Carl Zeiss und Schott rechtlich 
unselbständige Teile der Stiftung, was insbesondere international zu Akzeptanzproblemen 
führte. Im Zuge einer gesellschaftsrechtlichen Reform des Unternehmens wurden die 
Stiftungsunternehmen aus der Stiftung ausgegliedert und in die Rechtsform von 
Aktiengesellschaften überführt. Heute ist die Carl-Zeiss-Stiftung keine 
Unternehmensträgerstiftung mehr, sondern als alleinige Aktionärin der Schott AG in Mainz 
und der Carl Zeiss AG in Oberkochen eine Beteiligungsträgerstiftung.48 

Weitere Beispiele für bedeutende Unternehmen in der Form der Beteiligungsträgerstiftung 
sind die Bertelsmann Stiftung49 mit Sitz in Gütersloh oder die Franz und Ruth Cornelsen 
Stiftung als Hauptgesellschafterin der Cornelsen Verlagsgruppe50 mit Sitz in Berlin. 
Prominente Beispiele für eine Beteiligungsträgerstiftung mit Beteiligung der Stiftung als 
Komplementärin einer Kommanditgesellschaft sind die Lidl-Stiftung & Co. KG und die 
Siemag Weiss Stiftung & Co. KG. 

Eine Sonderform bei der Unternehmensstiftung nimmt die sog. Doppelstiftung ein: Bei einer 
Doppelstiftung werden zwei Stiftungen – eine gemeinnützige Stiftung und eine 
Familienstiftung – errichtet. Auf die Familienstiftung, welche regelmäßig privatnütziger Natur 
ist und daher keine steuerlichen Privilegien genießt, da sie hauptsächlich die Versorgung 
von Familienmitgliedern des Stifters sicherstellen soll, werden anschließend so viele Anteile 
eines Unternehmens übertragen, wie für die in der Satzung vorgesehene Unterstützung von 
Familienmitgliedern und der nachfolgenden Generationen erforderlich erscheinen. Die 
restlichen Anteile erhält die gemeinnützige Stiftung, wobei die Stimmrechte für die 
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gemeinnützige Stiftung ausgeschlossen oder zugunsten der Familienstiftung beschränkt 
werden.51 Ein bekanntes Beispiel einer Doppelstiftung war die ursprüngliche Struktur der 
gemeinnützigen Hertie-Stiftung und der Hertie-Stiftung als Familienstiftung; seit dem 
Verkauf der Beteiligungen besteht jedoch keine Verbindung zum Unternehmen mehr.52  

 
 

3.5 Zentrale Aspekte bei der Stiftungsgründung 

 
Sollte sich der Unternehmer grundsätzlich mit der Idee einer Stiftungsgründung als Lösung 
für das Nachfolgeproblem seines Unternehmens angefreundet haben, muss er diverse 
weitere Aspekte beachten: 

Von Bedeutung ist zunächst, ob das Unternehmen überhaupt institutionalisierbar, d .h. 
strukturell von der Person seines jetzigen Unternehmers ablösbar, ist. Allein die Wahl einer 
bestimmten Rechtsform löst nicht das personenbezogene Nachfolgeproblem.53 Hängt das 
Wohl und Weh des Unternehmens untrennbar von der Person des jetzigen Unternehmers 
ab, stellt auch die Stiftung keine geeignete Lösung für die Nachfolge dar. In diesem Falle 
obliegt es zuerst dem jetzigen Unternehmer, sein Unternehmen so umzugestalten, dass der 
wirtschaftliche Erfolg des Unternehmens weniger von der Person des Inhabers, sondern 
verstärkt auch von den Produkten und den Mitarbeitern des Unternehmens abhängt. Dazu 
bedarf es freilich einer Veränderung der gesamten Firmenphilosophie, wozu neben einem 
langfristigen Prozess innerhalb der Unternehmenskultur auch die Bereitschaft des Inhabers 
erforderlich ist, sich zunehmend von seinem Unternehmen zu lösen. 

Spätestens mit dem Tod des Unternehmers verliert das Unternehmen seinen Chef. Damit 
die Geschäftsführung langfristig gesichert ist, muss der Unternehmer bereits frühzeitig 
Regelungen treffen, um außen stehende Fachleute für die Leitung des Unternehmens zu 
gewinnen. Nach dem Tod des Unternehmers muss das dann zu besetzende 
Stiftungsgremium klare Maßstäbe erhalten, wonach mögliche Kandidaten für die 
Unternehmensführung ausgewählt werden können. Idealerweise sondiert der Unternehmer 
bereits zu Lebzeiten Möglichkeiten für seine unmittelbare Nachfolge, führt Gespräche mit 
potenziellen Nachfolgern hinsichtlich der Unternehmensleitung und überträgt teilweise 
schon Verantwortung, damit auch Geschäftspartner nicht vom Führungswechsel überrascht 
werden und der Unternehmer noch beratend einwirken kann. 

Sofern Abkömmlinge bzw. Ehegatten vorhanden sind, welche aber das Unternehmen nicht 
beerben wollen oder aus Sicht des Unternehmers zur Weiterführung des Betriebes 
ungeeignet sind, steht der Unternehmer vor dem Problem möglicher Pflichtteil- bzw. 
Pflichtteilergänzungsansprüche, welche seine Kinder bzw. der Ehegatte nach seinem Tod 
gegen die Stiftung als Eigentümerin des Unternehmens geltend machen werden. Sofern das 
Unternehmen erst zum Zeitpunkt des Versterbens des Unternehmers auf die - ggf. auch 
dann erst zu gründende Stiftung (von Todes wegen) übertragen wird, haben die Kinder und 
der Ehegatte Pflichtteilsansprüche in Höhe der Hälfte ihres gesetzlichen Erbteils (vgl. § 
2303 BGB). Dieser Anspruch bezieht sich auch auf den Wert des Unternehmens zum 
Zeitpunkt des Erbfalls. Da der Pflichtteilsanspruch ein Bargeldanspruch ist, das 
Unternehmen jedoch regelmäßig seinen Wert nicht aus dem Bar- bzw. Kapitalvermögen, 
sondern aus Maschinen, Anlagen, Grundstücken, Waren und anderen unbaren Werten 
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bemisst, kann im Erbfall ein erhebliches Liquiditätsproblem bestehen, welches im 
ungünstigsten Fall sogar zur Zahlungsunfähigkeit und damit zur Insolvenz des 
Unternehmens führen kann. 

Der Unternehmer sollte daher entweder mit seinen Kindern bzw. seinem Ehegatten eine 
vertragliche Regelung treffen, in welcher die anspruchsberechtigten Personen auf die 
Geltendmachung ihres Pflichtteiles verzichten und im Gegenzug ggf. eine Abfindung 
erhalten. Überdies besteht die Möglichkeit, dass der Unternehmer die Stiftung bereits zu 
Lebzeiten gründet und Teile seines Unternehmens auf die Stiftung überträgt. Dadurch 
reduziert sich ein möglicher Pflichtteilsergänzungsanspruch der Kinder bzw. Ehegatten pro 
Jahr um zehn Prozent des übertragenen Wertes (§ 2325 BGB). Dadurch, dass sich der 
Unternehmer zu Lebzeiten selbst zum Vorstand der Stiftung beruft, behält er weiterhin die 
Kontrolle über das Unternehmen. Sollten zwischen der Übertragung der 
Unternehmensanteile auf die Stiftung und dem Tod des Firmeninhabers mehr als zehn 
Jahre liegen, besteht hinsichtlich des Firmenvermögens seitens der Kinder bzw. Ehegatten 
kein Pflichtteils- bzw. Pflichtteilsergänzungsanspruch gegen die Stiftung mehr. 

 
 

3.6 Wichtige Inhalte der Stiftungssatzung 

 
Wenn sich der Unternehmer entschlossen hat, die Stiftung zu Lebzeiten zu gründen und 
große Anteile des Unternehmens auf die Stiftung als neue Eigentümerin zu übertragen, 
muss er in der Stiftungsatzung diverse Aspekte so regeln, dass er zu Lebzeiten bis auf 
Weiteres die Kontrolle über sein Unternehmen behält und nach seinem Ausscheiden sein 
Werk dauerhaft Bestand hat. 

Bestandteil der Stiftungssatzung ist zunächst die Manifestation des Stifterwillens. Hierbei 
handelt es sich um die Kernaussage des Unternehmers, in welcher Weise er sein 
Unternehmen strategisch ausrichten will. Hierzu gehört nicht nur die Konzentration auf die 
seitens des Unternehmens produzierten Waren bzw. Dienstleistungen, sondern die gesamte 
Unternehmensphilosophie, das Verhältnis zwischen Betriebsangehörigen und 
Geschäftsleitung und die gewachsene Firmenkultur. Der Stifterwille kann sich sowohl in 
einer Präambel als auch im Stiftungszweck widerspiegeln. 

Ein weiteres Element der Stiftungssatzung ist die Organisationsstruktur der Stiftung – 
insbesondere die Verzahnung von Stiftung und Unternehmen. Die Gremienstruktur der 
Stiftung hat maßgeblichen Einfluss auf die Kompetenzverteilung bei der Ernennung neuer 
Gremienmitglieder. Daher muss der Stifter die Prozesse zur Bestellung neuer Mitglieder 
detailliert festlegen und die damit zusammenhängenden Kompetenzen klar verteilen.54 

Zu Lebzeiten wird der Unternehmer seiner Stiftung regelmäßig selbst vorsitzen und dadurch 
weiter die Geschicke des Unternehmens leiten, indem er über die Stiftung als 
Mehrheitseigentümerin des Unternehmens die Kontrolle innehat. Ein weiteres Organ bzw. 
Gremium der Stiftung neben dem Vorstand ist zunächst grundsätzlich nicht erforderlich. Erst 
für den (unvermeidbaren) Fall des Ausscheidens des Stifters aus dem Amt des 
Stiftungsvorstandes muss eine Regelung für die Bestimmung der nachfolgenden Vorstände 
existieren. Hierfür wird satzungsmäßig festgelegt, dass nach dem Ausscheiden des Stifters 
aus dem Amt des Stiftungsvorstandes ein weiteres Gremium geschaffen wird, welches den 
Nachfolger im Amt des Stiftungsvorstandes bestimmt. Oftmals wird dieses Gremium als 
Beirat, Kuratorium oder auch Aufsichtsrat bezeichnet. Die Gründungs- und 
Nachfolgebesetzung des Stiftungsgremiums, welches den Vorstand bestimmt, muss der 
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Stifter in der Stiftungssatzung festlegen. Aufgrund der Eigentümerlosigkeit der Stiftung muss 
dieses Stiftungsgremium, welches nunmehr den jeweiligen Nachfolgervorstand bestimmt, 
bei Ausscheiden eines Mitgliedes stets neu besetzt werden. Dies kann entweder durch 
Wahl eines neuen Mitgliedes durch die Wahl der verbleibenden Mitglieder (sog. Kooptation) 
oder durch Ernennung des Nachfolgers durch das scheidende Mitglied selbst erfolgen.55 

Sofern durch die Stiftung Familienmitglieder finanziell versorgt werden sollen, kann auch 
eine begrenzte Kontrolle des Vorstandes durch einen speziellen „Familienrat“ erfolgen, in 
welchem keine gewählten Personen, sondern nur ein bestimmter Teilnehmerkreis von 
Angehörigen des Stifters sitzt.  

Die Stiftung als Eigentümerin des Unternehmens muss in der Lage sein, ihre 
Eigentümerrechte auch wirklich auszuüben. Zur Ausübung der Eigentümerrechte gehört 
nicht immer notwendigerweise auch das Hineinregieren in das Unternehmen, wohl aber die 
distanzierte Kontrolle und als ultima ratio auch die Möglichkeit, sich ganz oder teilweise von 
dem Unternehmen zu trennen.56 Der Unternehmensstifter, der die Stiftung und das 
Unternehmen untrennbar miteinander verschweißt, tut damit weder dem Unternehmen noch 
der Stiftung einen Gefallen, sondern schadet beiden Institutionen langfristig, denn unter 
bestimmten Voraussetzungen ist nur der Verkauf des Unternehmens an einen Investor oder 
die Fusion des Unternehmens mit einem Wettbewerber die einzige Möglichkeit, das 
Unternehmen strukturell zu erhalten. 

 
 

3.7 Steuerliche Aspekte 

 
95 % der rechtsfähigen Stiftungen in Deutschland genießen erhebliche 
Steuervergünstigungen,57 da sie gemeinnützige bzw. mildtätige oder kirchliche Zwecke 
verfolgen und damit gemäß dem Dritten Abschnitt der Abgabenordnung (AO) als 
steuerbegünstigt gelten (vgl. §§ 51-68 AO). Unternehmensstiftungen zählen jedoch 
regelmäßig nicht zu dem Kreis der steuerprivilegierten Stiftungen, da sie ihre Erträge nicht 
zugunsten des Gemeinwohls verwenden. Es gibt jedoch Möglichkeiten, innerhalb der 
Rechtsform der Stiftung die Fortführung des Unternehmens und die Ausnutzung der 
steuerlichen Privilegien miteinander zu kombinieren. 
 
Solange die Stiftung nicht als steuerbegünstigt gilt, ist sie als sonstige juristische Person des 
Privatrechts unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig - vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 4 
Körperschaftsteuergesetz (KStG). Gewerbesteuerpflichtig ist die Stiftung nur insoweit, als 
sie einen Gewerbebetrieb i. S. d § 2 Abs. 1 Gewerbesteuergesetz (GewStG) unterhält. Die 
Gewerbesteuerpflicht erstreckt sich jedoch bei der Stiftung nicht nur auf den 
Unternehmensbereich, sondern umfasst auch den gesamten sonstigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb mit Ausnahme der Land- und Forstwirtschaft (§ 2 Abs. 3 GewStG). 
Darüber hinaus unterliegen gewerblich tätige Stiftungen der Umsatzsteuer. 
 
Steuerbegünstigte Stiftungen sind dagegen gemäß § 5 Abs. 1 Nr. KStG von der 
Körperschaftsteuer und nach § 3 Nr. 6 GewStG von der Gewerbesteuer befreit. Der 
Umsatzsteuersatz ermäßigt sich bei steuerpflichtigen Umsätzen gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 8 a 
USt auf 7 %. Gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 16 lit. b ErbStG bleiben Erbschaften und Schenkungen 
an die steuerbegünstigte Stiftung steuerfrei. 
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Steuerprivilegien im Einkommensteuergesetz (EStG) sprechen darüber hinaus für die 
Gründung einer gemeinnützigen Stiftung bereits zu Lebzeiten des Unternehmers. Lebzeitige 
Zuwendungen aus dem Vermögen des stiftenden Unternehmers können nämlich bis zu 
einem Betrag von einer Million Euro über einen Zeitraum von zehn Jahren beim 
Unternehmer als Sonderausgaben geltend gemacht werden (vgl. § 10 b Abs. 1 a EStG). 
 
Vor diesem Hintergrund zeigt sich immer stärker, dass auch aus steuerlichen Aspekten zum 
Zwecke der Unternehmensnachfolge die Stiftung als steuerbegünstigte 
Beteiligungsträgerstiftung gegründet werden sollte, welche als Mehrheitseigentümerin des 
Unternehmens fungiert. 
 
Sofern Familienmitglieder des stiftenden Unternehmers als Destinatäre aus den Erträgen 
der Stiftung Zuwendungen erhalten, wird diese Stiftung als sog. Familienstiftung oftmals 
nicht steuerbegünstigt sein. Diese Zuwendungen werden beim Empfänger als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen behandelt, sofern die Destinatäre über ein gewisses Maß an 
Mitbestimmung bei der Verwendung der Erträge verfügen.58 Dies hat erhebliche Relevanz in 
Bezug auf die Höhe der Besteuerung, da die Zuwendungen nicht mit dem persönlichen 
Steuersatz des jeweiligen Destinatärs, sondern pauschal mit derzeit 25 % und damit 
regelmäßig deutlich niedriger besteuert werden. 
 
 

3.8 Fazit 

 

Für die Regelung der Unternehmensnachfolge bietet sich neben der Möglichkeit, die 
Übertragung innerhalb der Familie zu lösen oder das Unternehmen zu veräußern, auch die 
Überführung der Firma in eine Stiftung an. Hier empfiehlt es sich, die Stiftung bereits zu 
Lebzeiten zu gründen und Unternehmensanteile in das Stiftungsvermögen einzubringen. 
Durch die Besetzung des Stiftungsvorstandes mit der Person des Stifters ist gewährleistet, 
dass der Eigentümer des Unternehmens zu Lebzeiten bis auf Weiteres die 
unternehmerische Kontrolle über „sein“ Unternehmen behält. Die Stiftungssatzung muss 
neben klaren Leitlinien hinsichtlich der Unternehmensphilosophie und der Besetzung der 
zukünftigen Stiftungsgremien auch die eventuelle Beteiligung von Familienangehörigen 
berücksichtigen. Aus steuerlicher Sicht bietet es sich an, die Stiftung als steuerbegünstigte 
Einrichtung zu konzipieren, um erbschaftssteuerliche und ertragssteuerliche Vorteile zu 
generieren. Durch sein Testament ergänzt der Unternehmer die Unternehmensübertragung 
und beschließt die Aufteilung seines restlichen Vermögens. Um das Lebenswerk des 
Unternehmers nicht durch fehlerhafte rechtliche Gestaltung ins Verderben zu führen, 
sondern zu erhalten und gleichzeitig zukunftsfest zu gestalten, ist darüber hinaus bei der 
Konzeptionierung einer Stiftungsnachfolgelösung die Hinzuziehung von externen Beratern 
unerlässlich. 
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4 Vermögen einmal anders: Gesellschaftliches Engagement 
zur Stärkung von Familie und Unternehmen 
 
Von Michael Alberg-Seberich, geschäftsführender Gesellschafter & Lea Buck, 
Projektmanagerin, Forum for Active Philanthropy gGmbH, www.activephilanthropy.org 
 
 
„… Dabei waren zwei Motive entscheidend: erstens der Wunsch, von dem Erbe bzw. von 
dem Glück des wirtschaftlichen Erfolgs über vier Generationen etwas an die Gemeinschaft 
zurückzugeben und zweitens die Schaffung eines Rahmens, der die Familie – und ihre 
Nachkommen – auch ideell-sinnstiftend zusammenhält.“ 
 
Margit Leitz zur Gründung der Louis-Leitz-Stiftung59 
 

4.1 Familienunternehmen und Vermögen  

 
Das Zitat unterstreicht auf eindrückliche Weise, dass  Familienunternehmen sich von 
anderen Unternehmen durch die langfristige Perspektive unterscheiden. Während externe 
Manager mitunter in Quartalszahlen denken, ist ein Familienunternehmen über mehrere 
Generationen angelegt. Im Vordergrund steht nicht der schnelle Gewinn, sondern der Erhalt 
von Vermögen über mehrere Generationen. Neben dem finanziellen Vermögen gilt es, auch 
das soziale und intellektuelle Kapital zu bewahren. (Hughes 2004) 
 
 
 

4.2 Formale und informelle Strukturen 

 
Wenn die Familie ihr Vermögen bewahren will, sind viele Faktoren relevant. So muss es der 
Familie z.B. wichtig sein, Handlungsfähigkeit, Professionalität und Zusammenhalt zu 
bewahren -  ein komplexes Gebilde mit vielen Stellschrauben. In formaler Hinsicht muss ein 
funktionierendes und abgestimmtes Governance-System vorhanden sein, das einerseits die 
Interessen und Vorstellungen der beteiligten Familienmitglieder widerspiegelt, auf der 
anderen Seite eine klare Aufgabenverteilung und Entscheidungsstruktur sicherstellt. Zudem 
müssen die Einbindung und Ausbildung der nächsten Generation gewährleistet sein. Als 
Minimalanforderung  muss die Familie die ausreichende Qualifikation der nachrückenden 
Generation gewährleisten, damit diese die ihnen zugedachten Aufgaben verantwortungsvoll 
ausführen kann. Natürlich können die jüngeren Familienmitglieder durch ihre Ausbildung 
auch neues Wissen oder Kenntnisse in den Betrieb einbringen, die das Unternehmen 
langfristig stärken. (Neuvians; Alberg-Seberich 2011 / von Peter 2007) Eine andere Seite 
stabiler Familienbeziehungen sind gemeinsame Werte und das Gefühl der 
Zusammengehörigkeit. Auch hier sind die formalen Institutionen von Bedeutung, da sie 
Familiendynamiken verstärken können. Noch wichtiger erscheinen jedoch weiche Faktoren, 
wie die Kommunikation innerhalb der Familie oder gemeinsame Familienaktivitäten.  
 
Grundsätzlich gilt: je länger es das Unternehmen gibt, desto wichtiger wird die 
Institutionalisierung der formalen und informalen Regelungen. Eine Kleinfamilie in der ersten 
Generation verbringt allein durch den Familienalltag mehr Zeit miteinander als eine 
Großfamilie, deren Besitz zwischen Cousinen und Cousins aufgeteilt ist und wo die Nähe 
zwischen den einzelnen Familienmitgliedern nicht mehr automatisch gegeben ist. Auch steigt 
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die Anzahl von Meinungen, Interessen und Lebensentwürfen, je mehr Mitglieder eine Familie 
hat. (von Peter et al. 2012) 
 
 
 

4.3 Familienphilanthropie als eine Werteklammer  

 
Das gemeinsame Engagement der Familie kann eine wichtige Funktion für den 
Zusammenhalt der Familie einnehmen: „Die Verbindung des gemeinnützigen Handelns mit 
den Werten und Traditionen der Familie bietet die Chance einer neuen und intensiven Form 
der Gemeinsamkeit.“ (Baus 2005: 29) Es kann der Entfremdung und Individualisierung einer 
Familie entgegenwirken und bietet einen Rahmen, der Sinn und positive Erlebnisse 
verbindet. Wir erleben in unserer eigenen Arbeit immer wieder, dass das gesellschaftliche 
Engagement einer Familie Möglichkeiten schafft, Familienmitglieder, die nicht direkt im 
Unternehmen arbeiten, einzubinden oder die nächste Generation an die Werte der Familie 
heranzuführen. Die Angehörigen können Verantwortung übernehmen und / oder ihre 
Ausbildung ergänzen – z.B. durch ein Praktikum bei der eigenen Stiftung oder der Mitarbeit 
in einer geförderten Organisation. Selbst Mitglieder der nächsten Generation, die eine 
wirtschaftliche Laufbahn anstreben, schwärmen häufig von den wertvollen Erfahrungen oder 
neuen Perspektiven, die sie im Rahmen des Engagements der Familie sammeln konnten. 
Das Engagement hilft beim Aufbau von sozialem und intellektuellem Kapital, dass das 
finanzielle Vermögen der Familie ergänzt. Kinder lernen Diskussions- und 
Entscheidungskompetenz und finanzielle und soziale Verantwortung zu übernehmen.   
  
Beispiel aus der Praxis:60 Eine Tochter hatte kein Interesse an dem Unternehmen ihres 

Vaters, das sich ihrer Ansicht nach viel zu sehr auf Gewinne konzentrierte und soziale 
Belange zu wenig berücksichtigte. Sie entschied sich ins Ausland zu gehen, statt im 
Unternehmen mitzuarbeiten. Der Vater stellte ihr zum Abschied eine größere Summe zur 
Verfügung, die sie für gemeinnützige Zwecke einsetzen sollte. Nach 3 Jahren kehrte die 
Tochter zurück und erzählte ihrem Vater von den Herausforderungen, die mit der 
Geldvergabe verbunden waren: die Einarbeitung in den Sektor, Prüfung von 
Förderorganisationen, Projektplanung und -durchführung sowie die laufende Messung des 
Projektverlaufs und Anpassungen. Diese Erfahrungen hatten ihren unternehmerischen Geist 
geweckt und steigerten den Respekt, vor der Arbeit ihres Vaters. Sie qualifizierte sich weiter 
und arbeitet heute mit großem Einsatz im Familienunternehmen. 
 
Das Beispiel schildert einen eher ungewöhnlichen Weg der Zusammenführung einer Familie. 
Es verdeutlicht jedoch, dass Familienphilanthropie identitätsstiftend wirken und den 
Zusammenhalt der Familie stärken kann. Sie ist eine wertvolle Ergänzung zu den formalen 
Institutionen, die durch das gemeinnützige Handeln mit Leben und Identifikation gefüllt 
werden können. Ein abgestimmtes Engagement, das mit positiven Erfahrungen verbunden 
ist, hat für Unternehmerfamilien einen hohen Wert. Damit diese Effekte in der praktischen 
Umsetzung nicht verloren gehen, gilt es einige Aspekte zu beachten. Bevor wie diese 
genauer darlegen, sollte kurz auf die Motivation von Unternehmerfamilien eingegangen 
werden, sich gemeinnützig zu engagieren. 
 
 

4.4 Warum engagieren sich Familienunternehmen?  

 
In den letzten Jahren ist immer wieder das strategische Element des Familienengagements 
und die Bedeutung für die internen Familienstrukturen hervorgehoben worden. (Baus 2005 / 

                                                
60 Bei allen Bespielen handelt es sich um wahre Begebenheiten aus der praktischen Arbeit, die anonymisiert 

wurden. 
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Gersick 2004 / Healey 2001) Spannend ist, dass sich ein anderes Bild präsentiert, wenn man 
Familienunternehmen selbst nach den Gründen fragt: eine überwältigende Mehrheit 
engagiert sich aus Überzeugung. Der Wunsch „der Gesellschaft etwas zurückzugeben“ und 
Familientraditionen dominieren. Strategisch-familiäre oder PR-Überlegungen spielen eine 
untergeordnete Rolle. (May et al. 2007) Während der Wunsch nach öffentlicher Anerkennung 
wenig Bedeutung hat, ist der Wunsch innerhalb der Familie „etwas zu hinterlassen“ durchaus 
relevant. In einer Studie zur Familienphilanthropie in Europa antworten 32,9% mit „Ja“ auf 
die Frage, ob sie glauben dass ihr philanthropisches Engagement Teil der öffentlichen 
Erinnerung an sie sein wird. Dem gegenüber stehen 72,9% die ihr Engagement im Rahmen 
ihrer Hinterlassenschaft für die Familie einordnen. (BNP Parisbas / Campden Media 2009) 
 
 
 

4.5 Der Blick zurück  

 
Die meisten Familien beginnen mit dem Geben nicht bei Null, sondern schauen auf eine 
Familientradition zurück. Eine Befragung im Jahr 2007 hat gezeigt, dass über 70% der 
Förderer aus Familienunternehmen bereits mindestens in der 2. Generation  aktiv sind. (May 
et al. 2007: 4) Häufig ist das Engagement eine Besinnung auf die Werte, die der Familie seit 
Generationen zugrunde liegen. Jay Hughes fasst es so zusammen:  
 
„I am always impressed, when I speak to later generation members of the old families, by the pride 
expressed when they discuss the extraordinary philanthropic work done by their ancestors. These 
family members also express great pride in the financial acumen of their forbears and appreciation for 
the financial benefits […]. There is, however, a special lilt to their voices when philanthropy is 
discussed.  

(Hughes 2004: 126) 
 
„Der Blick zurück“ oder das identitätsstiftende Moment hat viele Facetten. Es kann dabei um 
ein Thema gehen, das der Familie seit langem am Herzen liegt, aber auch um bestimmte 
Ereignisse oder Entwicklungen, die sie geprägt hat. Mitunter ist das Engagement sogar ein 
Weg, sich mit der Vergangenheit der Familie auseinanderzusetzen und jüngeren Mitgliedern 
ein Verständnis dafür zu liefern. Für eine Unternehmerin aus Hamburg war zum Beispiel 
schnell klar, dass sie sich nach Übernahme der Familienstiftung nicht mehr in ihrer 
unmittelbaren Nachbarschaft, sondern in strukturschwachen Gebieten in Ostdeutschland 
engagieren möchte. Sie entschied sich für ein Bildungsprojekt, das auf der Hilfe zur 
Selbsthilfe unter Einbindung der Betroffenen beruht. Warum entschied sich die Stifterin für 
diese Region? Die Familie stammte, zum Teil, aus Ostdeutschland und schon die Eltern 
hatten aktiv Flüchtlinge aus der DDR bei der Integration im Westen unterstützt.  
 
Vor der Festlegung einer gemeinnützigen Struktur ist es daher ratsam, wenn sich die 
Familienmitglieder zusammensetzen und Geschichten und Anekdoten sammeln.  Welches 
waren die prägenden Erfahrungen und Momente für die Identität der Familie? Welche Werte 
sind grundlegend (z.B. Gerechtigkeit, Wettbewerb, Naturverbundenheit)? Was gilt es 
fortzusetzen, aufzuarbeiten oder zu erneuern? Aber auch konkrete Fragen sollten 
beantwortet werden. Wir sind immer wieder überrascht, wenn Familien eine Liste anlegen 
mit Organisationen und Vorhaben, die in der Vergangenheit unterstützt wurden. Es 
entstehen häufig Interessensschwerpunkte. Wurden vielleicht besonders Kinder und 
Jugendliche, sozial benachteiligte Menschen oder kulturelle Projekte gefördert? Gibt es unter 
Umständen sogar Unterlagen oder Hinweise zur Wirksamkeit des bisherigen Engagements? 
Auch die Wirkung ist mehrschichtig: Bei welchen Themen hat die Familie besonders gut 
zusammengearbeitet? Welche Projekte haben erfolgreich zur Lösung eines 
gesellschaftlichen Problems beigetragen?   
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4.6 Der Blick nach Innen 

 
 
Der Blick nach Innen ist eng mit dem Blick zurück verbunden, da die Werte der Familie im 
Mittelpunkt stehen. Allerdings geht es stärker um die Frage „Wie wollen wir uns engagieren?“ 
und „Welche Vorstellungen beeinflussen das Handeln heute?“.  
Besonders effektiv ist das gemeinnützige Engagement nämlich, wenn es gelingt die 
Traditionen und Ideen der früheren Generationen mit neuen Wegen und innovativen Ideen 
zu verbinden. Häufig entspricht eine unternehmerische Herangehensweise, die offen ist für 
Anpassungen und neue Erkenntnisse, vielmehr dem Geist der Gründungsgeneration als 
starr an den Vorgaben festzuhalten, die vor langer Zeit formuliert worden. Hierbei kann es 
um methodische Fragen, aber auch die laufende Auseinandersetzung mit den Inhalten der 
Förderung gehen. Vielleicht gibt es neue wissenschaftliche Erkenntnisse, die eine andere 
Herangehensweise in einem Bildungsprojekt nahelegen? Oder eine Stiftung, die sich seit 
Jahrzehnten im Umweltschutz engagiert hat, bemerkt, dass ein anderer Aspekt des Themas 
heute dringlicher ist als bei der Gründung der Stiftung. Die bereits erwähnte Stifterin aus 
Hamburg hat den Bedarf in einem anderen Teil Deutschlands gesehen, aber thematisch das 
fortgeführt was ihre Eltern mit der Gründung der Stiftung im Sinn hatten – auch wenn  sie 
den Kurs der Stiftung verändert und wiederbelebt hat. Aus einer Spende wurde eine 
Investition und das Geben für eine gemeinnützige Organisation bestand plötzlich nicht mehr 
nur aus Geld, sondern umfasste auch Unterstützung bei der Entwicklung eines 
Geschäftsplans, Vernetzung mit weiteren Unterstützern und pro bono Partnern sowie der 
Aufbau eines Netzwerks über das sich die Organisation langfristig nachhaltig aufstellen 
konnte. Mittlerweile wird die Organisation nicht mehr von der Stifterin unterstützt, weil sie 
gewachsen ist und auch ohne die finanzielle Anschubsunterstützung gut aufgestellt ist.    
 
Wichtig ist, dass die Familie das Thema (oder die Themen) findet, die zu der individuellen 
Geschichte und Konstellation passen. Verfolgen alle Familienmitglieder ähnliche Interessen, 
so kann man früh auf ein Thema fokussieren. Sind die Unterschiede groß, ist es mitunter 
eine gute Idee mit mehreren Töpfen zu arbeiten, so dass alle Mitglieder sich mit dem 
Engagement identifizieren können. Auch Kombinationen sind möglich: Die Louis-Leitz-
Stiftung hat sich für ein gemeinsames übergreifendes Thema entschieden, dennoch 
übernehmen einzelne Familienmitglieder eine „Patenschaft“ für die verschiedenen, 
geförderten Projekte. Das identitätsstiftende Element ist ebenso wie die Möglichkeiten zur 
Vertiefung und Einbringung der individuellen Interessenschwerpunkte enthalten. (Leitz 2012) 
 
Achten Sie darauf, dass alle Familienmitglieder die Gelegenheit haben, ihre Vorstellungen 
und Wünsche zu äußern. In den meisten Familien gibt es sowohl dominante als auch 
zurückhaltende Mitglieder. Legen Sie Wert darauf, dass auch die stilleren unter ihnen gehört 
werden. Nur dann steigern Sie die Identifikation aller Mitglieder mit dem gesellschaftlichen  
Handeln. Zusätzlich zu einer jährlichen Stiftungsratsversammlung haben viele Familien gute 
Erfahrung damit gemacht, die Familienmitglieder regelmäßig über das Engagement zu 
informieren oder mit Familienmitgliedern die unterstützten Organisationen vor Ort zu 
besuchen.  
 
Beispiel aus der Praxis61: Eine Familienstiftung in den  USA zeigt, wie sich über einen 

regelmäßigen Newsletterversand immer mehr, teilweise sogar entfernte, Familienmitglieder 
für die Arbeit der Stiftung begeistert haben. Sie nahmen an Vor-Ort-Besuchen teil und 
engagierten sich ehrenamtlich in den geförderten Projekten. Sowohl die Arbeit und 
Reichweite der Stiftung als auch der Zusammenhalt der Familie wurden nachhaltig gestärkt. 
(Healey 2001: 26f.) 
 

                                                
61 Dieses Bespiel stammt von National Center for Family Philanthropy (NCFP) aus den USA. NCFP ist eine 

Partnerorganistaion von Active Philanthropy mit der Wissen und Erfahrungen ausgetauscht werden.  
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Auch die Auseinandersetzung mit den Schwerpunkten des Familienunternehmens ist 
interessant. Viele Familien entscheiden sich für ein Engagement, das die Ziele und Werte 
des Unternehmens ergänzt oder darauf abgestimmt ist. Häufig trifft man bei einer solchen 
Konstellation auf ein Engagement im (Aus-)Bildungsbereich und einen regionalen Fokus auf 
den Standort des Unternehmens. Allerdings gibt es auch die umgekehrte 
Herangehensweise. Manche Familie suchen sich Themen, die der Familie wichtig sind, aber 
wenig Platz im Alltag des Unternehmens finden. So kann es beispielsweise sein, dass in 
einer Familie Musik einen hohen Stellenwert einnimmt, obwohl das Unternehmen in einer 
ganz anderen Branche aktiv ist. (Baus 2005) 
 
Neben den thematischen Eingrenzungen geht es um die Frage, wie wir uns engagieren und 
was wir einbringen wollen. Wie eng möchte die Familie in die operationalen Abläufe 
eingebunden sein? Welche Ressourcen stehen zur Verfügung? Häufig haben 
Unternehmerfamilien Kapital, das weit über das finanzielle hinaus geht.  
 
Beispiel aus der Praxis: Eine Spenderin engagiert sich in einer deutschen Großstadt für 
Flüchtlinge. Durch Gespräche mit Bewohnern und Mitarbeitern einer Aufnahmestelle für 
Flüchtlinge hat sie erfahren, dass in der Einrichtung eine Küche fehlt, die den Alltag der 
Bewohner deutlich erleichtern würde. Die Behörden erlauben der Spenderin nicht, eine 
Küche und später auch die Einrichtung eines Freizeitraums zu finanzieren. Die Spenderin ist 
gut vernetzt und konfrontiert die politischen Entscheidungsträger in der Stadt mit der 
Problematik und plötzlich kommt Bewegung in die Angelegenheit.  
 
Beispiel aus der Praxis: Eine gemeinnützige Organisation, die sich im Bildungsbereich auf 

den Übergang von der Schule in den Beruf konzentriert, hat ausgezeichnete Zahlen und ist 
wesentlich erfolgreicher als staatliche Maßnahmen zur Eingliederung von Schulabgängern in 
den Berufsmarkt. Allerdings könnte die Organisation noch wesentlich mehr erreichen, wenn 
die internen Abläufe besser strukturiert und die Buchhaltung überarbeitet würde. Diese 
Probleme bereiten der Organisation Kopfschmerzen. Ein Förderer und erfolgreicher 
Unternehmensberater entscheidet sich nach einem langen Gespräch mit der Organisation, 
diese, statt mit einer Geldspende, zeitweise durch einen seiner Mitarbeiter zu unterstützen. 
Für die Organisation ist diese Form der Unterstützung zu diesem Zeitpunkt wesentlich 
wertvoller als eine Geldspende. 
 
Die Beispiele zeigen, dass Geben schon lange nicht mehr nur auf Geld beschränkt ist. Unter 
dem Begriff Venture Philanthropy werden philanthropische Engagements zusammengefasst, 
die über die Bereitstellung finanzieller Mittel hinausgehen und eine unternehmerische 
Herangehensweise in den Mittelpunkt stellen. Venture Philanthropy wird durch sechs sich 
ergänzende Kriterien definiert (Metz Cummings; Hehenberger 2010): 
1. Hohes Engagement (z.B. durch die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat einer geförderten 
Organisation) 
2. Angepasste Finanzierung (Berücksichtigung unterschiedlicher Finanzierungsformen, die 

sich an der aktuellen Situation des geförderten Projekts orientieren. Hierzu gehören z.B. 
Spenden, Bürgschaften oder Eigenkapital.) 
3. mehrjährige Unterstützung (erhöht die Planungssicherheit des Projekts und ermöglicht 

eine langfristigere strategische Ausrichtung) 
4. Nicht-finanzielle Unterstützung (z.B. Unterstützung bei der strategischen Planung, 
Kommunikation, Zugang zu Netzwerken) 
5. Organisationsentwicklung (Aufbau einer langfristig effektiven und starken Organisation, 

statt der Förderung einzelner Aktivitäten) 
6. Wirkungsmessung (erlaubt die Anpassung an Erfolge/Misserfolge und erhöht die 

Transparenz) 
 
Vielleicht fallen Ihnen spontan Eigenschaften oder Möglichkeiten ein, die Ihre Familie 
mitbringt und einsetzen könnte. Oder einige dieser Kriterien spiegeln die Werte Ihrer Familie 
wider und bieten eine erste Orientierung, welche Ressourcen Ihre Familie einbringen 
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möchte. Häufig stellen wir fest, dass Familien besonders viel Spaß und Sinn aus ihrem 
Engagement ziehen, wenn sie sich intensiver damit auseinandersetzen und nicht nur einen 
Scheck schreiben. Auch das Potential von Familienphilanthropie als strategisches Element 
entfaltet sich besonders erfolgreich, wenn die Familie das Engagement und den Einsatz gut 
durchdenkt. Die Identifikation mit dem Engagement, die Nähe zum Anliegen sowie die 
Erfolgserlebnisse helfen, dass das Engagement die oben beschriebenen Funktionen 
tatsächlich erfüllt. 
 
Nach der Zusammenfassung der Ergebnisse, die Sie als Familie aus der Rückschau und 
dem Blick nach innen gewonnen haben, sollten Sie sich an die Formulierung eines Leitbildes 
für Ihr gemeinnütziges Engagement machen. 
 

 

4.7 Der Blick nach Außen 

 
 

Selbstverständlich geht es nicht nur um die familieninterne Dimension. Die Perspektive sollte 
auch um den Blick nach Außen erweitert werden. Welchen Problemen muss sich unsere 
Gesellschaft stellen? Wie verschaffe ich mir einen Überblick? Wo gibt es überhaupt Bedarf? 
Was sind vielversprechende Lösungsansätze oder erfolgreiche Programme? Nachdem die 
Familie ihr eigenes Leitbild entworfen hat, wird es mit Leben gefüllt und durch Interaktion mit 
der Außenwelt konkretisiert.  
 
Unsere Workshops und Expeditionen für Spender und Stifter zeigen, dass der Austausch mit 
anderen Engagierten eine wertvolle Quelle für neue Ideen und die Umsetzung der eigenen 
Vision ist. Er verschafft Ihnen einen lebhaften Eindruck von dem Weg, den andere gegangen 
sind oder vor sich haben. Welche Herausforderung gilt es zu meistern? Wer sind die 
wichtigsten Akteure im Feld? Häufig gibt es Hinweise auf mögliche Schwierigkeiten und wie 
sich diese vermeiden lassen. Aus Fehlern lernt man, aber es müssen nicht immer die 
eigenen sein (Sievers; Layton 2012). Es gibt Stifter und Spenderinnen, die sich in 
Netzwerken zusammengetan haben, und Workshops und Konferenzen, sowohl zu 
methodischen als auch thematischen Schwerpunkten, auf denen Sie spannende 
Gesprächspartner treffen können! Manche Familien berücksichtigen diese Aspekte bei der 
Planung von Familienaktivitäten. Die Familie Leitz hat anlässlich des 10jährigen Jubiläums 
der familieneigenen Stiftung eine soziale Städtetour durch Stuttgart organisiert. Dabei hat die 
nächste Generation soziale Brennpunkte erlebt und Initiativen kennengelernt, die sich den 
Themen widmen. Wichtig ist in dem Zusammenhang, dass eine Heranführung an das 
Familienengagement oder die unternehmerischen Werte nicht mit Zwang, sondern auf 
Freiwilligkeit basierend, stattfindet. So hatten die Mitglieder der jungen Leitz-Generation z.B. 
die Möglichkeit zwischen verschiedenen Aktivitäten zu wählen und haben sich selbst für die 
Führung entschieden. (von Leitz 2012: 360f.) 
 
Nicht weniger wichtig ist der Austausch mit (potentiell) geförderten Projekten. Vielleicht gibt 
es bereits Einrichtungen, die Ihre Familie fördert, oder Sie stoßen immer wieder auf 
dieselben Namen und Ihr Interesse ist geweckt? Unter Umständen gibt es sogar eine ganze 
Reihe von Organisationen die zu Ihren Vorstellungen passen. Suchen Sie den Dialog! Vor-
Ort-Besuche sind ausgesprochen hilfreich, um die Arbeit und Herausforderungen einer 
gemeinnützigen Organisation zu verstehen. Gleichzeitig bieten sie einen guten Anlass für 
eine gemeinsame Unternehmung mit der Familie. 
 
Das Verhältnis zwischen Förderer und Geförderten ist für eine erfolgreiche Kooperation 
zentral. Entscheidend ist, dass beide Seiten sich mit Offenheit begegnen und ein 
Vertrauensverhältnis aufgebaut wird. Es wird immer Projekte geben, die ihren Förderern 
„nach dem Mund“ reden. Auf der anderen Seite darf der Förderer sich nicht verschließen, 
wenn eine Organisationen auch Schwächen zur Sprache bringt. Kommunizieren Sie auf 
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Augenhöhe! Versuchen Sie bei einem Vor-Ort-Besuch mit möglichst vielen Personen zu 
sprechen und signalisieren Sie, dass man sich nicht nur Erfolgsgeschichten anhören möchte. 
Vergessen Sie nicht, dass ein Vor-Ort-Besuch immer mit viel Aufwand für den Gastgeber 
verbunden ist. Sie setzen ein gutes Zeichen, wenn Sie dem Projekt eine kleine Spende als 
Aufwandsentschädigung zukommen lassen.  
 
Die oben genannten Venture Philanthropie Kriterien können eine Hilfestellung liefern, wenn 
es darum geht, den Bedarf in einem Themenfeld oder die Bedürfnisse einer Organisation zu 
erkennen. Je aufgeschlossener man an die Aufgabe herangeht, desto mehr Wege stehen 
einem offen. Sprechen Sie mit Experten, (am besten auch solchen, die sich einem Problem 
mit unterschiedlichen Ansätzen nähern) und notieren Sie sich, was Sie überzeugt. Setzten 
Sie sich auch mit der Kritik an diesen Ansätzen und bisherigen Ergebnissen auseinander. 
Überlegen Sie gemeinsam als Familie, welche Form der Unterstützung zu dem passt, was 
Sie beim Blick nach Außen erfahren. 
 
Der Blick nach Außen kann erschrecken – unser Planet muss sich vielen Herausforderungen 
stellen, die keine Familie alleine lösen kann. Anstatt vor dem Schrecken von 
Kindersterblichkeitsraten oder den Folgen des Klimawandels zu kapitulieren, sollten Sie 
schauen, welchen, wenn auch kleinen, aber sinnvollen Beitrag Sie mit Ihren Ressourcen 
leisten können – je mehr Menschen sich entschließen, desto größer werden die kleinen 
Schritte. Der Blick auf die Größe der Herausforderungen verdeutlicht zwei Dinge: Erstens, 
seien Sie realistisch und nicht enttäuscht, wenn Probleme trotz Ihres Engagements nicht 
endgültig gelöst werden, und zweitens, grenzen Sie die Themen ein, die Sie bewegen und 
fangen Sie klein an. Geographisch liegt es oft nahe (im wahrsten Sinne des Wortes) lokal zu 
beginnen und sich Problemen in der direkten Nachbarschaft zu widmen. Vielleicht gibt es 
eine tolle Initiative, die Kinder aus sozial schwachen Familien in schulischen Belangen 
unterstützt und Freizeitangebote organisiert, oder einen Wettbewerb für besonders begabte 
Jugendliche, der deren Talente fördert. Es kommen auch lokale Projekte infrage, die sich in 
einem anderen Land engagieren und z.B. Menschen helfen, die in der Nähe eines 
ausländischen Unternehmensstandorts leben. Häufig entscheiden sich Familien nach ein 
paar Jahren, ihr Engagement geographisch auszuweiten und trauen sich an Aufgaben, bei 
denen der direkte Kontakt und Austausch zum geförderten Projekt nicht ganz so einfach ist.  
 
Grundsätzlich gilt: Starten Sie mit kleinen Schritten. Wenn Sie anfänglich mit geringeren 
Beträgen arbeiten, fällt es leichter neue Wege zu gehen oder einfach mal etwas ohne viel 
Druck auszuprobieren. Sobald Sie die ersten Lernerfahrungen gesammelt haben, treffen Sie 
Entscheidungen automatisch schneller und gezielter. Häufig gibt es Projekte, die einem 
besonders am Herzen liegen und wo die „Chemie stimmt“. Sie bieten eine gute Gelegenheit, 
um größere Schritte zu wagen. Familien, die zu Beginn mehrere „Fördertöpfe“ eingerichtet 
haben, entscheiden nach ein paar Jahren häufig ihr Engagement zu bündeln und  stärker zu 
fokussieren. Denn es hat sich herauskristallisiert, dass manche Themen oder Engagements 
besser funktionieren als andere und ein Vertrauensverhältnis entstanden ist, bei dem man 
gemeinsam mehr erreicht.62  
 

 

4.8 Der Blick nach Vorn 

 
Die Schritte, die hier beschrieben werden, lassen sich nicht nacheinander abwickeln, 
sondern greifen einander und beeinflussen sich gegenseitig. So auch der Blick nach Vorn, 
der u.a. eng mit dem Blick nach Außen verbunden ist. Ein Blick in die Zukunft ist für die 
Umsetzung eines kohärenten gemeinnützigen Engagements unerlässlich. Langfristig ist es 
sinnvoll, auch mehrjährige Engagements einzugehen und alle laufenden oder anstehenden 

                                                
62 Zur Auswahl und Suche von Förderorganisationen vgl. auch Gnärig 2008 sowie die Active Philanthropy 

Leitfäden zur Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesellschaft.  
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Projekte in einer Übersicht zusammenzufassen. Ein Spenden- oder Engagementplan sollte 
die konkreten Vereinbarungen und Meilensteine enthalten, die Sie mit dem Projekt vereinbart 
haben. Wir empfehlen Ihnen, nicht die gesamte Fördersumme am Stück zu überweisen, 
sondern die Gelder einzuteilen und mit der Erreichung von festgelegten 
Projektzwischenzielen zu verbinden. In dem Plan sollte auch die Aufgabenverteilung 
innerhalb der Familie bzw. externer Mitarbeiter oder Berater geregelt sein, so dass Klarheit 
herrscht, wer für welche Bereiche zuständig ist. Der Plan berücksichtigt daher sowohl die 
finanzielle als auch inhaltliche Planung des Engagements.   
 
Neben der Programmplanung umfasst der Blick nach Vorn auch die langfristigere 
strategische Aufstellung des gemeinnützigen Engagements. Wer betreut in Zukunft die 
Arbeit? Gibt es eine Nachfolgeregelung? Während die gemeinnützigen Strukturen einen 
Beitrag zur Ausbildung der nächsten Generation liefern können, sollten Sie gleichzeitig 
überlegen, wie auch die Strukturen selbst durch die Mitarbeit nachrückender 
Familienmitglieder gestärkt werden können. Welche Gremien sind relevant und müssen 
langfristig mit qualifizierten Personen besetzt sein, um ein langfristiges Funktionieren der 
Arbeit zu gewährleisten? 
 
Von Wohltätigkeit bis Profitstreben 

Ebenso wie die Außenperspektive ist auch der Blick nach Vorn Bestandteil der Umsetzung 
des Engagements. Dies ist das Kernstück der Arbeit und verspricht besonders viel Freude 
durch den direkten Austausch mit Förderorganisationen und die Möglichkeit, einen eigenen 
Beitrag zur Lösung gesellschaftlicher Probleme zu leisten. Viele Menschen denken bei dem 
Themenfeld „Philanthropie“ nur an klassische Geldspenden. Aber es gibt vielseitige Wege 
sich zu engagieren. Spendengelder werden verbraucht, während Mittel, die als Darlehen 
oder Eigenkapital zur Verfügung gestellt werden, auch mehrmals einen guten Zweck erfüllen 
können. Ein Beispiel sind Kleinkredite (vor allem für Menschen in Entwicklungsländern), die 
unter dem Stichwort Mikrofinanzen bekannt geworden und ein wichtiges Instrument in der 
Entwicklungszusammenarbeit sind. Investitionsformen, die sowohl eine ökonomische als 
auch soziale und/oder ökologische Rendite anstreben, werden unter dem englischen Begriff 
„Impact Investing“ zusammengefasst. Hinsichtlich der ökonomischen Rendite variieren die 
Modelle zwischen Ansätzen, die auf eine Kapitalerhaltung (der soziale Wert steht im 
Vordergrund) abzielen, bis zu Fonds oder Investments, die zumindest eine Annäherung an 
marktübliche Raten anstreben (in der Regel max. 10%).  
 
Viele Akteure setzen auch auf gemischte Finanzierungsformen, die sie an den Bedarf der 
Projekte anpassen. Ein Rückgriff auf Alternativen zur klassischen Spende lohnt sich 
besonders, wenn Sie sogenannte „Sozialunternehmen“ oder social businesses unterstützen. 
Die Bandbreite wird in der untenstehenden Grafik abgebildet: 
 
Abb 1: Investmentspektrum 
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(Quelle: Oostlander nach Kingston, in: Balbo et al 2010:18) 
 

Viele Sozialunternehmen sind in Schwellen- oder Entwicklungsländern zu finden. 
Interessante Modelle gibt es in Themenfeldern wie alternative Energiegewinnung und 
Energieeffizienz, aber auch in der Agrarwirtschaft und ländlichen Entwicklung, nachhaltigem 
Tourismus oder Müllmanagement. Auch technologische Lösungen, die der Ausgrenzung 
bestimmter Gruppen entgegenwirken (z.B. Finanzservices über Mobiltelefone für Menschen, 
die keine Chance auf ein Bankkonto haben), sind eine spannende Branche. Auch in Europa 
wächst die Zahl der Sozialunternehmen. Viele haben Produkte oder Services (z.B. Software) 
entwickelt, die auf benachteiligte Zielgruppen abgestimmt sind. Um nur ein Beispiel zu 
nennen: Es gibt mittlerweile eine ganze Reihe von Unternehmen, die gezielt mit autistischen 
Menschen arbeiten, die auf spezielle Arbeitsbedingungen angewiesen sind und häufig 
diskriminiert werden, aber bei gezielter Förderung ihre speziellen Begabungen voll entfalten 
können.   
 
Es wird deutlich, dass eine klassische Gegenüberstellung von einerseits gemeinnützig und 
andererseits wirtschaftlich motivierten Ansätzen zu kurz greift. Die Übergänge sind fließend, 
was auch erklärt, dass eine unternehmerische Herangehensweise für Organisationen mit 
sozialer Zielsetzung von großer Bedeutung ist. Durch das Wegfallen der Gegenüberstellung 
entsteht eine neue Perspektive auf das Verhältnis zwischen dem Unternehmen und der 
Familienphilanthropie. Es ist gut möglich, dass es Schnittstellen gibt und langfristig eine 
Annährung der Felder geben kann.  
 
Trotz aller Begeisterung für den wachsenden social business-Markt sollte das Feld nicht als 
Allheilmittel gesehen werden. Es gibt Felder, in denen bisher keine marktrelevanten 
Lösungen gefunden wurden und auch langfristig unwahrscheinlich sind. Aufklärung- und 
Kampagnenarbeit ist z.B. nur sehr begrenzt durch social businesses zu bewerkstelligen.  
 
Das ganze Feld ist noch jung und daher passend unter dem Blick nach Vorn angebracht. Sie 
müssen selbst entscheiden, ob eine solche Herangehensweise für die Familie und das 
Unternehmen (irgendwann) interessant sein könnte. Manchmal ist es gut, wenn man 
zunächst Erfahrungen in einem Terrain sucht, das bereits gut erschlossen ist. Gerade 
Unternehmer und Unternehmerfamilien stellen sich aber auch gerne neuen Denkanstößen 
und profitieren von einer erweiterten Perspektive auf das Feld der Philanthropie.  
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4.8 Fazit 

 
Die Reflexion unserer praktischen Erfahrungen in der Familienphilanthropie und die 
Auswertung der Literatur zu dem Thema zeigen, dass das gesellschaftliche Engagement 
einer Unternehmerfamilie einen Wert weit über das Finanzielle hinaus hat. Die Finanzkrisen 
der letzten Jahre haben einen gesellschaftlichen Diskurs stimuliert, der das wirtschaftliche 
Handeln wieder mit dessen gesellschaftlicher Sinnhaftigkeit zusammenführen will. 
Familienunternehmen handeln häufig aus Tradition in diesem Sinne, da Vermögen für sie 
immer mehr war als nur Geld. Deshalb kommt den Familien der Trend entgegen, dass 
aktuell immer mehr Menschen versuchen gesellschaftliche Herausforderungen mit 
unternehmerischen Lösungen anzugehen. Familienunternehmen können hier sehr viel mehr 
als Geld geben. Sie erhalten dafür vor allem für die eigene Familie etwas zurück: 
gemeinsame Erfahrungen, das aktive Aushandeln von Familienwerten und einen neuen 
Zusammenhalt. 
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5 Rechtliche Hindernisse der erfolgreichen 
Nachfolgeregelung 
 
Von Prof. Dr. Birgit Felden und Prof. Dr. Susanne Meyer, Hochschule für Wirtschaft und 
Recht Berlin 
 

5.1 Intro 

 
Unternehmensnachfolgen sind in weitem Umfang rechtlich vorgeprägt. Im folgenden sollen 
daher die Grundzüge dieser rechtlichen Prägung erläutert, Hindernisse bei der Nachfolge 
identifiziert und Handlungsempfehlungen für die damit in Zusammenhang stehenden (v.a. 
wirtschaftlichen) Probleme dargelegt werden.  
Diese Probleme könnten in einigen wenigen Fällen durch Gesetzesänderungen behoben 
werden. In der Mehrheit der Fälle konfligieren die Zielsetzungen einer Nachfolgeregelung 
jedoch mit anderen Zielsetzungen.63 Im Zuge dieser Interessenkollision muss daher 
abgewogen werden, welchen Zielen der Vorrang gebührt und die aus einer derartigen 
Abwägung erwachsenden Nachteile für die Nachfolgeregelung müssen durch 
individualvertragliche Vereinbarungen korrigiert werden. 
Die Ausführungen bauen auf einer Auswertung der vorhandenen rechtlichen und 
wirtschaftlichen Literatur auf, beziehen die aktuelle Rechtsprechung ein und werden ergänzt 
durch die Ergebnisse aus sieben Experteninterviews. Der Beitrag ist Teil eines vom BMWI 
beauftragten und gemeinsam mit dem EMF-Institut vom IfM – Bonn, dem IfH Göttingen und 
der Universität Siegen erstellten Gesamtgutachtens zum Generationswechsel im Mittelstand 
vor dem Hintergrund des demografischen Wandels. Das gesamte Gutachten wurde 
veröffentlicht in der Institutsreihe des IfH. 
 
 

5.2 Unternehmensnachfolge im rechtlichen Kontext 

 
Weder der Begriff "Unternehmen“ noch der Begriff „Nachfolge“ sind gesetzlich definiert. 
Gleichwohl kann man von einem gesicherten Kern des Unternehmensbegriffs ausgehen. 
Das Unternehmen ist weder Rechtsobjekt, noch Rechtssubjekt, es ist vielmehr eine 
Gesamtheit von Sachen (Waren, Einrichtungsgegenstände, Maschinen, Grundstücken…), 
Forderungen, Rechten (Firma, Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten wie Marken, 
Urheberrechte, Patente), aber auch unkörperlichen Vermögenswerten wie 
Kundenbeziehungen, Know-How, Betriebsorganisation, Erfahrungen, Mitarbeitern.64 Mit 
dieser Sachgesamtheit wird ein einheitlicher erwerbswirtschaftlicher Zweck verfolgt, sie wird 
also zum Zweck der Gewinnerzielung eingesetzt.  
 
Als Unternehmerin oder Unternehmer werden diejenigen natürlichen Personen bezeichnet, 
die wirtschaftlich Inhaber des Unternehmens sind. Beim Einzelunternehmen ist das der 
Rechtsträger selbst (Einzelkaufmann), sonst werden die Gesellschafter von Personen- und 
Kapitalgesellschaften als Unternehmer bzw. Unternehmerin bezeichnet, wenn sie in einer 
Weise beteiligt sind, die sie in die Lage versetzt, die wesentlichen, das Unternehmen 
betreffenden Entscheidungen selbst zu treffen. Ob diese Personen gleichzeitig 
Geschäftsführungspositionen innehaben, ist dafür nicht relevant, wenn auch Organstellung 
(Vorstand/Geschäftsführer) und (Mehrheits)-beteiligung häufig zusammenfallen.65 

                                                
63 So ist das Pflichtteilsrecht wesentlicher Angehöriger aus familiärer Sicht ein zielführendes Instrument zur 

Versorgung nächster Angehöriger auch über den Tode des Erblassers hinaus, im Kontext der Nachfolgeregelung 

führt es jedoch zu nicht planbaren, mitunter existenzbedrohenden kurzfristigen Zahlungsansprüchen. 
64 Vgl. z.B. Beisel/Klumpp, Der Unternehmenskauf, Kap. 4 Rdnr. 4. 
65 Vgl. auch die Ausführungen in Kapitel 1.3. 
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Der Begriff „Nachfolge“ erschließt sich am ehesten über die jeweiligen Formen der 
Nachfolge. Die wichtigste rechtliche Unterscheidung ist die zwischen der 
Unternehmensnachfolge durch Gesamtrechtsnachfolge (sog. Universalsukzession) und 
diejenige durch Einzelrechtsnachfolge (sog. Individualsukzession), die immer durch 
Rechtsgeschäft erfolgt, also durch Vertrag.  
Der klassische Fall der Universalsukzession ist der Erbfall. Im Fall des Versterbens von 
Unternehmern treten die Erben ohne weiteren Rechtsakt in die gesamte Rechtsstellung des 
Erblassers ein. Das geschieht sogar, ohne dass die Übernehmenden vom Erbfall überhaupt 
Kenntnis erlangt haben müssen (§ 1922 BGB). Erforderlich ist allein eine Erbenstellung der 
Übernehmenden. Diese wiederum kann aufgrund gesetzlicher Erbfolge (in der Regel 
Abkömmlinge, Ehepartner) oder aufgrund letztwilliger Verfügung  (Testament oder 
Erbvertrag) erlangt werden. Eine größere Rolle spielt in der Praxis die 
Unternehmensnachfolge durch Individualsukzession. Das setzt immer den Abschluss eines 
Vertrags zwischen Übernehmenden und Übergebenden voraus.  
 
Die Einzelrechtsnachfolge in Unternehmen lässt sich nach dem jeweiligen 
Vertragsgegenstand in verschiedene Kategorien unterteilen. So kann das Unternehmen als 
Ganzes entweder dadurch übertragen werden, dass die Gesamtheit der das Unternehmen 
ausmachenden materiellen und immateriellen Vermögenswerte an die Übernehmenden 
übertragen wird. Das setzt die Identifikation dieser Vermögenswerte (z.B. 
Kundenbeziehungen, Patente, Know-How, Arbeitnehmer, Produktionsmittel, Vorräte, 
Forderungen, Vertragsbeziehungen, Mietverträge) und ihre Übertragung nach den für diese 
Werte jeweils geltenden Rechtsregeln voraus. Die so erfolgende Übernahme wird in der 
Regel als „Asset Deal“ bezeichnet. Ist das Unternehmen ein Einzelunternehmen, das vom 
Veräußerer gehalten wird, ist dies auch der einzige Weg der Übertragung. Ist das 
Unternehmen hingegen ein eigener Rechtsträger (Kapital- oder Personengesellschaft), so 
kann die Übertragung auch auf gesellschaftsrechtlichem Wege erfolgen. 
 
Bei Kapitalgesellschaften (GmbH, AG) kann die Übertragung im Wege des sog. „Share Deal“ 
durch Übernahme der Gesellschaftsanteile an dem Unternehmen erfolgen. Hier ist die 
Bezeichnung der einzelnen zum Unternehmen gehörenden Vermögensgegenstände für die 
Wirksamkeit der Vereinbarung – anders als beim „Asset Deal“ - nicht erforderlich. Ist der 
Rechtsträger eine Personengesellschaft (GbR, OHG etc.), so erfolgt die Übertragung nicht 
durch Share Deal, denn Anteile an Personengesellschaften sind nicht übertragbar. Auch hier 
ist aber die Übertragung der gesellschaftsrechtlichen Beteiligung ohne weiteres möglich: Der 
Vertrag ist mit allen Gesellschaftern, einschließlich der eintretenden und ausscheidenden 
Personen zu schließen und beinhaltet das Ausscheiden des Altgesellschafters und den 
gleichzeitigen Eintritt des Neugesellschafters. Der Altgesellschafter verzichtet auf die 
Auszahlung eines Auseinandersetzungsguthabens durch die Personengesellschaft und 
erhält dafür eine Zahlung des Neugesellschafters. Diese dreiseitige Vereinbarung kommt in 
der Regel häufig durch Vertrag zwischen Alt- und Neugesellschafter und späterer 
Zustimmung durch die anderen Gesellschafter zustande.  
 
Sowohl die Übertragung der einzelnen das Unternehmen ausmachenden Vermögenswerte 
als auch die Übertragung der Gesellschafterstellung können entgeltlich oder unentgeltlich 
erfolgen. Die unentgeltliche, also schenkweise Übertragung, kommt in der Regel als 
vorweggenommene Erbfolge vor, sie ist rechtlich hingegen nicht wesentlich anders als die 
entgeltliche Übertragung (Kauf) zu behandeln.66  
Neben einer vollständigen Übertragung des Unternehmens, verbunden mit einer 
vollständigen dinglichen Berechtigung der Übernehmenden sind Varianten der 

                                                
66 Als Sonderfall ist die sog. sanierende Übertragung, der Erwerb des Unternehmens aus der Insolvenz, zu 

nennen. Auch hier können die Gestaltungsmöglichkeiten von Share Deal und Asset Deal gewählt werden. Die 

Vertragsgestaltung ist vergleichbar, doch sind die Besonderheiten, die durch das Insolvenzverfahren auftreten, zu 

berücksichtigen. Insbesondere muss in der Regel die Gläubigerversammlung dem Abschluss des 

Unternehmenskaufvertrages zustimmen. 
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Unternehmensnachfolge zu beachten, bei denen lediglich Teile des Unternehmens 
übertragen werden. Hierzu gehören z.B. die Übertragung von Minderheitsanteilen oder auch 
die Pacht eines bestehenden Unternehmens. Selbstverständlich sind auch bei diesen 
Varianten einer rechtsgeschäftlichen Nachfolgeregelung rechtliche Rahmenbedingungen zu 
beachten, die ebenso Hemmnisse für eine Nachfolgeregelung sein können. Diese 
Nachfolgeregelungen im weiteren Sinne bleiben nachfolgend außen vor. 
 
Unabhängig davon, in welcher Rechtsform das Unternehmen organisiert ist, ob die 
Übergebenden eine Nachfolge durch Erbrecht oder Einzelrechtsnachfolge vorsehen, ob die 
Übernehmenden Familienangehörige sind oder nicht, oder ob die Übertragung entgeltlich 
oder unentgeltlich erfolgt, sind Hindernisse und Schwierigkeiten bei der 
Unternehmensnachfolge zu berücksichtigen. 
 
Diese resultieren u.a. daraus, dass Rechtsvorschriften immer eine Abwägung zwischen 
verschiedenen Interessensansprüchen darstellen. So bietet die Fachkundeprüfung in der 
Handwerksordnung zwar Qualitätssicherung im Handwerk, sie stellt andererseits aber auch 
ein Hemmnis für die Unternehmensnachfolge dar. Die sechswöchige Frist zur Annahme oder 
Ausschlagung einer Erbschaft nach § 1944 BGB dient einerseits der Rechtssicherheit, ist 
andererseits aber im Kontext einer Unternehmensübernahme in der Regel zu kurz, um die 
aus der Annahme entstehenden persönlichen Risiken adäquat abschätzen zu können. 
Änderungen der rechtlichen Regelungen mit dem Ziel der Erleichterung der 
Unternehmensnachfolge müssen daher immer im Kontext der verschiedenen Interessen(-
gruppen) abgewogen werden. 
 
Manche Unternehmensnachfolgen scheitern sogar, weil zum Übergabezeitpunkt rechtliche 
Voraussetzungen in der Person der potenziell Übernehmenden selbst oder in der Art des 
Unternehmens nicht gegeben sind. Sie werden nachfolgend als unüberwindbare Hindernisse 
bezeichnet, weil die Voraussetzungen zum Zeitpunkt der Unternehmensnachfolge 
unabdingbar vorliegen müssen. Da sie meistens von einer nicht rechtzeitigen oder gar 
ausgebliebenen Harmonisierung der verschiedenen in Übereinstimmung zu bringenden 
Rechtsbereiche (z.B. zwischen Gesellschafts- und Erbrecht) herrühren und dieses Geflecht 
aus unterschiedlichen Rechtsgebieten vom Gesetzgeber traditionell nur wenig geregelt ist, 
sind qualifizierte Beratung und Aufklärung der Übergebenden sowie der Übernehmenden 
unentbehrlich. Bei einer professionellen Vorbereitung können auch diese Hindernisse im 
Vorfeld einer Unternehmensnachfolge in der Regel ausgeräumt werden, zum Zeitpunkt der 
Übertragung in einer festen personellen und sachlichen Ausgangslage  ist dies nicht mehr 
möglich. 
 
An dieser Stelle ist auch aus rechtlicher Sicht die umfassende Vorsorge für den Notfall, also 
den unvorhergesehenen Fall des Ausfalls des oder der bisherigen Unternehmer/in zu 
erwähnen. Stirbt der Unternehmer plötzlich oder wird er z.B. durch ein Koma 
entscheidungsunfähig, müssen rechtssichere Vollmachten und andere Vorsorgen im 
Rahmen eines "Notfallkoffer" entwickelt werden, die das Unternehmen auch in dieser 
Situation handlungsfähig halten.67 
 
Im Folgenden werden zunächst diejenigen rechtlichen Umstände dargestellt, die eine 
konkret geplante Unternehmensnachfolge unmöglich machen. Sodann folgt die Schilderung 
von Umständen, welche die Nachfolge zwar nicht verhindern, aber erschweren können. 
 
 

5.3 Unüberwindbare Hindernisse in der Person der Übernehmenden 

 

                                                
67 Vgl. Habig/Berninghaus (2010), S. 232ff.  
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Hindernisse, die die Person der Übernehmenden betreffen, haben ihre rechtlichen Ursachen 
insbesondere in öffentlich-rechtlichen Grenzen, aber auch in gesellschaftsrechtlichen 
Grenzen. 
 
Öffentliches Recht 

Im öffentlichen Recht (Gewerbeordnung) ist bestimmt, wer ein Gewerbe ausüben darf. 
Zunächst ist für eine gewerbliche Tätigkeit die Zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden 
erforderlich (§ 35 Gewerbeordnung). Fehlt diese, kann eine Gewerbeuntersagung 
ausgesprochen werden. Wird das Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft 
betrieben, kommt es für die Zuverlässigkeit auf die jeweiligen Organe der Gesellschaft 
(Vorstand bzw. Geschäftsführung) an, bei Einzelunternehmen bzw. Personengesellschaften 
auf den Unternehmer bzw. die Unternehmerin selbst. Bei der Auswahl potenzieller 
Nachfolgender ist demgemäß auf die Zuverlässigkeit zu achten, anderenfalls droht eine 
Gewerbeuntersagung.  
 
Unzuverlässig ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, wer nach dem 
Gesamteindruck seines Verhaltens nicht die Gewähr dafür bietet, dass er sein Gewerbe 
künftig ordnungsgemäß betreibt Typische Fallgruppen der Unzuverlässigkeit sind etwa 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit einer vorangegangenen 
gewerblichen Tätigkeit oder auch die Nichterfüllung von steuerlichen oder 
sozialversicherungsrechtlichen Verpflichtungen. Nicht zuletzt wird von der Rechtsprechung 
mangelnde fachliche Eignung oder  fehlende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als Grund für 
die Unzuverlässigkeit angenommen.   
Generell ist die Ausübung eines Gewerbes jedem zuverlässigen Menschen erlaubt, ohne 
dass es hierfür einer besonderen Erlaubnis bedarf. Anders ist dies lediglich bei bestimmten 
erlaubnispflichtigen Tätigkeiten, wie z.B. dem Betrieb von Gaststätten, Maklertätigkeit oder 
Apothekertätigkeit. Wenn eine solche erlaubnispflichtige Tätigkeit Gegenstand des 
Unternehmens ist, so dürfen durch den Inhaberwechsel die Voraussetzungen für die 
Gewerbeerlaubnis nicht entfallen. Wird im Wege der Einzelrechtsnachfolge übertragen, 
kann, wenn das Unternehmen eine erlaubnispflichtige Tätigkeit ausübt, die Wirksamkeit des 
Vertrags unter die aufschiebende Bedingung gestellt werden, dass der Erwerber bzw. die 
Erwerberin innerhalb einer bestimmten Frist eine Gewerbeerlaubnis erhalten. 
Für bestimmte Berufsgruppen kommen weitere Anforderungen hinzu. Exemplarisch sei hier 
auf die Voraussetzungen für die Betreibung eines zulassungspflichtigen Handwerks 
verwiesen.  
 
Kein Gewerbe betreiben Angehörige sogenannter Freier Berufe. Jedoch sind auch bei 
diesen für den Betrieb der Unternehmung nicht selten personenbezogene Zulassungen 
erforderlich. So benötigen Übernehmende von Architekturbüros eine Eintragung in die 
Architektenrolle, Übernehmende ärztlicher Praxen in der Regel die kassenärztliche 
Zulassung und Rechtsanwälte eine Rechtsanwaltszulassung. Ähnliches gilt für Apotheker, 
Hebammen, Heilpraktiker u.a.68  
 
Gesellschaftsrecht 

Auch Regelungen aus der gesellschaftsrechtlichen Sphäre können eine Nachfolge 
verhindern. So ist es möglich, durch Vereinbarungen im Gesellschaftsvertrag 
Übernehmende, auch wenn sie von den Übergebenden als geeignet für die Nachfolge ins 
Auge gefasst werden, von der Nachfolge auszuschließen. 
 
Bei der Nachfolge durch Universalsukzession (Erbgang) ist dies besonders gravierend, denn 
dort sind entsprechende gesellschaftsvertragliche Rahmenbedingungen nicht mehr 
nachträglich revidierbar. Die Übernahme einer gesellschaftsrechtlichen Beteiligung durch 
Erbgang ist bei Personen- und Kapitalgesellschaften demgemäß faktisch nur möglich, wenn 

                                                
68 Die Rechtsvorschriften anderer Länder (z.B. in Frankreich) sehen im Gegensatz zur deutschen Rechtsordnung 

eine (gesetzliche) Lösung vor und erlauben Übernahmen. 
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der Gesellschaftsvertrag das Einrücken des oder der Erben in die gesellschaftsrechtliche 
Stellung zulässt.69 Bei Familienunternehmen tritt diese Problematik besonders häufig auf. 
Dort ist es nicht selten, dass etwa die Fortsetzung der Personengesellschaft mit den Erben 
an die Zustimmung der Mitgesellschafter geknüpft ist oder dass nach dem 
Gesellschaftsvertrag nur bestimmte Personen wie z.B. leibliche Abkömmlinge die Beteiligung 
übernehmen können.  
 
Bei der Einzelrechtsnachfolge in eine Gesellschafterstellung stellt sich das Problem nicht in 
demselben Maße. Anteile an Kapitalgesellschaften sind in der Regel an jedermann frei 
übertragbar.70 Beim Eintritt in eine Personengesellschaft ist hingegen die Zustimmung der 
anderen Gesellschafter erforderlich. 
 
 

5.4 Unüberwindbare Hindernisse in der Art des Unternehmens 

 
Grundsätzlich sind Unternehmen übertragbar. Einige wenige Einzelunternehmen sind nicht 
übertragbar, weil die Art des Unternehmens dies unmöglich macht. Das gilt insbesondere, 
wenn der Schwerpunkt des Unternehmens in der Erbringung von höchstpersönlichen 
Dienstleistungen liegt: Dann kann das Unternehmen auch nur vom Leistungserbringer 
geführt werden, denn die Übertragung des Unternehmens ohne die das Unternehmen 
prägende Hauptleistung wäre nur die Übertragung von einzelnen Vermögenswerten, nicht 
aber die Übertragung des gesamten Unternehmens. Hierbei geht es in der Regel um 
freiberufliche Leistungen, etwa die Tätigkeit von Musikern, Dichtern, Journalisten. Weder die 
musikalische noch eine schauspielerische Leistung können durch einen Dritten ohne 
Wertveränderungen des Unternehmens erbracht werden. 
 
Faktisch ist die Übertragung des Unternehmens oftmals wirtschaftlich dann sinnlos, wenn 
zentrale Vertragsbeziehungen nicht mit übertragen werden können. So kann die 
Einzelrechtsnachfolge in das Unternehmen, die durch Übertragung einzelner 
Vermögensgegenstände („Asset Deal“) erfolgt, daran scheitern, dass zentrale 
Vermögensgegenstände gegen eine Übertragung gesichert sind. Wenn zum 
Unternehmenswert etwa besondere Vertragsbeziehungen in erheblichem Maße beitragen, 
so ist zu beachten, dass diese nicht ohne die Zustimmung des Vertragspartners übertragen 
werden können. Kann diese Zustimmung nicht erlangt werden, so wäre das Unternehmen in 
seiner Substanz angegriffen. Üblicherweise wird in solchen Fällen im Vertrag eine 
auflösende Bedingung formuliert, dass die entsprechende Zustimmung des Vertragspartners 
zur Vertragsübernahme durch den Erwerber erlangt wird.  
 
Auch bei Einzelrechtsnachfolge in eine gesellschaftsrechtliche Beteiligung kann dieses 
Problem – in etwas abgewandelter Form – auftreten. Personenverbände (Personen- und 
Kapitalgesellschaften) erbringen ihre Leistungen zwar nie höchstpersönlich, sondern 
bedienen sich hierzu immer natürlicher Personen. Demzufolge müssen beim 
Beteiligungserwerb die einzelnen Vertragsbeziehungen des Unternehmens auch nicht 
gesondert übertragen werden. Der Vertragspartner bleibt schließlich die das Unternehmen 
tragende Gesellschaft.  
 
Allerdings ist bei langfristigen Vertragsbeziehungen ein Gesellschafterwechsel nicht selten 
ein Grund zur außerordentlichen Kündigung des Vertragsverhältnisses. Das ist der Fall, 

                                                
69 Bei Personengesellschaften scheidet der Gesellschafter mit dem Tode aus (nur die GbR wird ohne andere 

Regelung im Gesellschaftsvertrag aufgelöst), aber es kann geregelt werden, dass ein (qualifizierter) Erbe 

nachfolgen kann. Aktien sind ebenso wie GmbH-Anteile zwar zunächst vererblich, oft ist allerdings bei GmbHs 

eine Klausel enthalten, wonach der Erbe seinen Anteil den Mitgesellschaftern andienen muss (oder der Anteil 

eingezogen wird), also zwingend aus der Gesellschaft ausscheidet. Aber er wird erst einmal Erbe.  
70 Zu den Einschränkungen durch sog. Vinkulierungen vgl. weiter unten 
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wenn sog. „Change-of-Control-Klauseln“ in zentralen Verträgen vereinbart sind. Eine solche 
Klausel ermöglicht es dem Vertragspartner, den Vertrag zu kündigen, wenn sich die 
Beteiligungsverhältnisse des Vertragspartners (hier des zu übernehmenden Unternehmens) 
ändern. Existiert eine solche Klausel, so kann das Unternehmen durch einen Share Deal 
nicht ohne weiteres übertragen werden, denn die Übernehmenden können nicht sicher sein, 
dass sie den Vertrag nach Erwerb der Beteiligung fortsetzen können. 
 
 

5.5 Unüberwindbare Hindernisse durch rechtsgrundbezogene Hindernisse 

 
Mitunter hindert der Rechtsgrund der Übertragung das Rechtsgeschäft oder die 
Erbeinsetzung. Diese Hindernisse können zwar durch rechtzeitiges Tätigwerden von 
Übernehmenden und Übergebenden ausgeräumt werden, müssen deshalb aber frühzeitig 
erkannt werden, um den Vollzug der Nachfolge zu ermöglichen. 
 
Zivilrecht 

Die Übertragung eines Unternehmens durch Einzelrechtsnachfolge kann von der 
Zustimmung Dritter abhängig sein. Es ist daher erforderlich, im Vorfeld zu prüfen, welche 
Genehmigungserfordernisse hier maßgeblich sein können. Nachfolgend werden die im 
Zivilrecht wurzelnden Erfordernisse angesprochen.  
 
Zivilrechtlich ist zunächst § 1365 BGB zu nennen, wonach Ehepartner, die im Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft leben, für Rechtsgeschäfte, mit denen sie (nahezu) ihr gesamtes 
Vermögen übertragen, der Zustimmung des anderen Ehepartners bedürfen. Das 
Zustimmungsbedürfnis besteht nicht nur dann, wenn sich ein Geschäft nach seinem Wortlaut 
ausdrücklich auf das ganze Vermögen eines Vertragspartners bezieht, sondern auch dann, 
wenn der Vertragspartner über einzelne ihm gehörende Gegenstände verfügt, die jedoch 
wirtschaftlich im Wesentlichen sein gesamtes Vermögen ausmachen.71 Das ist der Fall, 
wenn mehr als 80 % des gegenwärtigen Vermögens von der vertraglichen Vereinbarung 
erfasst sind. § 1365 BGB ist dabei auch auf entgeltliche Verträge anzuwenden, denn bei der 
Bestimmung der Wertrelation kommt es auf die im Vertrag vereinbarte Gegenleistung 
(Kaufpreis) nicht an. In der Praxis wird in Gesellschaftsverträge oft eine Klausel 
aufgenommen, die beteiligten Eheleuten die Bildung einer Zugewinngemeinschaft verbietet. 
Diese Lösung führt jedoch oftmals zu nicht gewollten Ungerechtigkeiten. Alternativ wird eine 
modifizierte Zugewinngemeinschaft dergestalt empfohlen, dass eine bestehende 
Unternehmensbeteiligung/ Inhaberschaft aus der Zugewinngemeinschaft vom Anfang an 
ausgeschlossen wird. 
 
Sind die Übernehmenden minderjährig, ist eine vormundschaftsgerichtliche Genehmigung 
erforderlich. Die entsprechenden Regelungen sind durch das neue FamFG, das Gesetz zur 
Reform des Verfahrens in Familiensachen vom 17.12.2008, modifiziert worden. Das am 
1.9.2009 in Kraft getretene Recht sieht eine vormundschaftsgerichtliche Genehmigung in 
verschiedenen, die Unternehmensnachfolge berührenden Fragestellungen vor. Nach §§ 
1629, 1643, 1822 BGB sind insbesondere Verträge, die auf den entgeltlichen Erwerb oder 
die Veräußerung eines Erwerbsgeschäfts gerichtet sind, Gesellschaftsverträge, die zum 
Betrieb eines Erwerbsgeschäfts eingegangen werden, und die Aufnahme von Darlehen 
genehmigungspflichtig. Die Einbindung des Vormundschaftsgerichts kann verhindert werden, 
indem ein neutraler Vermögensbetreuer vorgeschlagen wird, der jedoch final durch das 
Gericht zu bestimmen ist. Sicherer ist die Einsetzung eines Testamentsvollstreckers. Die 
Neuerungen des FamFG beinhalten aus Sicht der befragten Experten darüber hinaus 

                                                
71 H.M., vgl. statt vieler MünchKomm/Koch, § 1365 Rdnr. 12. 
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Komplexitäten und Unklarheiten, die zu Verzögerungen bei betrieblichen Entscheidungen 
führen können.72 
 
Ist ein Gesellschafterwechsel in der Personengesellschaft erforderlich oder sieht der 
Gesellschaftsvertrag einer Kapitalgesellschaft eine sog. Vinkulierung73 der 
Gesellschaftsanteile vor, so ist die Zustimmung der Mitgesellschafter einzuholen. 
Anderenfalls ist die Übertragung der gesellschaftsrechtlichen Beteiligung im 
Personengesellschaftsrecht unwirksam bzw. im Kapitalgesellschaftsrecht schwebend 
unwirksam. 
 
Im Personengesellschaftsrecht ergibt sich dies aus den allgemeinen Grundsätzen des 
Gesellschaftsrechts. Die Zustimmung der einzelnen Mitgesellschafter zum Eintritt eines 
neuen Gesellschafters kann danach nicht ersetzt werden. Das ergibt sich daraus, dass mit 
dem Gesellschaftsvertrag eine Vertragsbeziehung entsteht, die zur persönlichen Haftung 
mindestens eines Mitgesellschafters führt. Allerdings sehen Gesellschaftsverträge nicht 
selten vor, dass ein die Geschäfte führender Gesellschafter bevollmächtigt wird, die anderen 
Gesellschafter bei der Erteilung der entsprechenden Zustimmung zu vertreten.  
 
Im Kapitalgesellschaftsrecht ist – anders als im Recht der Personengesellschaften – die freie 
Übertragbarkeit von Beteiligungen die Regel. Hier kann allerdings in der Satzung die 
Übertragung von Anteilen an die Zustimmung der Gesellschaft geknüpft werden (vgl. § 68 
AktG). In der Regel bedeutet das die Zustimmung der vertretungsberechtigten Organe 
(Vorstand, Geschäftsführer); im Gesellschaftsvertrag können aber darüber hinausgehend 
auch die Zustimmung des Aufsichtsrats oder die Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung verlangt werden. Folge solcher Regelungen ist die sog. 
Vinkulierung. Verträge, mit denen über die Beteiligung an der Kapitalgesellschaft verfügt 
werden, sind bis zur Genehmigung schwebend unwirksam; bei Versagung der Genehmigung 
werden sie unwirksam. Wird die Genehmigung erteilt, ist der Vertrag zu behandeln, als sei er 
von Anfang an wirksam gewesen.  
 
Insolvenzrecht 

Eine besondere Art der Unternehmensübernahme ist die sog. übertragende Sanierung aus 
der Insolvenz heraus. Sie bedeutet im Gegensatz zum Insolvenzplanverfahren den 
Austausch des Unternehmensträgers, d.h. das Unternehmen wird von einem Interessenten 
(z.B. auch Konkurrenten, Mitarbeiter) übernommen. Eine übertragende Sanierung kommt 
meist dann in Betracht, wenn das Unternehmen selbst nicht in der Lage ist, sich aus eigener 
Kraft mit Hilfe des Insolvenzplanverfahrens zu sanieren. Dabei ist das Produkt oder das 
"Know-how" des Unternehmens für einen Dritten von besonderem Interesse. Zu beachten 
ist, dass bei einer übertragenden Sanierung ein Betriebsübergang mit entsprechenden 
Rechtsfolgen vorliegt, wenn das "wesentliche betriebliche Substrat" an einen Dritten 
übertragen wird, der den Betrieb mit einer im Wesentlichen gleichartigen Tätigkeit 
weiterführt. Wird dieser Weg gewählt, so müssen die Übernehmenden berücksichtigen, dass 
die entsprechende Übertragung stets der Zustimmung der Gläubigerversammlung bedarf. 
Die bloße Vereinbarung mit der Insolvenzverwaltung ist in dieser Konstellation nicht 
ausreichend.  
Problematisch ist hingegen der Erwerb eines insolvenzreifen Unternehmens vor Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens durch Einzelrechtsnachfolge. Wird im Rahmen eines sog. Asset 
Deals erworben, so besteht die Gefahr, dass die Abwicklung der Vereinbarung über die 
Unternehmensnachfolge durch die zwischenzeitliche Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen des Rechtsträgers unmöglich wird. Das liegt daran, dass alle Verträge, 

                                                
72 Dies bezieht sich vor allem auf Zweifelsfälle des Erfordernisses zur vormundschaftlichen Vertretung von 

Minderjährigen. 
73 Der Begriff „Vinkulierung“ bzw. „vinkulieren“ stammt von dem lateinischen Wort „vinculare“ und bedeutet 

„binden“. Unter Vinkulierung versteht man im Wertpapierrecht die Abhängigkeit von der Zustimmung des 

Emittenten zur Weitergabe von Wertpapieren,  
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die zum Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens noch nicht vollständig erfüllt sind (§ 
103 InsO), durch den Insolvenzverwalter zu Fall gebracht werden können. Nach dieser 
Vorschrift kann der Insolvenzverwalter die Durchführung der Vereinbarung durch schlichte 
Erklärung gegenüber den Übernehmenden verweigern. Eventuell schon erbrachte 
Vorleistungen würden dann der Masse zugutekommen. Der Erwerber müsste seine 
Schadensersatzansprüche zur Tabelle74 anmelden und könnte demgemäß nur mit der 
Insolvenzquote rechnen, hätte dagegen die von ihm erbrachten Leistungen verloren und 
keine Chance mehr auf die Realisierung der Übernahme. Zudem droht die Anfechtung des 
entsprechenden Geschäfts durch den später eingesetzten Insolvenzverwalter.75 
 
Erbrecht 

Soll eine Nachfolge durch Gesamtrechtsnachfolge, also durch Erbgang, realisiert werden, so 
müssen die Übergebenden die rechtlichen Vorgaben kennen, um die beabsichtigten Ziele zu 
erreichen. Wichtig ist hier insbesondere, dass die letztwillige Verfügung wirksam ist. Die 
besondere Form des Testaments (§ 2231 BGB - handschriftlich mit eigenhändiger 
Unterschrift, Ort und Datum, alternativ notarielle Beurkundung bzw. Nottestament) ist 
unbedingt einzuhalten. Dasselbe gilt auch für die weiteren besonderen Formvorschriften von 
Erbvertrag (notarielle Beurkundung § 2276 BGB) und gemeinschaftlichem Testament 
(abgewandelte Testamentsform § 2267 BGB). 
 
Zu bedenken sind auch die Möglichkeiten übergangener Erben, die Erbeinsetzung 
anzufechten. Hier ist insbesondere an den Anfechtungsgrund des § 2079 BGB zu denken. 
Danach kann eine letztwillige Verfügung angefochten werden, wenn der Erblasser einen zur 
Zeit des Erbfalls vorhandenen Pflichtteilsberechtigten übergangen hat, dessen 
Vorhandensein ihm bei der Errichtung der Verfügung nicht bekannt war oder der erst nach 
der Errichtung geboren oder pflichtteilsberechtigt geworden ist. Bei erfolgreicher Anfechtung 
kommt die gesetzliche Erbfolge zum Ansatz, die den Vorgaben der Nachfolgeregelung dann 
in der Regel widerspricht. Pflichtteilsberechtigt sind nach § 2302 BGB alle Abkömmlinge des 
Erblassers. Letztwillige Verfügungen sind also immer anfechtbar, wenn nach der Errichtung 
dem Erblasser ein weiteres Kind geboren wird, das im Testament nicht berücksichtigt und 
demgemäß auch nicht ausdrücklich enterbt worden ist.76 Weil vom Bestand der letztwilligen 
Verfügung die Erbenstellung abhängt, entfällt diese bei erfolgreicher Anfechtung des 
Testaments. Letztwillige Verfügungen müssen daher periodisch überprüft werden.  
 
 

5.6 Gestaltbare Hindernisse 

 
Im vorangegangenen Abschnitt wurden Umstände dargestellt, welche, wenn sie zum 
Übergabezeitpunkt bestehen, die Unternehmensnachfolge rechtlich unmöglich machen. 
Nachfolgend wird nun auf diejenigen Hindernisse näher eingegangen, welche die 
Unternehmensnachfolge für Übergebende oder Übernehmende nicht ausschließen, sie 

                                                
74 Die vom Insolvenzverwalter zusammengestellte Insolvenztabelle erfüllt zwei Funktionen. Zum einen wird auf 

Grundlage der Insolvenztabelle am Ende des Verfahrens bei vorhandener Insolvenzmasse die Verteilung an die 

Gläubiger vorgenommen. Außerdem erhält der Gläubiger  auf Antrag einen vollstreckbaren Auszug aus der 

Insolvenztabelle.  
75 Vergleichbares gilt, wenn Gesellschaftsanteile an einem insolvenzreifen Unternehmen erworben werden. 

Diese werden durch das Insolvenzverfahren selbstverständlich entwertet, Gesellschafterrechte können nicht 

ausgeübt werden und die unternehmensrelevanten Entscheidungen werden nach Eröffnung des Verfahrens durch 

den Insolvenzverwalter und die Gläubigerversammlung getroffen. 
76 Im Übrigen können neue Pflichtteilsberechtigte auch "geschaffen" werden, etwa durch Heirat des 

Längstlebenden, was ihm dann das Recht auf Anfechtung des zuvor bindend gewordenen Ehegatten-Testaments 

gibt. 
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jedoch mit Risiken behaften. Durch eine gute Vorbereitung in der Sensibilisierungs-, 
spätestens in der Vorbereitungsphase können diese Risiken jedoch minimiert werden. 
Unterscheiden kann man Risiken bei der Unternehmensnachfolge danach, wo sie entstehen. 
Es existieren Risiken, die sich beim Unternehmen realisieren, solche, die zu Belastungen bei 
den Übernehmenden führen und solche, die Haftungsrisiken für die Übergebenden 
begründen. Die Risiken unterscheiden sich auch nach dem Rechtsgrund der Nachfolge 
(Gesamt- oder Einzelrechtsnachfolge). Ein Schwerpunkt wird in diesem Abschnitt auf Risiken 
gelegt, die bei der Einzelrechtsnachfolge auftreten.  
 
 

5.7 Gestaltbare Hindernisse im Unternehmen 

 
Von entscheidender Bedeutung für Übernehmende ist die künftige Entwicklung des 
Unternehmens. Diese kann naturgemäß nicht sicher prognostiziert werden. Rechtliche 
Rahmenbedingungen, die sich in Abhängigkeit von der zukünftigen Entwicklung des 
Unternehmens entwickeln, beeinträchtigen im Nachfolgeprozess die Entscheidungsbasis der 
Übernehmenden. 
 
Abfindungsguthaben 

Bei einer Unternehmensnachfolge im Erbgang kann es zu einer Belastung des 
Unternehmens mit Ansprüchen auf Abfindungsguthaben von weichenden Miterben kommen. 
Damit hat es folgende Bewandtnis: Wird eine Erbengemeinschaft Rechtsnachfolger des 
Erblassers und hat dieser eine Teilungsanordnung dahingehend getroffen, dass die 
gesellschaftsrechtliche Beteiligung nur einem der Miterben zustehen soll, so sind die 
anderen zunächst als Mitglieder der Erbengemeinschaft Mitgesellschafter geworden.77 Wenn 
Gesellschaftsrecht und Erbrecht sachgerecht miteinander in Einklang gebracht worden sind, 
wird der Gesellschaftsvertrag die Möglichkeit vorsehen, diejenigen Miterben, die für die 
Nachfolge nicht vorgesehen sind, gegen Abfindungszahlungen aus der Gesellschaft 
auszuschließen. Diese Abfindungszahlungen belasten die Liquidität des Unternehmens. Sie 
stellen zwar ertragsteuerlich relevanten Aufwand des Unternehmens (also eine 
Steuerentlastung) dar, sind auf der anderen Seite jedoch beim Abfindungsempfänger 
einkommensteuerpflichtig, sofern stille Reserven aufgedeckt werden. In der Praxis orientiert 
sich die Höhe des Abfindungsguthabens oftmals an den erzielten Gewinnen der letzten 
Jahre und ist demzufolge im Voraus nur bedingt steuerbar. 
 
Betriebsrenten 

Sind Vereinbarungen über Betriebsrenten getroffen worden, so ist zu berücksichtigen, dass 
deren Werte während der Laufzeit variieren können. Betriebsrenten können sowohl für die 
Übergebenden als auch für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zugesagt werden. 
Wertänderungen können z.B. aufgrund von veränderten Sterbetafeln oder auch aufgrund 
von bilanzrechtlichen Modifikationen, wie sie vor kurzem durch das 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) kodifiziert wurden, eintreten. Das führt dazu, 
dass Unternehmen zum oder nach dem Übernahmezeitpunkt mit noch unbekannten 
Zahlungsansprüchen belastet sein können. Auch die finanziellen Risiken der Übergebenden 
bei nicht adäquat rückgesicherten (Pensions-)Zusagen sind hier zu erwähnen. 
 
Altlasten 

                                                
77 Bei einer Personengesellschaft übernimmt nicht eine Erbengemeinschaft den Personengesellschaftsanteil, 

sondern dieser wird im Wege der Sonderrechtsnachfolge unmittelbar den Erben zur Quote (wie nach einer 

Teilerbauseinandersetzung) zugewendet. Das kann zu steuerlichen Problemen bei der qualifizierten Nachfolge 

führen. 
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Ein in der Praxis immer wieder hochproblematisches Thema ist die Belastung von 
Betriebsgrundstücken mit Altlasten. Als Zustandsstörer78 haben Übernehmende nach § 2 
Abs. 3, Abs. 5 Bundesbodenschutzgesetz die Pflicht, das Grundstück zu sanieren. Dies gilt 
auch dann, wenn die Übernehmenden von der entsprechenden Kontamination keine 
Kenntnis hatten. Weil Altlasten häufig zu erheblichen Wertminderungen führen, ja nicht 
selten sogar den Wert des Grundstückes vollständig aufzehren, kann dies zu erheblichen 
Unwägbarkeiten für die Übernehmenden führen. Allerdings ist die Haftungssumme für den 
gutgläubigen Eigentümer nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auf den 
Verkehrswert des Grundstücks begrenzt.  
Wurde das mit Altlast belastete Grundstück, sei es im Wege des Share Deals, sei es im 
Wege des Asset Deals, von Übergebenden erworben, bestehen gegenüber diesen 
Schadensersatzansprüche im Umfang der Wertminderung des Grundstückes (siehe auch 
unten unter Gewährleistungsrecht). Deren Realisierbarkeit wird allerdings durch die 
Zahlungsfähigkeit der Übergebenden begrenzt. 
 

5.8 Gestaltbare Hindernisse für die Übergebenden 

 
Haftungsrisiken für die Übergebenden erhöhen sich durch eine Nachfolgeregelung in der 
Regel nicht. Allerdings ergeben sich aus dem Arbeits- und Gesellschaftsrecht Risiken, die im 
Vorfeld einer Nachfolgeregelung zu minimieren sind. 
 
Arbeitsrecht 

Nach § 613a BGB gehen Arbeitsverträge, die mit den Übergebenden geschlossen worden 
sind, bei einer Betriebsübernahme ohne weitere Rechtshandlung auf die Übernehmenden 
über. Von Bedeutung ist diese Konstellation, wenn Unternehmen in Form des Asset Deals 
übergeben werden. Dann wechselt der Vertragspartner der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Allerdings können diese dem Übergang ihres Vertragsverhältnisses 
widersprechen mit der Folge, dass die Übergebenden weiterhin Vertragspartner der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wären. Sie könnten diese dann zwar betriebsbedingt 
kündigen, hätten während der Kündigungsfrist jedoch weiterhin die Löhne und Gehälter 
nebst Sozialabgaben zu entrichten. Bei ordnungsgemäßer Zusammenarbeit mit den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, ggf. auch deren Vertretung im Betriebsrat, kann 
dieses Risiko umgangen werden. Dabei ist vor allem zu beachten, dass die Arbeitnehmer im 
Vorfeld der Übergabe in rechtlich vorgegebener Form79 von der Übertragung informiert 
werden. Ist dies nicht erfolgt, haften die Übergebenden neben den Übernehmenden für die 
vertraglichen Zusicherungen, was insbesondere die Übergebenden mit einem hohen Risiko 
belastet. 
 
Gesellschaftsrecht 

Waren die Übergebenden persönlich haftende Gesellschafter einer Personengesellschaft, so 
wirkt diese Haftung nach Aufgabe der gesellschaftsrechtlichen Beteiligung gemäß §§ 
159,160 HGB noch fünf Jahre weiter fort. Diese Nachhaftung besteht für alle 
Verbindlichkeiten, welche die Gesellschaft begründet hat, als die Übergebenden noch 
Gesellschafter waren..  
Eine vergleichbare Nachhaftung für die Übergebenden gibt es nicht, wenn das zu 
übertragende Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft mit beschränkter 

                                                
78 Geht eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung nicht von personalem Verhalten, sondern von 

einer Sache aus, so sind die zur Abwehr erforderlichen Maßnahmen gegen diejenige Person zu richten, die für 

den Zustand der Sache verantwortlich ist (z.B. der Eigentümer oder Inhaber der tatsächlichen Sachherrschaft). 

Diese Person wird im Polizei- und Ordnungsrecht als Zustandsstörer bezeichnet. 
79 Nach § 613a V BGB muss in Textform über: 1. den Zeitpunkt oder den geplanten Zeitpunkt des Übergangs, 2. 

den Grund für den Übergang, 3. die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Übergangs für die 

Arbeitnehmer und 4. die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht genommenen Maßnahmen unterrichtet 

werden. 
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Haftung organisiert ist. Dann kommen allenfalls die auch ohne Nachfolge relevanten 
Haftungstatbestände bei Verstößen gegen Kapitalaufbringungs- oder 
Kapitalerhaltungsgrundsätze sowie bei Auffüllungsansprüchen nach § 826 BGB in Betracht. 
Die Verteilung der Führungsverantwortung und die Mitbestimmungsrechte zwischen der 
abgebenden und der nachfolgenden Generation werden normaler Weise über 
gesellschaftsrechtliche Vereinbarungen geregelt. In der Praxis ist die GmbH & Co KG eine 
beliebte Rechtsform für die Nachfolgeregelung, da sich die Vorteile einer Kapital- mit den 
Vorteilen einer Personengesellschaft kombinieren lassen. So kann der Übergebende bei 
dieser Kombination die Geschäftsführungsmacht behalten und die Nachfolger langfristig 
(berufsunabhängig) über die Stellung der Kommanditisten einrücken. 
 
Steuerrecht 

Zu den steuerpflichtigen Einkünften zählt gemäß § 16 EStG auch der Gewinn aus einer 
Betriebsveräußerung. Für eine Veräußerung ist erforderlich, dass die bisherige gewerbliche 
Tätigkeit des Veräußerers vollständig beendet wird. Eine Betriebsveräußerung kann unter 
bestimmten Umständen steuerlich begünstigt werden: Ist der Veräußerer mindestens 55 
Jahre alt oder ist er im sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig, so wird 
gemäß § 16 Abs. 4 EStG auf seinen Antrag hin nur der 45.000 € übersteigende 
Veräußerungsgewinn der Einkommensteuer unterworfen. Dieser Freibetrag steht dem 
Steuerpflichtigen für alle Gewinneinkunftsarten nur einmal zu und reduziert sich um den 
Betrag, um den der Veräußerungsgewinn 136.000 € übersteigt.  Als zu den 
außerordentlichen Einkünften gehörend wird dieser dann gemäß § 34 Abs. 1 und Abs. 2 
EStG auch nur ermäßigt besteuert. Nicht verbrauchte Teile des Freibetrages können nicht 
bei einer anderen Veräußerung in Anspruch genommen werden.  
 
Schuldrecht 

Erfolgt eine Unternehmensnachfolge im Wege der Einzelrechtsnachfolge, sei es durch Share 
Deal oder durch Asset Deal, so schließen Übergebende und Übernehmende eine 
Vereinbarung, die in der Regel als Kauf zu qualifizieren ist. Das gilt auch, wenn untypische 
Gegenleistungen wie etwa Pensionszahlungen oder Abfindungen an Dritte als 
Gegenleistungen vereinbart werden. Dann stellt sich stets das Problem der Haftung für 
eventuelle Mängel des veräußerten Unternehmens. 
 
Welches Haftungsregime gilt, hängt u.a. davon ab, welches Recht für den Vertrag vereinbart 
ist, denn die Parteien sind bei schuldrechtlichen Vereinbarungen in der Regel in ihrer 
Rechtswahl frei. Geht man davon aus, dass deutsches Recht anwendbar ist80, so ist weiter 
zu berücksichtigen, dass beim Unternehmenskaufvertrag, handele es sich um einen Share 
Deal oder einen Asset Deal, Mängel in den einzelnen zum Unternehmen gehörenden 
Vermögensgegenständen dann als Mangel des Unternehmens anzusehen sind, wenn sie die 
Tauglichkeit des Unternehmens mehr als nur unwesentlich zu beeinflussen in der Lage sind. 
 
Das führt generell zu einer Anwendbarkeit des Gewährleistungsrechts, in dem die Haftung 
des Verkäufers für Sach- und Rechtsmängel geregelt ist. In der Vertragspraxis wird die 
Haftung für Mängel des Unternehmens allerdings fast immer ausgeschlossen, so dass die 
Übergebenden allenfalls noch für Mängel haften, die sie arglistig verschwiegen haben (§ 444 
BGB). Dann ist ein Haftungsausschluss unwirksam.  
 
 

5.9 Gestaltbare Hindernisse bei den Übernehmenden 

 
In der Regel gehen Übernehmende erhebliche finanzielle Belastungen ein. Einleuchtend ist 
dies sofort, wenn die Unternehmensübernahme im Wege der Einzelrechtsnachfolge, also in 

                                                
80 Bei deutschen Unternehmen mit Auslandsbezug (z.B. durch ausländische Gesellschafter) gilt ggf. auch 

ausländisches Recht,  
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der Regel durch Kauf, realisiert wird. Doch auch bei einer Nachfolge durch Erbfall können die 
Erben Ansprüchen Dritter ausgesetzt sein.81 Die wichtigsten Zahlungspflichten, welche die 
Übernehmenden im Zuge der Unternehmensnachfolge treffen können, sind nachfolgend 
dargestellt. 
 
Finanzierung des Erwerbs 
Für eine Unternehmensnachfolge mittels Rechtsgeschäft wird in der Regel eine 
Gegenleistung an die Übergebenden vereinbart.82 Die Bewertung von Unternehmen als 
Basis für den Kaufpreis folgt jedoch keinen rechtlichen Vorgaben. Einzig im Bereich der 
Erbschaftsteuer liefert das Bewertungsgesetz einen Vorschlag zur Festlegung des Wertes. 
Das Fehlen einer Bewertungsvorgabe führt in der Praxis oftmals dazu, dass 
Nachfolgeverhandlungen scheitern, weil sich die Beteiligten über den Wert nicht einigen 
können.  
 
Erbrecht 

Bei der Unternehmensnachfolge generell zu vermeiden ist eine Erbengemeinschaft. Zentrale 
Charakteristika der Erbengemeinschaft sind, dass diese nur gemeinschaftlich (einstimmig) 
entscheiden kann und nicht auf Beständigkeit, sondern auf Auseinandersetzung ausgerichtet 
ist. Das bedeutet, sobald ein Mitglied die Erbengemeinschaft verlassen will, die Erbmasse 
unter den Erben entsprechend ihrer Erbquoten aufgeteilt werden muss.83 Dabei sind keine 
automatischen Vorkaufsrechte vorgesehen; jeder Erbe kann mit seinem Erbteil nach 
Belieben verfahren. Auch Streitigkeiten unter den Erben führen nicht selten dazu, dass 
wichtige unternehmerische Entscheidungen nicht getroffen werden. Die daraus 
entstehenden Probleme können durch entsprechende gesellschaftsrechtliche Regelungen, 
durch die Anordnung einer Testamentsvollstreckung oder auch durch Stiftungslösungen 
vermieden werden. Allerdings ist insbesondere bei Personengesellschaften der Umfang der 
Befugnisse eines Testamentsvollstreckers oft unklar. Das hemmt die Schnelligkeit und damit 
die Erfolgschancen der Gesellschaft. 
 
Weiterhin kann der gesetzliche Pflichtteilsanspruch eine Unternehmensnachfolge behindern. 
Erbrechtlich begründete Übernahmen basieren nicht selten auf letztwilligen Verfügungen. 
Die Erbrechtsreform hat zwar die Möglichkeiten, gesetzliche Erben vom Pflichtteil 
auszuschließen, an die Rechtsprechung angepasst, in der Praxis wird dies jedoch nur die 
seltensten Fälle erfassen. In der Regel ist der Pflichtteil demnach als kurzfristig fälliger 
Barzahlungsanspruch zu entrichten. Das gefährdet Unternehmen in hohem Maße, da 
enterbte Pflichtteilsberechtigte die Liquidität schmälern können, indem sie ihre Forderungen 
gegen den Erben erheben.  
 
Nicht nur ein Pflichtteilsanspruch, auch ein sog. Pflichtteilsergänzungsanspruch ist 
gegebenenfalls von den Erben zu entrichten. Dieser Anspruch gleicht eine eventuelle 
Schmälerung des Nachlasses aus, die durch Schenkungen des Erblassers verursacht 
werden. Der Pflichtteilsberechtigte hat dann einen Geldanspruch gegen den beschenkten 
Erben in Höhe des Pflichtteils am Wert des verschenkten Gegenstands. Berücksichtigt 
werden Schenkungen, die in den letzten zehn Jahren vor dem Erbfall getätigt wurden. Mit 
der Erbrechtsreform hat sich der Gesetzgeber für die sog. Abschreibungslösung 

                                                
81 In diesem Zusammenhang ist auch auf den bereits bei den Übergebenden angesprochenen § 613a BGB 

hinzuweisen. Mit § 613a BGB soll der soziale Besitzstand der Arbeitnehmer erhalten und ihnen damit ein 
Bestandsschutz gewährt werden. Dieser Bestandsschutz wird zusätzlich durch ein Verbot der Kündigung eines 

Arbeitsverhältnisses wegen eines Betriebsübergangs abgesichert. 
82 Die Gegenleistung kann entweder in einer Einmalzahlung oder in wiederkehrenden Zahlungen liegen. 

Wiederkehrende Zahlungen können an den Erfolg des Unternehmens gekoppelt oder fest vereinbart (ggf. mit 

einer Anpassung an die Preisentwicklung) sein. 
83 Bei einer Personengesellschaft kommt es zur Sondererbfolge, so dass nicht die Erbengemeinschaft erbt, 

sondern die Erben jeweils ihrem Anteil an der Erbengemeinschaft Gesellschafter werden. Bei einer 

Kapitalgesellschaft erbt die Erbengemeinschaft. Dann ist es sinnvoll, eine Vertreterlösung vorzusehen, so dass 

die Erbengemeinschaft mit einer Stimme spricht. 
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entschieden, wonach mit jedem Jahr, das seit der Schenkung verstrichen ist, 10 % des 
Wertes der Schenkung für die Berechnung des Pflichtteilsergänzungsanspruchs außer 
Betracht bleiben, so dass eine volle Berücksichtigung der Schenkung nur bei solchen 
Schenkungen erfolgen muss, die im letzten Jahr vor dem Erbfall getätigt wurden (§ 2325 
Abs. 3 BGB).84 
 
Gesellschaftsrecht 

Treten Übernehmende, sei es durch Vertrag, sei es durch Erbrecht, in die 
Gesellschafterstellung der Übergebenden ein, so betrifft das alle Rechte und Pflichten aus 
der Gesellschafterstellung einschließlich einer eventuell bestehenden persönlichen Haftung. 
Mit dem Erwerb der Gesellschafterstellung an einer Personengesellschaft haften die 
Übernehmenden daher gleich den Übergebenden für alle Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
mit ihrem gesamten Vermögen. Lediglich in ungeteilter Erbengemeinschaft und bei 
Anordnung einer Nachlassverwaltung kann diese Haftung auf den Nachlass beschränkt 
werden (§§ 2059 BGB). 
 
Zu erwähnen ist in diesem Kontext auch die oftmals nicht beachtete Verbindung zwischen 
Gesellschaftsrecht und Steuerrecht: So sind bei der Übertragung von 
Personengesellschaftsanteilen in der Praxis unterschiedliche Eintrittsklauseln in 
Gesellschaftsverträgen üblich (Fortsetzungsklausel, qualifizierte und einfache 
Nachfolgeklausel, Eintrittsklausel), die steuerlich unterschiedliche Wirkungen entfalten. 
 
Steuerrecht 
Auch Übernehmende müssen die mit der Übernahme verbundenen steuerrechtlichen 
Belastungen tragen. Ein generelles Problem ist die Unüberschaubarkeit der zur Anwendung 
kommenden Steuern: Parallel zu Ertragsteuern können Schenkungssteuern, daneben 
etwaige Grunderwerbsteuern (z. B. bei Schenkung von Kapitalgesellschaftsanteilen bei 
gleichzeitiger Verwirklichung des 100 %igen Anteilseignerwechsels) sowie etwaige 
Umsatzsteuerprobleme Bedeutung erlangen.  
 
Bei der entgeltlichen Übertragung muss zwar der Veräußerer den Veräußerungsgewinn 
versteuern, doch auch beim Erwerbenden können unabhängig von der Art des Erwerbs 
einkommensteuerliche Belastungen entstehen. Diese resultieren nicht selten aus der 
Auflösung einer sog. Betriebsaufspaltung. Bei Immobilienerwerb ist darüber hinaus unter 
Umständen Grunderwerbsteuer zu bezahlen. 
 
Bei der unentgeltlichen Übertragung resultiert die wichtigste steuerrechtliche Belastung aus 
dem Erbschaftsteuer- oder Schenkungssteuerrecht, wenn im Wege des Erbrechts oder 
aufgrund vorweggenommener Erbfolge das Unternehmen übertragen wird und im 
Schenkungsvertrag nichts anderes vereinbart ist. Hierfür bietet die Erbschaft- und 
Schenkungssteuer den gesetzlichen Rahmen. Sie wurde zum 1.1.2010 grundlegend 
reformiert. Dass die Erbschaft- und Schenkungssteuer nach der Reform für die weitaus 
größere Anzahl von Übernehmenden in Deutschland aufgrund der geringen Größe des 
Übergabe-Unternehmens nicht anfällt, darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
Neuregelungen vor allem für die sehr erfolgreichen größeren Familienunternehmen (und 
damit viele der sog. Hidden Champions) eine Fülle von Problemen mit sich bringen. 
 
Die Höhe der Steuerlast wird unter Berücksichtigung der Vorgaben des Bewertungsrechts 
bestimmt. Dabei soll der Wert des Unternehmens anhand tatsächlicher Verkaufspreise aus 
der jüngeren Vergangenheit bestimmt werden. Ist das nicht möglich, so ist das 
Ertragswertverfahren (ggf. in Form des vereinfachten Ertragswertverfahrens nach § 199 

                                                
84 Zu erwähnen ist, dass Pflichtteilsergänzungsansprüche von Ehegatten erst bei Beendigung der Ehe anfangen 

zu verstreichen. Dasselbe gilt bei Weiterführung der Eigennutzung (z. B. Übertragung gegen Nießbrauch). 
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BewG) anzuwenden.85 Das vereinfachte Ertragswertverfahren als ein rechtlich kodifizierter 
Vorschlag zur Bewertung von Unternehmen ist dem Grunde nach ein sinnvoller Schritt zur 
Transparenz, es wird jedoch vor allem aufgrund des - aus Sicht der Praxis - sehr geringen 
Kapitalisierungsfaktors nach § 203 BewG (was zu hohen Werten führt) stark kritisiert. Um 
daraus entstehende Probleme zu vermeiden, wird als Lösung oftmals die Übertragung von 
Anteilen an die Nachfolger schon zu Lebzeiten vorgeschlagen. Die Stellung des Erblassers 
kann im Gesellschaftsvertrag durch eine Fortführungsklausel geregelt werden; dieser wird 
regelmäßig die Stellung als Geschäftsführer beibehalten. Dabei sind der 
Pflichtteilsergänzungsanspruch und die Frist des § 2325 III BGB zu beachten. 
 
Als besonders schwere Probleme werden von den Experten die Mindestlohnsumme nach § 
13a Abs. I ErbStG und die Behaltensfrist nach § 13a Abs. V ErbStG genannt: Hiernach hat 
der Erbe, um die Vergünstigungen des § 13a ErbStG in Anspruch zu nehmen, zum einen 
den erhaltenen Betrieb innerhalb einer Frist von mindestens fünf Jahren weiterzuführen bzw. 
die Anteile an einer Gesellschaft zu behalten. Werden diese vor Ablauf von fünf Jahren 
veräußert so fallen der Verschonungsabschlag und der Abzugsbetrag mit Wirkung für die 
Vergangenheit weg. Zum anderen muss an die Mitarbeiter des Unternehmens innerhalb von 
fünf Jahren eine Mindestlohnsumme ausgezahlt werden. Unter dem Aspekt der sich schnell 
ändernden wirtschaftlichen Verhältnisse sowie der immer schneller voranschreitenden 
technischen Entwicklung können keine zuverlässigen Prognosen hinsichtlich der Erfüllbarkeit 
der im § 13a ErbStG aufgestellten Kriterien abgegeben werden. So kann auch ein gesundes, 
im Weltmarkt führendes Unternehmen innerhalb kürzester Zeit in die Verlustzone geraten, 
mit der Folge, dass der übernehmende Erbe die Vorgaben des § 13a ErbStG nicht erfüllen 
kann. Neben dem unternehmerischen Risiko entsteht dadurch ein nicht unerhebliches 
privates finanzielles Risiko, das bis zur Privatinsolvenz führen kann. 
 
Transaktionskosten 
Wird das Unternehmen durch Rechtsgeschäft erworben, entstehen aufgrund des Erwerbs 
Kosten, die bei der Planung einer Nachfolge nicht vernachlässigt werden dürfen. In der 
Vorbereitung einer vor allem familienexternen Übernahme werden die Übernehmenden nicht 
selten eine sog. Due Diligence durchführen, also alle relevanten Informationen über das 
Unternehmen systematisch sammeln, um Chancen und Risiken aus dem Geschäft 
abschätzen, vertragliche Regelungen zu Haftungsausschlüssen konzipieren zu können und 
eine Grundlage für die Ermittlung des Kaufpreises zu gewinnen. Die Due Diligence ist bei 
den meisten Nachfolgeregelungen beratungs- und damit kostenintensiv. Sie gehört 
inzwischen auch bei mittelständischen Unternehmenskäufen zum Standard, so dass die 
entsprechenden Aufwendungen bei der Planung berücksichtigt werden müssen. 
 
Der Gesetzgeber hat mit dem Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur 
Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG), das am 01.11.2008 in Kraft getreten ist, möglicher 
Weise eine Entlastung dadurch verursacht, dass es nunmehr möglich ist, Geschäftsanteile 
an GmbHs gutgläubig zu erwerben, sofern eine unwidersprochene Eintragung in die 
Gesellschafterliste seit drei Jahren besteht. Es entfällt damit die aufwendige Begutachtung 
früherer Erwerbsvorgänge.86 Die anderen, für den Wert eines Unternehmens wichtigen 
Aspekte einer Due Diligence (Verträge, Finanzierung, Arbeitnehmer, Patente, Immobilien 
etc.) sind weiterhin unverändert mit erheblichem Aufwand zu prüfen.  
 
In verschiedenen Konstellationen fallen zudem Kosten für notarielle Beurkundungen an. Das 
ist dann der Fall, wenn Anteile an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Wege des 
Share Deals übernommen werden (nach § 13 Abs. 3 GmbHG beurkundungsbedürftig) oder 
                                                
85 Damit wurde ein einheitliches Bewertungssystem für alle Unternehmenstypen eingeführt. Die früher geltende 

Bewertung von Personengesellschaften nach den Steuerbilanzwerten und von Kapitalgesellschaften nach dem 

Stuttgarter Verfahren ist damit zu Recht aufgegeben worden.  
86 Der gutgläubige Anteilserwerb aufgrund der Gesellschafterliste gilt jedoch nur für die neuen 

Gesellschafterlisten und betrifft nur die Frage der Inhaberschaft eines Anteils. Ob der Anteil besteht und das 

Kapital auf ihn eingezahlt und nicht wieder ausgezahlt worden ist, ist nicht Gegenstand guten Glaubens.  
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wenn im Wege des Asset Deals ein Unternehmen mit Grundbesitz erworben wird (nach § 
311 b Abs. 1 BGB beurkundungsbedürftig). Der Gesellschafterwechsel bei 
Personengesellschaften ist auch dann nicht beurkundungsbedürftig, wenn das 
Gesellschaftsvermögen im Wesentlichen aus Grundstücken besteht.87  
 
Werden Einzelunternehmen rechtsgeschäftlich erworben, so sind, ebenso wie beim Eintritt in 
bzw. der Übernahme von Handelsgesellschaften, Kosten für die Handelsregistereintragung 
zu berücksichtigen. 
 

5.10 Fazit 

 
Sowohl juristisch als auch faktisch führen die bestehenden rechtlichen Regelungen 
hinsichtlich der Übernahme- bzw. Übertragungsmöglichkeiten als auch der Fortführung des 
Unternehmens zu Hindernissen. Diese können in der Regel durch vorausschauende 
systematische Gestaltung des Nachfolgeprozesses überwunden werden. Einige dieser 
Hindernisse müssen im Vorfeld gestaltet werden, da ansonsten eine Übertragung in der 
vorgegebenen Konstellation unmöglich ist. Hierzu gehören vor allem gesellschaftsrechtliche 
oder gewerberechtliche Zulassungseinschränkungen bestimmter Nachfolgender, 
unternehmensbezogene Elemente, die untrennbar mit dem bisherigen Inhaber verbunden 
sind bzw. entsprechende vertragliche Bindungen sowie Zustimmungs- oder 
Anfechtungsrechte zu Übertragungen insbesondere durch Ehepartner, Erben oder 
Gesellschafter.  
 
Andere Hindernisse führen zu wirtschaftlichen (insbesondere finanziellen) Nachteilen für 
einen oder mehrere Beteiligte. Auch hier ist eine proaktive Gestaltung des 
Nachfolgeprozesses unter Berücksichtigung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
unabdingbar. Zu diesen Hindernissen gehören zunächst Liquiditätsbelastungen der 
Nachfolgenden durch Abfindungen an weichende Erben, Pflichtteilsansprüche, gekündigte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Pensionsverpflichtungen in nicht bekannten Höhen 
und Steuerforderungen. Hinzu kommt die Regelung für Haftungstatbestände vor der 
Übernahme. Bei den Übergebenden sind ebenfalls Haftungsfragen und arbeitsrechtliche 
Ansprüche bisheriger Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auch nach der Übernahme zu 
beachten und zielorientiert zu gestalten.  
 
Zu fragen wäre in diesem Kontext, ob durch entsprechende Gesetzesänderungen diese 
Hindernisse aufgehoben oder zumindest gemindert werden können. Dies erscheint nach der 
vorliegenden Untersuchung nur in wenigen Fällen angeraten, da in der Mehrheit der Fälle 
eine Interessenkollision mit anderen wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Zielsetzungen 
besteht. Daher muss abgewogen werden, welchen Zielen der Vorrang gebührt und die aus 
einer derartigen Abwägung erwachenden Nachteile für die Nachfolgeregelung müssen durch 
individualvertragliche Vereinbarungen korrigiert werden. Schlussendlich ist jede 
Unternehmensnachfolge ein Abwägungsprozess zwischen mehreren Zielen, der 
hochkomplex ist und die entsprechende Zeit zur Vorbereitung (nicht nur der rechtlichen 
Fragestellungen) benötigt.  

                                                
87 Jauernig, BGB, 13. Aufl. 2009, § 311 b Nr. 1 4 f 
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6 Jahreskurzbericht des EMF-Instituts 2012 
 
Noch bis Mitte der 90er Jahre beherrschten Konzerne das Bild der Betriebswirtschaftslehre. 
Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Entwicklungen rücken der Mittelstand und damit 
auch Familienunternehmen immer mehr in den Mittelpunkt Fokus von Forschung und Praxis. 
Die Arbeit des Instituts für Entrepreneurship, Mittelstand und Familienunternehmen (EMF-
Institut) der Hochschule für Wirtschaft und Recht in Berlin will interessante Facetten aus 
diesen Gebieten aufgreifen. 
 
Ein interdisziplinärer Ansatz ist dabei aus unserer Sicht geradezu unabdingbar für 
erfolgreiche und praxisnahe Forschung. Aus betriebswirtschaftlicher, historischer, juristischer 
und soziologischer Perspektive bearbeiten wir daher anwendungsorientierte 
Forschungsprojekte und schließen Forschungslücken in den Schwerpunktthemen des 
Instituts. Die Forschungsergebnisse stehen der Öffentlichkeit zur Verfügung und gehen in die 
Lehre der HWR Berlin ein. Gemeinsam mit (auch internationalen) Kooperationspartnern 
erarbeiten wir innovative Themenfelder und praxisnahe Handlungsempfehlungen und 
verknüpfen so Wissenschaft und Wirtschaft. Träger des Instituts ist die Hochschule für 
Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin. 
 
Die Gründungsmitglieder wollen durch die interdisziplinäre Bündelung ihres Spezialwissens 
folgende Ziele erreichen: 
 

 Handlungsbedarf für die Lehre identifizieren und in innovative Lehrinhalte und –

formen vor allem für die HWR-Studiengänge umsetzen, 

 die Themen des Forschungsinstituts zu Kernkompetenzen der HWR Berlin 

entwickeln, 

 Forschungsergebnisse transferieren durch gezielte Bündelung von Praxiskontakten 

und die Durchführung kooperativer (Drittmittel-) Projekte. 

Forschungsthemen sind vor allem folgende Bereiche: 
 
Entrepreneurship / Konzept-kreative Unternehmen: Veränderungen im Kundennutzen 

und innovative Organisations- und Vertriebsmodelle durch neue Geschäftsmodelle, 
Veränderung von Branchenstrukturen. 
Mittelstand / KMU: strategisches (Marketing-) Management in KMU, Führungsmodelle und 

Strategien mittelständischer Weltmarktführer und das Verhältnis von Unternehmertum und 
Geschlecht. 
Familienunternehmen: Erfolgsfaktoren und Führungsstrukturen in Familienunternehmen, 

systemische Modelle und die Geschichte von Familienunternehmen seit dem 19. 
Jahrhundert. 
Social Entrepreneurship: Merkmale erfolgreicher Non-Profit-Unternehmen hinsichtlich der 

Gestaltung der Geschäftsmodellkomponenten USP, Wertkette und Ertragsmodell. 
Unternehmensgründung: Planung und Finanzierung von innovativen 
Unternehmensgründungen, Erfolgsmodelle und deren Erfolgsfaktoren. 
Unternehmensnachfolge: Unternehmensbewertung, Führungs- und Eigentumswechsel 

sowie demographische Entwicklungen. 
 
Im nachfolgenden Jahresbericht wollen wir über die Aktivitäten des Instituts, seine Mitglieder 
und Mitarbeiter im Jahr 2011 berichten. Wir wollen informieren über die Lehre im 
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Studiengang Unternehmensgründung Gründung und Unternehmensnachfolge, dem MBA 
Entrepreneurship und interessante Abschlussarbeiten sowie über Forschungsprojekte, 
Veröffentlichungen und Veranstaltungen. 
 
Weitere Infos unter www.emf-berlin.org oder telefonisch unter 030-30877-1370 
 
Spannende und aktuelle Informationen rund um die Forschungsthemen des EMF-Instituts 
enthält der Newsletter des Instituts mit 
 
• Veranstaltungen des Instituts 
• Projektberichten und Neues aus der Forschung 
• Portraits und Interviews von Experten aus Forschung und Praxis 
• Exklusiven redaktionellen Artikeln zu den Institutsthemen 
 
Anmeldung zum Bezug unter: http://www.emf-berlin.org/newsletter.html 
 
 
Mitglieder 
 

Prof. Dr. Birgit Felden: Professorin für Management KMU und Unternehmensnachfolge, 
Forschungsschwerpunkte im Bereich Familienunternehmen und Nachfolge, 
birgit.felden@emf.hwr-berlin.de 
 
Prof. Dr. Claudia Gather: Professorin für Sozialwissenschaften, Forschungsschwerpunkte im 
Bereich Wirtschaft und Geschlechterverhältnisse, gather@emf.hwr-berlin.de 
 
Prof. Dr. Susanne Meyer: Professorin für Wirtschaftsrecht, Forschungsschwerpunkte im 
Gesellschaftsrecht und internationalen Vertragsrecht, susanne.meyer@emf.hwr-berlin.de 
 
Prof. Dr. Sven Ripsas: Professor für Entrepreneurship, Forschungsschwerpunkt im Bereich 
innovative Gründungen und Social Entrepreneurship, sripsas@emf.hwr-berlin.de 
 
Prof. Dr. Harald Rüggeberg: Professor für Marketing, insbesondere Business-to-Business-
Marketing, Forschungsschwerpunkt Innovationsmarketing und –management, 
hruegge@emf.hwr-berlin.de 
 
Prof. Dr. Dorothea Schmidt: Professorin für Wirtschafts- und Sozialgeschichte, 
Forschungsschwerpunkte im Bereich Geschichte mittelständischer Unternehmen, 
doschmidt@emf.hwr-berlin.de 
 
Prof. Dr. Bernd Venohr: Lehrbeauftragter an der HWR, Forschungsschwerpunkte im Bereich 
mittelständische Weltmarktführer, venohr@emf.hwr-berlin.de 
 
Prof. Dr. Holger Zumholz: Lehrbeauftragter an der HWR Berlin, Forschungsschwerpunkte im 
Bereich Businesspläne und Existenzgründung, zumholz@emf.hwr-berlin.de 
 
 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 

Irina Schefer: Diplom-Politologin 
Dr. Nicola Neuvians: Juristin 
Laura Marwede: Diplom-Verwaltungswirtin (FH) 
Michael Graffius: MA Kommunikation 
 
Alexander Krause 
Björn Lefers 

http://www.emf-berlin.org/
mailto:birgit.felden@emf.hwr-berlin.de
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Duc-Tang Tran 
Yvonne Müller 
 
Leitung des Sekretariats:  
Claudia Kirschenbaum 
 
 

6.1 … über die Lehre 

 

Das Lehrangebot der HWR hat die Vorgaben aus Bologna umfassend umgesetzt. 
Praxisnahe Studiengänge und steigende Studentenzahlen honorieren diese Aktivitäten. 
 
Studiengang Unternehmensgründung und Nachfolge 

Immer mehr kleine und mittlere Unternehmen suchen ihre Nachfolger. Vielfach rekrutieren 
sie diese außerhalb der Familien. Leider verfügen externe Nachfolger und Nachfolgerinnen 
nicht immer über ausreichendes Übernahmewissen. Dieses Wissen vermittelt der 
Studiengang praxisnah und individuell. Der Studiengang adressiert darüber hinaus auch 
Studierende, die sich mit einer Neugründung selbstständig machen wollen. 
Berufsbegleitend und interdisziplinär wird betriebswirtschaftliches Wissen und 
unternehmerisches Denken auf innovative Art und Weise in acht Semestern gelehrt. Im 
ersten Studienabschnitt erlernen die Studenten Grundlagenwissen: Betriebswirtschafts- und 
Volkswirtschaftslehre, Recht sowie Sozialwissenschaften. Ergänzend hierzu werden 
Statistik, Mathematik, Englisch und Kommunikation gelehrt. Im zweiten Abschnitt steht das 
Gründen (oder alternativ die Übernahme) im Mittelpunkt. Die Teilnehmer bereiten sich in 
ihrem Schwerpunkt gezielt auf eine selbstständige Tätigkeit vor. Zahlreiche Experten aus der 
Praxis begleiten als Lehrbeauftragte die Studierenden in ihren Seminaren. Die Teilnahme am 
Businessplan Wettbewerb Berlin-Brandenburg ist obligatorischer Bestandteil des Studiums. 
Regelmäßig referieren Vertreter der Landesbank Berlin als Kooperationspartner des 
Studiengangs und stehen auch bei konkreten Finanzierungsfragen zur Gründung oder 
Übernahme mit Rat und Tat zur Seite.  
 
MBA Entrepreneurship  

Der MBA Entrepreneurship richtet sich an Interessenten, die ihre Managementkenntnisse 
erweitern möchten, um sich für Führungspositionen in mittelständischen Unternehmen zu 
qualifizieren. Er richtet sich vor allem an Berufspraktiker mit Hochschulabschluss, die eine 
General Management Weiterbildung mit besonderem Fokus auf unternehmerische Aspekte 
suchen. 
Im MBA werden die Studienschwerpunkte „KMU und Familienunternehmen“, „Technological 
Entrepreneurship“ sowie „Creative Industries und Social Business“ gelehrt. Im Rahmen des 
MBA-Studiums findet ein internationales Beratungsprojekt mit dem MBA-Programm der 
Barton School of Business der Wichita State University (Kansas) statt. 
Das Studium gliedert sich in vier Semester. Im ersten Semester werden die 
betriebswirtschaftlichen Grundlagen gelegt. Im darauf folgenden Semester vertiefen die 
Veranstaltungen das Wissen in den Bereichen strategisches Management sowie 
Innovations- und Technologiemanagement. Das dritte Semester bietet den Studierenden die 
Möglichkeit, Businesspläne in der Praxis anzuwenden. Im abschließenden vierten Semester 
erarbeiten die Studenten eine Master Thesis. 
 
Abschlussarbeiten 

Die erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis am Institut zeigt sich 
auch in ausgewählten Abschlussarbeiten der Studierenden:  
 
Muss ergänzt werden – es gibt eine Liste der Abschlussarbeiten, aus der die von den 
Mitgliedern betreuten rausgeschrieben werden! Liste im Intranet/Internet/mal bei Frau 
Jarema fragen? 
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Bachelor Abschlussarbeitsthemen im Sommersemester 2012 
 
 

 
Themengebiet: Arbeits- und Organisationssoziologie 
 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer 

Judith Grift „Arbeitender Kunde“ und Crowdsourcing als 
neue Formen des Verhältnisses zwischen 
Kunden und Unternehmen  

Gather/Moritz 

Jeanette 
Gundermann 

Die erfolgreiche Gestaltung einer 
internationalen Mitarbeiterentsendung  

Gather/Spear 

 
Themengebiet: Existenzgründung und KMUs 
 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  

Lena Schubert Besonderheiten der Unternehmensführung 
in Familienunternehmen 

Felden/Mylius 

Alexander 
Schott 

Controlling-Systeme für mittlere 
Unternehmen 

Felden/Reißig-Thust 

Jörg Brackrock Die Finanzierung von Familienunternehmen 
im Vergleich zu Nichtfamilienunternehmen 

Felden/Reißig-Thust 

Tayo Arowolo Markteinstrittsstrategien von 
Unternehmensgründungen in 
angebotsoligopolitischen Märkten 

Rüggeberg/Bomnüter 

Tassja Buch Mitarbeiterbeteiligung in KMU mit 
Schwerpunkt auf Gründungsunternehmen 

Rüggeberg/Klutmann 

Joachim 
Schaal 

Performance-Kriterien in 
Familienunternehmen und KMU 

Felden/Sturm 

Anne Stadler Probleme und emotionale Konflikte bei der 
familieninternen/familiären 
Unternehmensnachfolge 

Nordhausen/Novak 

Henrike Kricke Ruin durch Stillstand – Insolvenzursachen 
am Fallbeispiel Schlecker 

Felden/Tomenendal 

 
Themengebiet: Gender & Diversity 

 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  

Vazuki 
Thangarajah 

Ethnische Ökonomie – von Türken für 
Türken? 

Gather/Ripsas 

Ece Yildirim Migrantinnen in Gewerkschaften – ein 
Vergleich der Situation in der 
Gebäudereinigung und in der 
Metallverarbeitung 

Schmidt/Straub 

Johanna Lena 
Brömer 

Wieviel Quote brauchen Deutschland und 
die Europäische Union für mehr 
Chancengleichheit im Erwerbsleben? 

Gather/Carl 

 
Themengebiet: Gesellschafts- und Konzerrecht 
 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  

Alexander 
Borchers 

(K)ein Recht auf Anonymität in der 
Treuhandgesellschaft 

Meyer / Härting  

Bonita Mouna  Die Haftung bei der wirtschaftlichen 
Neugründung einer GmbH  

Lehmann-Richter/Schunke  
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Themengebiet: Internationale Unternehmensführung 
 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  

Jonas Vossler Sucess factors of business model 
development – The example of a new 
generation of social media startups 

Ripsas/Birkenkrahe 

 
Themengebiet: Marketing 
 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  

Nils Hermann  Ambush-Marketing – Bedrohung oder 
gesunder Wettbewerb für das Sponsoring 
von Sportgroßveranstaltungen  

Rüggeberg/Pruy 

Erdal Yildiz Branchenanalyse zur Zukunfstfähigkeit der 
SEO-Agenturen 

Junge/Rüggeberg 

Erik Ackner Comparable market analysis of Chinese 
electrical bikes and development of a 
market strategy in  Germany  

Junge/Herr 

Mirjam 
Fröhlich 

Is corporate social responsibility affecting 
consumer behaviour? 

Rüggeberg/ Kronauer 

Vincenzo 
Ferrera  

Kundenmehrwert orientierte 
Produktentwicklung  

Rüggeberg/Moritz 

Alena Shtoltse Marketingkonzept für einen 
neuzugründenden Immobilienmakler  

Rüggeberg/Moritz 

Daniel 
Markowski 

Theorie und Praxis der Entwicklung von 
Unternehmens- und Markennamen  

Rüggeberg/Müller 

 
Themengebiet: Personal und Organisation  
 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  

Christina 
Schröter 

Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
auf dem Arbeitsmarkt – Maßnahmen zur 
Integration von behinderten Menschen in 
Unternehmen 

Gather/Huesmann 

 
Themengebiet: Sonstige Gebiete der Steuerlehre 
 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  

Karina 
Hildebrandt  

Rechtliche Rahmenbedingungen für 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen in 
Deutschland 

Klinski/Meyer 

 
Themengebiet: Sonstiges: Entrepreneurial Process  

 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  

Phillipp Ballin Analyse des japanischen 
Kapselhotelkonzeptes bezüglich der 
Anwendbarkeit in Deutschland unter 
Berücksichtigung moderner Entrepreneurial 
Process-Therorien 

Ripsas/Felden 

 
Themengebiet: Sonstiges: Entrepreneurship   
 

Kandidat Titel der Arbeit Erstprüfer/Zweitprüfer  
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Sascha 
Pfordte 

Entwicklung eines innovativen 
Geschäftsmodells für einen gemeinnützigen 
Fußballclub 

Ripsas/Pieper 

Irina Meuser Erfolgsfaktoren für 
Unternehmensgründungen in der 
Internetökonomie 

Ripsas/Breinlinger-O´Reilly 

Patrick Pohl Performance Management von StartUps mit 
Hilfe der KPI´s am Bespiel der Conversion 
Rate 

Ripsas/Campenhausen 

Felix 
Radermacher 

Wertorientierte Unternehmensführung im 
Mittelstand -  Eine kritische Analyse der 
Anwendbarkeit und Ableitung von 
Erfolgsfaktoren für die Ausgestaltung einer 
wertorientierten Unternehmensführung in 
mittelständischen Unternehmen 

Reißig-Thust/Gruber  

 
 
 
 
 
 
 

6.2 … über die Forschung 

In 2011 wurden verschiedene Projekte von den Mitgliedern des Instituts – vielfach in 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft - bearbeitet.  
 
MiNa (Felden) 

Mittelständler haben immer häufiger Schwierigkeiten, qualifizierte Nachfolger für den 
Chefsessel zu finden. Die Studie in Zusammenarbeit mit der ASH hatte zum Ziel, das 
Nachfolgepotenzial von Migrantinnen und Migranten zu quantifizieren und 
Handlungsempfehlungen für die Beratung und Begleitung durch Multiplikatoren zu 
erarbeiten. 
 
DEMOGEN (Felden/Meyer) 

Die Studie in Zusammenarbeit mit dem IfM Bonn, dem IfH und der Uni Siegen hat den 
Generationswechsel im Mittelstand vor dem Hintergrund des demografischen Wandels 
untersucht und einen Ausblick auf das Jahr 2030 gegeben. Das EMF-Institut hat die 
rechtlichen Hemmnisse und Problemfelder in diesem Kontext herausgearbeitet. 
 
IMMOFAM 

Empirische Erhebung über das Immobilienmanagement in Familienunternehmen 
 
COFIFAM 

Das interdisziplinäre Projekt hat in Zusammenarbeit mit der Uni Linz das strategische und 
operative Controlling und Finanzmanagement mittlerer und großer Familienunternehmen 
untersucht.  
 
 
Veröffentlichungen 
 
Felden 
Betriebswirtschaft im Blickpunkt: Unternehmensbewertung 
Finanzierung im Mittelstand: „Controlling in Familienunternehmen: Ergebnisse einer 
empirischen Untersuchung“ 



 72 

Der Betrieb spezial: „Unternehmensnachfolge – Beratung von Familienunternehmen als 
zentrale Herausforderung“ 
Betriebswirtschaftliche Blätter: „Familienunternehmen im Spiegel von Spitzenleistungen und 
Selbstblockade“ 
Betriebswirtschaft im Blickpunkt: „Der Stellenwert des Managements von Immobilien in 
Familienunternehmen wächst“ 
Betriebswirtschaft im Blickpunkt: „Controlling im Mittelstand 
Betriebswirtschaftliche Blätter: „Verborgene Liquiditätspotenziale heben - Working Capital 
Management in kleinen und mittleren Unternehmen“ 
Betriebswirtschaft im Blickpunkt: Expandieren durch strategisches Wachstumsmanagement“  
Finanzierung im Mittelstand: „Mit Working Capital Management in kleinen und mittleren 
Unternehmen verborgene Potenziale nutzen“  
Betriebswirtschaftliche Blätter: „Plädoyer für den Homo Oeconomicus“ 
International Journal of Entrepreneurship and Small Business (IJESB): “Does bank 
perception of abilities and human capital affect access to loans for business successors?” 
Göttinger Handschriftliche Studien: „Der Generationswechsel im Mittelstand im 
demografischen Wandel“ 
 
Muss ergänzt werden – ich hab alle noch mal angemailt und um Rücklauf bis Mo 
gebeten – würden wir dann ggf. noch ergänzen 
 

6.3 Veranstaltungen 

 
Gründer-Veranstaltung 
Im Mai 2011 fand die 5. Gründer-Veranstaltung am Wannsee statt. Das Konzept sieht vor 
Studierende, angehende Entrepreneure und erfolgreiche Unternehmer aus jungen und 
innovativen Unternehmungen zusammen zu bringen. Dieses Mal ging es um klassische 
Themen (Kaffee, Schuhe, Mode) und wie man damit innovative Unternehmen errichten kann. 
Nach der Eröffnung durch Michael Jänichen und Prof. Birgit Felden gab es eine kurze 
Kennenlernrunde, Impulsvorträge mit anschließender Diskussion.  
 
 
3. EMF-Konferenz 

Im November 2011 fand die 4. EMF-Konferenz für Familienunternehmen statt. Rund 100 
Gäste aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft diskutierten im Bootshaus der Landesbank 
Berlin und der angrenzenden Villa am Wannsee zum Thema: CAMPUS WANNSEE: Was 
Familienunternehmen vermögen. 
 
Am 23. Oktober 2012 findet die nächste EMF-Konferenz Familienunternehmen mit dem 
Thema „Werte in Familienunternehmen“ statt. 

Werte wie Ehrlichkeit, Verantwortung und soziales Engagement schaffen Vertrauen. Nach 
diesen Werten ein Unternehmen zu führen, kann Geld kosten, es kann aber auch handfester 
Wettbewerbsvorteil sein. Erfolgreiche Familienunternehmen machen uns dies regelmäßig 
vor. Allerdings steht und fällt auch das Ansehen bzw. der Erfolg des Unternehmens mit dem 
Ansehen der Unternehmerfamilie. Und: den Worten müssen Taten folgen, denn Papier ist 
geduldig. 
Passend zur Thematik konnten wir Herrn Dr. Ulf D. Posé als Key Note Speaker gewinnen. 
Der Präsident des Ethikverband der Deutschen Wirtschaft e.V. spricht in seinem 
Impulsvortrag über ethische Werte in Familienunternehmen. 

Vertreter aus Wirtschaft und Wissenschaft diskutieren über Vermögensentscheidungen in 
Familienunternehmen. Besonders spannend: Unternehmergeschichten und -ansichten zu 
dem Thema aus Ost- und Westdeutschland. 
 
 
EMF-MahlZeit 
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Mit der EMF-MahlZeit wird der Praxistransfers der Studieninhalte durch Kontakte zwischen 
Unternehmern und Studierenden intensiviert. Als Gäste im Jahr 2011 waren 
 

- Beate Westphal, Gründerin der Keksbank und der Aprilstiftung 
- Klaus Zapf, Zapf Umzüge 
- Sascha Suden, Autor des Buchs "Hilfe, ich habe gegründet" 
- Mario Ahlberg, geschäftsführende Gesellschafter (und Nachfolger) der Banholzer 

Metallwarenfabrikation GmbH 
- Dr. Torsten Oelke, Autor des Buchs "Stars des Internets: Erfolgreiche Web-

Unternehmer und ihre Geschichte"  
- Hans Wall, Gründer der Wall AG 

 
eingeladen, die den Studierenden sowohl spannende als auch persönliche Einblicke in die 
Entstehung und Entwicklung erfolgreicher Unternehmen gaben.  
 
 
Weitere Informationen finden Sie unter http://www.emf-berlin.org/veranstaltungen.html. 
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